


Alles kommt darauf an, die Nation zu gewöhnen, selbst ihre 

Geschäfte zu betreiben und nicht ihre wichtigsten Geschäfte 

besoldeten Mietlingen zu überlassen. Täglich überzeuge ich mich 

mehr von dem Schädlichen der Bürokratie, die alles regeln, 

die alles ordnen, ergreifen, alles wissen will und alles hindert.

Hat man sich überzeugt, daß das Verdrängen der Nation von 

jeder Teilnahme an der Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten 

den Gemeingeist erstickt und daß dessen Stelle eine Verwaltung 

durch besoldete Behörden nicht ersetzt, so muß eine Veränderung 

der Verfassung erfolgen. Man muß die Fesseln zerbrechen, durch 

welche die Bürokratie den Aufschwung der menschlichen Tätig­

keit hemmt.

Frhr. vom Stein

Rapp S. 253
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Freiheit und soziale Gerechtigkeit*

- Zum 26. Erscheinen des Ordo-Jahrbuches -

Zusammen mit seinem Freund und geistigen W eggefährten W alter Eucken 

begründete NMLKJIHGFEDCBAF ra n z B ö hm  1948 das O rd o -] a h rb u c h  als Ideensammlung'und 

Bekenntnis zu einer erneuerten politischen und sozialemFreiheitsordnung. 

Sie fand im Vorwort des 1. Ordo-Bandes 1948 ihren bleibenden Niederschlag. 
Zum Erscheinen des 26. Bandes des Ordo-Jahrbuches für die Ordnung von 

W irtschaft und Gesellschaft schreibt F ra n z  B ö hm :

A n  d ie  L e se r  d e s  J a h rb u c h s O rd o

W er die Zeilen dieses Vorworts im Jahre 1975 aufs neue liest, der wird 

den Eindruck haben, als seien sie heute geschrieben und befaßten sich mit 

den ordnungspolitischen Aufgaben unserer Tage. Kaum jemand wird sich 

beim W iederlesen daran erinnert fühlen, wie fundamental anders die ord­

nungspolitische W irklichkeit damals war. W er sich aber in die W irklichkeit 
des M ai 1948 zurückversetzt, auf den wird das Vorwort nachträglich wirken 

wie ein literarischer Startschuß zu den Ereignissen und Entscheidungen, 

deren Zeugen wir wenig später, vom 24. Juni 1948, dem Tage der W ährungs­

reform an geworden sind und die unsere W irtschafts- und Gesellschafts­
politik bis zum heutigen Tage geprägt haben. Er wird sich wieder daran 

erinnern, daß an dem Tage, an dem der erste Band Ordo erschien, in unserem 

Lande noch ein Bewirtschaftungssystem in Geltung war, das von der Hitler­

regierung zu Zwecken der Kriegsvorbereitung und des Krieges im Oktober 

1936 in Kraft gesetzt, sodann nach ihrem Einmarsch von den Alliierten 

übernommen worden war und damals offenkundig vor dem Zerfall stand. 

Er wird sich erinnern, daß dieses Bewirtschaftungssystem einige W ochen 

später im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten der alliierten W ährungs­
reform vom Direktor der Verwaltung für W irtschaft, Prof. Ludwig Erhard, 

auf Grund eines kurz zuvor verabschiedeten Gesetzes des W irtschaftsrates 

des Vereinigten W irtschaftsgebiets außer Kraft gesetzt und an seiner Stelle 
die marktwirtschaftliche Ordnung wieder aufgerichtet worden ist, deren 
gesetzliche Grundlage die Gewerbeordnung aus dem Jahre 1869 ist. Es 

geschah das durch deutsche Amtsstellen, die zwar nur provisorisch ein­
gesetzt waren und der alliierten Kontrolle unterstanden, und auf Grund 

eines vom W irtschaftsrat gebilligten Programms, das später unter der

*) M itarbeiter und Themen  des 26. Ordo-Jahrbuches siehe Seite 66
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Bezeichnung »Soziale M arktwirtschaft« bekannt geworden ist und Ge­

schichte gemacht hat.

Die drei westlichen Besatzungsmächte, vor allem die amerikanische, 

hatten  wesentliche Voraussetzungen  für diese W iederherstellung  der M arkt­

wirtschaft beigesteuert: die W ährungsreform, die Einsetzung einer über­

zonalen provisorischen deutschen Autorität und - last not least - den 

M arshall-Plan. Dagegen hatten  sie keine klaren Vorstellungen darüber ent­

wickelt, nach  welchem  wirtschaftspolitischen Rezept vom  Tag  der W ährungs­

reform an regiert werden sollte. Die britische und die französische Be­

satzungsmacht liebäugelten mit irgendeiner anderen Spielart von Bewirt­

schaftungssystem (6conomie dirigee), während den Amerikanern eine sehr 

vorsichtige schrittweise Auflockerung der bestehenden W irtschaftspolitik  

in Richtung  auf freiere marktwirtschaftliche  Formen  vorzuschweben schien. 

Einen ordnungspolitischen Zusammenhang zwischen W ährungsreform  und  

wirtschaftspolitischer Grundentscheidung wollten sie nicht anerkennen. 

So hatten  sie denn ja auch - und  zwar gegen deutschen  Rat - ihre Dekartelli­

sierungsgesetze schon im Jahre 1947 erlassen, ohne die W ährungsreform  

abzuwarten, obwohl damals noch alle Preise gesetzlich gebunden und die 

Unternehmer auch sonst hinsichtlich ihrer Beschaffungs- und Absatzpläne 
durch behördliche Vorschriften eingeengt waren, für kartellmäßige Aktivi­

täten  also weder Spielraum  noch Anreiz vorhanden war.

W enn trotzdem NMLKJIHGFEDCBAL u dw ig  E rh a rd , der damalige Direktor der Verwaltung 

für W irtschaft, das Inkrafttreten der W ährungsreform zum Anlaß nahm, 

die Preisstoppverordnung  vom  Jahre 1936  noch  am  gleichen  Tage aufzuheben 

und ganze M assen von  Bewirtschaftungsvorschriften außer Kraft zu setzen, 

so war dieser mit der Geldreform synchronisierte Sprung in die M arkt­

wirtschaft das Ergebnis deutscher Initiative.

Es ist hier nicht der Ort, dem Sich-Finden eines an diesen Ereignissen 

aktiv  beteiligten Kreises marktwirtschaftlich  orientierter Deutscher historisch 
nachzugehen und Namen zu nennen. Tatsache war, daß es diesen Kreis 

gab. Diejenigen, die ihm  angehörten, waren  davon überzeugt, daß  der Sprung  

in die M arktwirtschaft in berechnetem Zusammenhang mit der W ährungs­

reform und gleichzeitig mit ihr unternommen werden sollte.

Der Erfolg dieser Politik war offenkundig, der Anschauungsunterricht 

für Zustimmende und Kritiker höchst beeindruckend.

Die Leser des Jahrbuchs haben an den geschichtlichen Etappen und  

an den Problemen, die sich in den folgenden 25 Jahren jeweils stellten, 
bis zum heutigen Tag teilgenommen. Sie haben die Verwandlung eines 

durch Krieg, Niederlage, politischen Zusammenbruch, Hunger und Des­

organisation verwüsteten Gemeinwesens in einen blühenden und voll
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entwickelten Industriestaat miterlebt und den Anteil einer grundsatzfesten, 

marktwirtschaftlich orientierten W irtschaftspolitik an dieser Entwicklung 

beobachten können.

Sie wissen aber auch, daß es zwei verschiedene Dinge sind: eine zusam ­

mengebrochene Gesellschaftswirtschaft wieder aufzurichten und eine in 

energischem Vollzug befindliche, NMLKJIHGFEDCBAa u fs h ö c h s te e n tw ic k e l te  Industriewirt­

schaft auf  der Höhe möglicher Leistungskraft zu  erhalten, sie instandzusetzen, 

den Ansprüchen  gewachsen  zu bleiben, die national und international an sie 

gestellt werden, und mit den Krisen fertig zu werden, von denen sie teils 
infolge fehlerhafter Politik, teils infolge von Ereignissen, die abzuwenden  

außerhalb des Einflußbereichs einer Regierung liegt, teils infolge system­

immanenter Strukturschwächen und Struktureigentümlichkeiten der Ord­

nung selbst, sei es vereinzelt, sei es periodisch bedroht werden.

So sehr sich ein Rückblick auf die Geschichte der abgelaufenen Periode 

verlohnen  würde, so  sind  es aber doch  vor  allem  die Probleme  der Gegenwart, 

die uns heute in erster Linie beschäftigen und bedrücken.

Eines dieser Probleme freilich, das eine zeitlang auf allen Gassen bis 

zum Überdruß breitgetreten worden ist, soll hier bloß gestreift, aber nicht 

in Betracht gezogen werden.

W ir denken an den Vorwurf, daß die Anwendung  marktwirtschaftlicher 

Prinzipien unsere Gesellschaft in eine von Prosperitäts- und W ohlstands­

denken behexte »Überflußgesellschaft« denaturiert habe.

Daß Prosperitätsdenken die M enschen zu korrumpieren vermag, ist 

bereits eine sehr alte Sprichwortweisheit. Aber die Heilung des M enschen 

oder »der Gesellschaft« - dieses künstlich personifizierten M ischbegriffs 
aus kollektivem Ölgötzen und kollektivem Sündenbock - von dem Übel 

des Prosperitätswahns ist kein ökonomisches und  kein  wirtschaftspolitisches, 
sondern ein erziehungspolitisches Problem, eine Frage menschlicher Be­

währung  in  bestimmten  Versuchungslagen, erzeugt durch Glück  und Erfolg. 

W enn der M ensch dazu neigt, in guten Zeiten zu vergessen, daß er nicht 

von Brot allein lebt, so ist daran weder das reichliche Vorhandensein 

von Brot, noch das angewendete Verfahren der Broterzeugung schuld, 

sondern allein der M ensch. W irtschaften aber heißt M angel überwinden. 
Diejenigen, die darüber nachdenken, wie M angel zweckmäßig überwunden 
werden kann, sind in ihrem guten Recht, wenn sie sich dabei von der 

M axime leiten lassen, daß ein M ann, der gut zu wirken denkt, auf das beste 

W erkzeug zu halten hat.

D ie s em  G ed a n k e n  hat denn auch L u dw ig  E rh a rd  bereits Anfang der 

fünfziger Jahre in einem Kreis von Theologen Ausdruck gegeben, die ihn  
schon  damals der Verführung  des Volks zum  Prosperitätsdenken beschuldig-
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ten. NMLKJIHGFEDCBAE rh a rd  bestritt, daß es einen Satz der christlichen M orallehre gibt, 

der einem  W irtschaftsminister zumutet, absichtlich eine  falsche W irtschafts­

politik zu treiben, damit das Volk nicht Schaden an seiner Seele nehme.

Sehr viel seriöser aber sind andere Sorgen. W ir nennen die Inflation - 

ein weltweites Phänomen bei Industriestaaten von heute mit marktwirt­

schaftlicher Ordnung zumal den Fall der gewohnheitsmäßigen perma­

nenten  Geldschöpfung  zu Zwecken  der Konjunktur- und  Vollbeschäftigungs­

politik; die Konjunkturpolitik überhaupt; das Raubbauproblem - wie wir 

in Anlehnung an einen Sprachgebrauch von M a rx  den Inbegriff der Sorgen 

um  die Verschmutzung  von Luft, W asser und Umwelt, um  die Zunahme  von  

Lärm, um die Erschöpfung der Naturschätze in einer voll technifizierten  

Industriewirtschaft bezeichnen wollen -; das weitere Umsichgreifen alter 

und neuer M ethoden der Unternehmenskonzentration, der privaten M ono­

polisierung  von M ärkten  und  der manipulierten  W ettbewerbsbeschränkung; 

die öffentlichen Eingriffe in die Verteilung  von Einkommen und Vermögen 

unter den einzelnen Gruppen von W irtschaftsbeteiligten; die Eingriffe in 

die Verteilung von Kaufkraft für Zwecke des individuellen und des über­

persönlichen Bedarfs; die Forderung der M itbestimmung  der Arbeitnehmer 

an der Unternehmensführung, sei es zum Zweck der Überwindung der 

Klassenspannung, sei es zwecks Teilnahme am Produktivvermögen der 

Unternehmen.

Es wird unsere Aufgabe sein, keines dieser Probleme aus dem Auge zu 
lassen. Dabei wird stets im Vordergrund unseres Interesses die o rd n u n g s ­

p o li t is c h e  F ra g e s te l lu n g  stehen. Nicht nur deshalb, weil wir persönlich der 

marktwirtschaftlichen  Ordnung  vor anderen  möglichen Ordnungen  den  Vorzug 
geben, sondern  weil die  marktwirtschaftliche  Ordnung, modifiziert  durch  Staats­

interventionismus und bilateralen Tarif-Dualismus auf dem Gebiet der 

Lohnbildung und des Aushandelns von Arbeitsbedingungen, in unserem  

Lande in  g e s e tz l ic h e r  G e ltu n g  steht. Die  rechtliche Geltung  eines bestimmten  

W irtschaftssystems aber ist ein p o li t is c h e s  D a tum , von dem  jeder Versuch, 

die von den Normen dieser Ordnung erfaßten wirtschaftlichen Abläufe 
und Zusammenhänge wirtschaftwissenschaftlich zu verstehen, ausgehen  
muß, wie von anderen Daten auch, also etwa von dem Datum »Klima« 

oder dem Datum »technisches W issen«. Nur mit dem Unterschied, daß 

das Datum  »W irtschaftsordnung« für die W irtschaftswissenschaft nicht nur 
ein beliebiges Datum, sondern zugleich auch ein Gegenstand der eigenen 

Forschung ist.

Selbstverständlich ist für die W issenschaft - das gilt in gleicher W eise 

für die Nationalökonomie wie für die Rechtswissenschaft wie für die 

Soziologie - nicht nur die jeweils in einem Lande geltende W irtschafts­

ordnung, sondern je d e  W irtschaftsordnung interessant. Die Tatsache ihrer
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rechtlichen  Geltung  ist dabei unabhängig  von  der Bewertung  ihrer Qualitäten. 

Es ist also völlig legitim , an einer in Geltung stehenden W irtschaftsordnung  

Kritik zu üben und ihre Änderung oder Ersetzung durch eine andere 

Ordnung  zu empfehlen. Aber die Abkehr von einer in Geltung befindlichen 

W irtschaftsordnung und der Übergang zu einer anderen Ordnung ist ein 

Vorgang von NMLKJIHGFEDCBAg ro ß e r T ra g w e ite . Er sollte sich nicht heimlich und unter 
der Decke, sondern in hellem Tageslicht und unter Beobachtung aller 

verfassungsrechtlichen Prozeduren  vollziehen. Viele Anhänger einer solchen  

Veränderung ziehen jedoch neuerdings die M ethode der getarnten Unter­

wanderung, des partisanenhaften.»M arschs durch die Institutionen« vor. 

Das geschieht keineswegs nur von radikaler Seite, die darauf abzielt, die 

bestehende Gesellschaftsordnung  mit Stumpf und Stiel auszutilgen, sondern 

in zunehmendem Umfang auch von gemäßigten Taktikern, die nur be­

grenzte Veränderungen und Reformen anstreben, aber glauben, den W ider­

ständen, die bei offener Diskussion oder bei Einhaltung des rechtsstaatlich 

vorgesehenen Gesetzgebungsweges drohen, ausweichen zu können, wenn  sie 

ihre Zwecke auf Schleichpfaden durch die Hintertür verfolgen.

Den Anfang mit dieser M ethode haben schon vor langer Zeit die Unter­

nehmer bei ihren  vielfachen Bestrebungen, den  W ettbewerb  einzuschränken, 

gemacht, zuweilen  unter Beiziehung  hochqualifizierter  juristischer Ratgeber; 

sie haben  dabei in überraschendem  M aß Erfolg  gehabt und  die W achsamkeit 

der Gerichte weithin überspielt, so daß es nachträglich sehr erheblicher 

Anstrengungen des Gesetzgebers bedurft hat, die gestörte Ordnung einiger­

maßen wiederherzustellen. Das Rezept besteht darin, daß M arktbeteiligte 

durch eigenmächtigen M ißbrauch oder eigenmächtige Überschreitung  ihrer 

gesetzlichen Zuständigkeiten vollendete Tatsachen schaffen und diese 

Tätigkeit solange fortsetzen, bis sie sich kraft Gewohnheitsrecht in eine 

legitime, erlaubte Tätigkeit verwandelt. Voraussetzung des Gelingens ist, 
daß sich die Gerichte täuschen lassen. Das war im Bereich unerlaubter 

W ettbewerbsbeschränkungen, der allgemeinen Geschäftsbedingungen, der 

Verfälschung des W ettbewerbs, in Behinderungs- und Schädigungskampf 
und ist noch immer bei vielen Fehlentwicklungen auf dem Gebiet des 

Aktien- und Korporationenrechts der Fall, ln  einer M arktwirtschaft besitzen  

die W irtschaftsbeteiligten einen sehr großen Freiheits- und Betätigungs­

spielraum. Er hat aber seine Grenze darin, daß er ein p r iv a tr e ch tl ic h e r  
Freiheits- und  Betätigungsspielraum  ist. Es handelt sich  um  eine  Zuständigkeit 

zur Besorgung  e ig e n e r  Angelegenheiten, nicht um  eine Herrschaftszuständig­

keit zu Eingriffen in fremde Angelegenheiten. Diese Zuständigkeit besitzt 

in einer M arktwirtschaft n u r d e r S ta a t . Nur der Staat darf in die vom  
M arktmechanismus indirekt gesteuerten M arktabläufe hineinintervenieren. 

Die hier geschilderten Entartungen der M arktwirtschaft bestanden und
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bestehen  jedoch  im  Grunde darin, daß es Gruppen  von  privaten  W irtschafts­

beteiligten gelingt, sich in den Besitz der M öglichkeit zu setzen, in markt­

wirtschaftliche Abläufe herrschaftsähnlich hineinzuintervenieren. Inhaber 

privaten M arkteinflusses maßen sich gesetzgeberische und administrative 

Herrschaftsbefugnisse an. Sie müssen in ihre privatrechtlichen Schranken 

zurückverwiesen werden.

Der Aufgabe, dieser speziellen Gefahr einer Verwahrlosung des geltenden  

W irtschaftssystems entgegenzuwirken, haben sich Herausgeber und M it­

arbeiter des Jahrbuchs seit seinem Entstehen angenommen. Inzwischen 

sind Bestrebungen anderer Art aktuell geworden, die ebenfalls auf eine 

befehlshaberische Ausweitung des privatrechtlichen Freiheitsspielraums 
hinauslaufen, diesmal aber des Freiheitsspielraums einer anderen Gruppe 

von W irtschaftsbeteiligten, nämlich der Arbeitnehmer. Diese sollen durch NMLKJIHGFEDCBA

G ese tz - so wird gefordert - mit der Befugnis ausgestattet werden, sich 
in  die privaten  Angelegenheiten  anderer Privatpersonen, nämlich  der Unter­

nehmer, einzumischen, mit denen sie Arbeitsverträge abgeschlossen haben. 

W ohlgemerkt in ihrer Eigenschaft als Privatperson, das heißt Personen 

ohne jede politisch-parlamentarische Verantwortlichkeit und ohne demo­

kratische Herrschaftslegitimation für ihr Tun. Gegen ihr Veto sollen Unter­

nehmen, die in der Form einer Kapitalgesellschaft betrieben werden, kein 

Vorstandsmitglied bestellen können. Zwar soll diese Erweiterung  der Privat­

autonomie in ein Hoheitsrecht nicht eigenmächtig bewerkstelligt, sondern  

im W ege der Gesetzgebung angeordnet werden. Das aber würde nicht nur 

auf eine ernste Störung  der marktwirtschaftlichen  Ordnung, sondern  darüber, 
hinaus auf eine Durchbrechung unserer verfassungsmäßigen Ordnung 
hinauslaufen, nach der sich die Bürger Eingriffe in ihre privatrechtliche 

Freiheit n u r v o n  d e r S ta a ts g ew a lt gefallen zu lassen brauchen, die ihren 
Eingriff politisch zu verantworten hat, nicht aber von anderen Privat­

personen, die für ihr Tun und Lassen niemandem verantwortlich sind als 

sich selbst. Es stellt sich die verfassungsrechtliche Frage, ob nach dem  

Grundgesetz der Gesetzgeber durch einfaches Gesetz einer Gruppe von 
Privatpersonen einen Freibrief zur Verübung privatrechtlicher Eigenmacht 
gegen M itglieder einer anderen Gruppe von Privatpersonen ausstellen 
kann.

Die Tatsache, daß ein solches privatautonomes M itbestimmungsrecht 

in aller Form öffentlich gefordert werden konnte, daß diese Forderung 
einen großen W iderhall gefunden hat und daß sogar dem Bundestag ein 

förmlicher Gesetzentwurf der Bundesregierung vorliegt, der zu baldiger 
Beschlußfassung ansteht und vermutlich angenommen werden wird, zeigt, 
wie unscharf in unserem Lande die ordnungspolitischen Vorstellungen
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von der Ordnungsstruktur des marktwirtschaftlichen Systems sind, aber 

auch  die  Vorstellungen  von  der verfassungsmäßigen  Zuständigkeit politischer 

Gewaltenträger im  Verhältnis zu den Regierten.

Sie erweist aber auch das Daseinsrecht eines Jahrbuchs, das sich zum  

Ziel setzt, die ordnungspolitischen Einsichten in das geltende W irtschafts­

system  zu verbreiten und  zu  vertiefen, und Einbrüchen in das Gefüge dieser 

Ordnung entgegenzuwirken, solange man an ihr festhält.

Die Befürworter des M itbestimmungsrechts (- wohlverstanden in Fragen 
der NMLKJIHGFEDCBAU n te rn ehm en s fü h ru n g , nicht in Fragen der B e tr ie b sg e s ta l tu n g ; das 

sogenannte »betriebliche« M itbestimmungsrecht ist aus dem  A rb e its v e r tr a g  

abgeleitet und ordnungspolitisch völlig einwandfrei -) begründen ihre 

Forderung mit dem Hinweis auf das Prinzip der G le ic h b e r e ch tig u n g  u n d  

G le ic h g ew ic h tig k e i t v o n K a p ita l u n d A rb e it . Sie bemängeln, daß die 

Gewerbefreiheit, das heißt das Recht, ein Unternehmen zu betreiben, nach 

dem  Gesetz zwar »jedermann« zusteht, daß  dieses Recht aber in  der sozialen  

W irklichkeit nur von begüterten Privatpersonen und Gesellschaften in 

Anspruch genommen werden kann, die imstande sind, den Aufwand zu 

bezahlen, den das Betreiben eines Unternehmens verursacht. Sie machen 

geltend, daß die Gesellschaft der Privatrechtssubjekte in zw e i K la s s e n  

gespalten  wird, in die Klasse derer, die von  dem  Recht, ein Unternehmen zu 

betreiben, Gebrauch machen können, und in die Klasse derer, die das nicht 

können; daß sich aber in der Klasse derer, die vom  Gebrauch der Gewerbe­

freiheit faktisch ausgeschlossen sind, die A rb e itn e hm e r  rekrutieren, denen 

nichts anderes übrig bleibt, als in den Betrieben ihrer begünstigten M it­

bürger fremdbestimmte und  abhängige Arbeit zu verrichten. Zum  Ausgleich 
für diese Klassenungleächheit solle deshalb den Arbeitnehmern ein kol­

lektives paritätisches M itbestimmungsrecht an der Unternehmensführung  

zugestanden werden. Sie machen jedoch darauf aufmerksam, daß sie, jeden­

falls zur Zeit, so  weit gar nicht gehen  wollten. Im  Gesetzentwurf wird  vielmehr 

das M itbestimmungsrecht nur auf das Recht begrenzt, in  solchen  Angelegen­

heiten stimmengleich mitzuwirken, für die der Aufsichtsrat einer Kapital­

gesellschaft zuständig ist. Außerdem wird das M itbestimmungsrecht zur 
Zeit bloß für die Arbeitnehmer solcher Unternehmen gefordert, die in der 

Form einer Kapitalgesellschaft betrieben werden, und auch nur von einer 
bestimmten Größenordnung an aufwärts.

Zu dieser Begründung wäre folgendes zu sagen:

Daß der Betrieb eines Unternehmens Vermögen  erfordert und daß diese 
Betätigung infolgedessen - je nach der Größe des Unternehmens - nur 

Vermögenden  erreichbar ist, läßt sich  schlechterdings nicht in  Abrede  stellen.
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Die Tatsache, daß dem  so ist, bedeutet sozial eine Kalamität und  eine Gefahr. NMLKJIHGFEDCBA

K a r l M a rx  hat denn auch aus diesem  Grunde die Abschaffung der Klassen­

gesellschaft und - durchaus konsequent - die »Vergesellschaftung«, das 
heißt praktisch die Verstaatlichung der Produktionsmittel sowie eine 

»gesellschaftliche«, das heißt staatliche Lenkung  des gesamten Produktions­

prozesses gefordert.

Die Befürworter der M itbestimmung dagegen wollen die Klassengesell­

schaft nicht abschaffen, sondern stattdessen die Zwei-Klassen-Gesellschaft 

offiziell legalisieren und zwar nach dem Prinzip: Gleichberechtigung von  

Kapital und Arbeit. Da sie aber keine M öglichkeit sehen, den Vermögens­

losen die zum  Betreiben eines Unternehmens nötigen M ittel zur Verfügung 

zu stellen, wollen sie die Arbeitnehmer mit der (als reines Privatrecht 

ausgestalteten) Befugnis ausstatten, gegen bestimmte Unternehmeraktivitäten 

ihr V e to  einzulegen, das den Effekt haben soll, daß sich die Unternehmer 

mit ihnen in Verhandlungen einlassen müssen, um  ihr Unternehmen über­

haupt betreiben  zu können. W eil jedoch  die Befürworter des M itbestimmungs­

rechts dem Vorwurf auszuweichen wünschen, ihr Vorschlag laufe auf 

eine volkswirtschaftlich  fühlbare Lähmung der unternehmerischen W illens­

bildung  hinaus, beschränken sie das M itbestimmungsrecht auf einige  wenige 

Befugnisse, so daß also das M itbestimmungsrecht, falls die Befugnisse 

tatsächlich »harmlos« sein sollten, einen b lo ß  s ym b o lis c h e n  Charakter an­

nehmen würde; niemand könnte dann freilich etwas- Rechtes mit ihm  an­

fangen. Sollten aber die Befugnisse Substanz haben und effektiv sein, dann 

würde die Funktionsfähigkeit und produktive Kraft der marktwirtschaftli­

chen Ordnung fühlbar beeinträchtigt werden zum Schaden aller, auch der 
Inhaber des M itbestimmungsrechts. M an würde den Unternehmern dann 

eine durch Privateingriffe geminderte Gewerbefreiheit belassen, indem  man 

die Belegschaften sozusagen zu ihrem  Vormund bestellt.

Gegen diesen Lösungsversuch läßt sich ohne Unbilligkeit der Vorwurf 
erheben, daß er unter Verzicht auf ordnungspolitische Überlegungen konzi­

piert worden ist und die Gefahr einer unüberlegten, aber sehr tiefgreifenden 

Diskreditierung der marktwirtschaftlichen Ordnung heraufbeschwört. Im  
besten Falle einer bloß symbolischen Diskreditierung, im ungünstigsten  

Fall aber einer effektiven und ersatzlosen Beschädigung.

Das gleiche gilt für alle Lösungen, die auf dem Gedanken beruhen, die 

Aufgabe des Intervenierens, die in der wohlkonstruierten M arktwirtschaft 
d em  S ta a t Vorbehalten ist und deren W ahrnehmung den Ansprüchen ge­

nügen muß, die in einer rechtsstaatlichen Demokratie an politische Herr­

schaftsbefugnisse zu stellen sind, auf p r iv a te  V e rb ä n d e  oder p r iv a te  K om ­

m is s io n e n  oder gar auf e in z e ln e  P r iv a tp e r s o n e n  e in e r  b e s t im m ten  K a te g o r ie , 

mit einem W ort auf sogenannte »intermediäre Gewalten«, wie ein etwas
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verblasener Ausdruck lautet, zu übertragen, die keinerlei politische Verant­

wortung  tragen. Nur völlige  ordnungspolitische  Indifferenz  vermag  in  solchen 

Regelungen so etwas wie »Selbstverwaltung« oder »direkte Demokratie« zu 

erblicken; in W ahrheit handelt es sich um  eine mit unserer geltenden Ver­

fassung  • unvereinbare Verwandlung der Privatrechtsgesellschaft in eine NMLKJIHGFEDCBA

S tä n d eg e s e lls c h a ft n e u e r  A r t , deren M itglieder n ic h t -  wie in der Privat­

rechtsgesellschaft - ohne Unterschied den gleichen  Status besitzen, sondern 
in Gruppen mit u n te r s c h ie d l ich em  S ta tu s  zusammengefaßt sind.

Das alles sind tiefgreifende und monumentale E in g r i f fe in u n s e r . V er fa s ­

s u n g sg e fü g e ,  die einer  viel sorgfältigeren  Vorbereitung, einer  viel größeren  Kraft 

des Gedankens und  eines sehr viel äusgereifteren  politischen  Könnens bedürfen.

W enn die bisherige Diskussion um  das M itbestimmungsrecht gezeigt hat, 

wie wenig verbreitet das Verständnis der marktwirtschaftlichen Ordnung  ist, 

so  bekräftigt das die Herausgeber und M itarbeiter dieses Jahrbuchs in ihrer 
Absicht, sich  der Vertiefung  dieses Verständnisses auch  in  Zukunft anzunehmen.

Das will nicht besagen, daß es in den vergangenen 27 Jahren an höchst 

beachtlichen Bemühungen dieser Art gefehlt habe. Hier wäre in erster Linie 

der neueren großen Arbeiten von F. A . v o n  H a y e k , des M itarbeiters dieses 

Jahrbuchs von der ersten Stunde an, zu gedenken. W ährend sonst mehr die 

k o o rd in ie r e n d e  K ra ft des M arktpreismechanismus im  M ittelpunkt des neo­

liberalen Denkens stand, hat v . H a y e k vor allem seine die p ro d u k tiv e n  

K rä fte  in  der Gesellschaft s t im u lie r e n d e F ä h ig k e i t  in  das Blickfeld  gerückt. 
So hat er insbesondere in seinem zunächst in englischer Sprache ver­

öffentlichten  Buch: »Die Verfassung  der Freiheit«1 mit immer wiederholtem  

Nachdruck darauf hingewiesen, daß »wechselseitig aufeinander angepaßte 

Handlungen vieler Individuen« jedem von ihnen und uns allen »mehr 

W issen  zugänglich machen«  als der Handelnde und  irgendeine  andere Einzel­

person besitzt, und daß »dank solcher Verwertung von zerstreutem  W issen  

... Errungenschaften«2 möglich werden, die kein Einzelverstand, auch  nicht 

der Verstand von Regierungen, Gesetzgebern und W eltweisen voraussehen 
kann.

Damit hat v . H a y e k , dessen umfassende wissenschaftliche Leistung zur 

lebhaften Freude und  Genugtuung  der Herausgeber und M itarbeiter unseres 

Jahrbuchs im  vergangenen Jahr m it dem Nobelpreis ausgezeichnet worden 
ist, den eigentlichen und entscheidenden Beweggrund offengelegt, der in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts alle damaligen großen Industrie­

staaten  veranlaßt hat, die Gewerbefreiheit einzuführen und  dabei die Bevor­

zugung vermögender Privatpersonen und die Ungleichheiten der Vermögens-

1) R  A . v . H a y e k :  The Constitution of Liberty, 1960 Chicago und London, in deutscher Sprache: 
»Die  Verfassung der Freiheit« J. C. B. M ohr (Paul Siebeck} Tübingen 1971.

2) a. a. O., S. 40.
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und Einkommensverteilung  bewußt in Kauf zu nehmen. Denn Gewerbefrei­

heit bedeutet die gesetzliche Anerkennung  des Betriebs eines Unternehmens 

als NMLKJIHGFEDCBAe ig en e  P r iv a ta n g e le g e n h e it des Betreibenden, obwohl die arbeitsteilige 
Deckung  eines bestimmten  Bedarfs zahlloser M enschen zweifellos der Sache 

nach mehr als bloß eine »eigene« Angelegenheit einer Privatperson ist. M an 

kann sie aber als eigene Angelegenheit gelten lassen, soweit der M arkt­

mechanismus die unternehmerische Betätigung  volkswirtschaftlich zureichend 
kontrolliert. Diese Kontrolle findet aber nicht in der W eise statt, daß die 

M arktbeteiligten sich gegenseitig in ihre Aktivitäten (»mitbestimmend«) 

hineinreden, sondern dergestalt, daß jeder auf fremde Aktivitäten mit 

e ig e n e n Aktivitäten (zum .Beispiel Annahme oder Ablehnung von unter­

nehmerischen Angeboten) r e a g ie r t (Reaktionspiebiszit).

v . H a y ek  hat seinem  Buch ein  Zitat v o n  A lg e rn o n  S id n e y  vorausgeschickt: 

»W ir suchen nicht nach  Vollkommenheit, da  wir nur zu  gut wissen, daß diese 

in menschlichen Dingen nicht zu finden ist, sondern nach jener Verfassung, 

die von den geringsten oder entschuldbarsten Unzulänglichkeiten begleitet 

ist«. Offenbare Nachteile, die davon ausgehen können, daß der privaten  

Freiheit eine so breite Zuständigkeit zugestanden worden ist, Nachteile, 

wie sie im Lauf der geschichtlichen Entwicklung immer wieder zutage 

getreten sind, wird man versuchen, teils durch verbesserten Schutz des 

Systems, teils durch legale gesetzmäßige oder administrative Interventionen 

ins Erträgliche abzumildern, was in der Vergangenheit besonders nach­

haltig im Bereich des A rb e its r e c h ts  geschehen ist, wo sich die Hervorbrin­

gungen der gesetzgeberischen Tätigkeit zu einem keineswegs bloß mengen­

mäßig imposanten Gebirge aufgetürmt haben. Die Einengung der privat­

rechtlichen Unternehmerautonomie durch Duldung privater Einmischungs­

rechte aber würde die Einrichtung der Gewerbefreiheit ihres wirtschafts­

politischen und sozialethischen Rechtfertigungsgrundes berauben, der in 
der Überlegung besteht, daß nur das freie gegenseitige Sich-Anpassen der 

Handlungen vieler freier Individuen Errungenschaften ermöglicht, die ohne 
diese Freiheit privater Aktivitäten deshalb nicht erzielt werden  könnten, weil 

der Verstand von Regierungen, Gesetzgebern und W eltweisen sie nicht 
hervorzubringen imstande ist. W enn man schon Gewerbefreiheit einführt, 

dann muß man die freie Unternehmerinitiative in Kauf nehmen und darf 
die Unternehmer nicht unter die Kuratel von Personen stellen, für die das 

Betreiben dieses Unternehmens nicht eigene Privatangelegenheit ist, die 

vielmehr jede Haftung für die Vermögensrisiken dieses Unternehmens ab­

lehnen, weil sie gar nicht imstande sind, sie zu tragen.

Damit mag die Aufzählung der aktuellen ordnungspolitischen Probleme, 
so sehr sie der Ergänzung fähig wäre, abgeschlossen werden.

F ra n z  B ö hm
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W as heißt »sozial« in der »Sozialen M arktwirtschaft«?*

Ernst W inkler, M ünchen

Ein wirkungsvolles M ittel der politischen Auseinandersetzung ist zu 

allen Zeiten und heute mehr denn je die NMLKJIHGFEDCBA» v e rb a le  S tr a te g ie « , das heißt der 
Gebrauch oder M ißbrauch der Sprache als politisches Kampfmittel. Die 

grundlegenden politischen Begriffe werden in gängige Schlagworte um ­

gemünzt und  verfälscht; damit werden sie zu leeren W orthülsen, die sich mit 

verschiedenen, ja gegensätzlichen Begriffsinhalten füllen lassen. Die be­

griffliche Entwertung  geht Hand  in Hand mit übersteigerter emotionaler Auf­

wertung nach dem  primitiven Schema: gut oder böse.

So wird die sachliche Auseinandersetzung, das Ringen um die Begriffe 

und die hinter ihnen stehende Realität erschwert oder verhindert durch 

die ebenso primitive wie wirksame Taktik, die eigene Stellung durch einen 

tarnenden Schutzwall unangreifbar zu machen und den Gegner durch ein 

diffamierendes Etikett außer Gefecht zu  setzen. Dieser »semantische Betrug« 
(K. Steinbuch) bemächtigt sich der wichtigen Allgemeinbegriffe wie zum  

Beispiel »Demokratie«, um  die Politisierung  und  Sozialisierung  aller Lebens­

bereiche, vor allem  W irtschaft und Schulwesen als angebliche »Demokrati­

sierung« zu legitim ieren; oder »progressiv«, um den bestehenden Zustand  

in globaler Abwertung als »schlecht« und daher die geforderte Änderung  

ohne kritische Prüfung als »gut« zu proklamieren.

Dafür hat neuerdings die Gegenseite in dem gefährlichen Schlagwort 

»Radikalismus« ein sehr wirksames M ittel gefunden, um jedes radikale 

Denken, das heißt die grundsätzlich an die »W urzel« der Dinge gehende 

Kritik - einefür Philosophie und  W issenschaft, nicht zuletzt für W irtschafts-, 
Gesellschafts- und  Politik-W issenschaft unverzichtbare methodische Voraus­

setzung - zu verdächtigen und mit dem Angriff auf unsere .»freiheitlich­

demokratische Grundordnung« unbesehen in einen Topf zu werfen. Damit 

hat auch  das Schlagwort »Systemüberwindung« eine völlige Umkehrung  von  
positiver zu negativer emotionaler Bewertung, nämlich von revolutionärer 

zu repressiver Stimulierung der Gefühle erfahren - als ob offenkundige 
Strukturfehler unseres W irtschafts- und Gesellschaftssystems mit system­

immanentem Denken und Verhalten aufgedeckt und überwunden werden 
könnten!

Im Hinblick auf diese, höchst unerfreulichen Formen der politischen 
Auseinandersetzung begrüße ich es, daß das mir gestellte Thema ein

*) Überarbeitete Fassung eines Vortrages, gehalten am 20. 7. 1975 anläßlich der 35. Tagung des 
Seminars für freiheitliche Ordnung in Hcrrsching/Ammersec
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sachliches Problem - und zwar ein sehr aktuelles und  brisantes politisches 

Problem - in die harmlos erscheinende Form einer sprachlichen Frage­

stellung verpackt:NMLKJIHGFEDCBA

»W a s  h e iß t » so z ia l«  in  d e r  » S o z ia le n  M a rk tw ir ts c h a ft« ?  Diese Formu­

lierung  erzwingt das methodisch richtige  Vorgehen, die b e g r i f f l ic h e  K lä ru n g  

(Teil 1) als Voraussetzung der s a c h lic h en  K lä ru n g  (Teil 2) und diese als 

Voraussetzung der p o li t is c h en  E n ts c h e id u n g  (Teil 3) zu erarbeiten.

1 . B eg r i f f l ic h e  K lä ru n g

Die vielzitierte und vielumstrittene W ortbildung » S o z ia le M a rk tw ir t ­

s c h a ft«  ist der Name eines wissenschaftlich-theoretischen Konzepts und  

zugleich das Etikett einer politisch-praktischen Realität. Sie ist schon rein 

sprachlich mit Spannung geladen, weil sie durch Verschränkung zweier 

heterogener Begriffspaare entstand, nämlich: die w ir ts c h a ft l ic h e Polarität: 

»M arktwirtschaft - Planwirtschaft«, d ie  g e s e l ls c h a ft l ic h e  Polarität: »Libera­

lismus - Sozialismus«. Das wirtschaftliche Begriffspaar ist emotional relativ 

unbelastet und deshalb für sachliche Erörterung wesentlich besser ver­

fügbar als das, im Brennpunkt leidenschaftlichen Streites stehende gesell­

schaftliche Begriffspaar: »Liberalismus - Sozialismus«. Ein erster Schritt 

begrifflicher Klärung liegt im sprachlichen Übergang von den vieldeutig­

verschwommenen Ismus-Begriffen zu den entsprechenden Eigenschafts­

wörtern: Die Begriffe »liberal« und »sozial« sind theoretisch mit einander 

durchaus verträglich; ihre gemeinsame Realisierung in einer W irtschafts­

und Gesellschaftsordnung der persönlichen Freiheit und  sozialen Gerechtig­

keit ist die entscheidende politische Aufgabe unserer Zeit. Dagegen stehen  

die Begriffe »liberalistisch« und »sozialistisch« zu einander in unversöhnli­

chem Gegensatz und eben deshalb in eindeutigem  Bezug zum genannten  
wirtschaftlichen Begriffspaar: Die M arktwirtschaft kann nicht sozialistisch, 

die Planwirtschaft nicht liberalistisch sein.

Da für das Begriffspaar: »liberal - sozial« diese Ausschließlichkeit nicht 

. besteht, ist die Frage nach der entsprechenden zweckmäßigen W irtschafts­

ordnung möglicher Gegenstand einer theoretischen Untersuchung und  
notwendiger Gegenstand  einer praktischen Politik, die nicht als kurzsichtige 

Tagespolitik  den sogenannten »systemimmanenten  Sachzwängen«  unterliegt, 

sondern als weitschauende Politik der Zukunftsgestaltung auch vor der 
drängenden Aufgabe einer »Systemüberwindung« oder wenigstens einer 

grundsätzlichen Systemberichtigung nicht kapituliert oder die Augen ver­

schließt.
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I. NMLKJIHGFEDCBA1 . D a s  w ir ts c h a ft l ic h e  B eg r i f fs p a a r  

wurde von W a lte r  B u c k e n  in grundlegenden Untersuchungen, insbesondere 

in seinen »Grundlagen  der Nationalökonomie« hinreichend geklärt.

Er definiert die P la n w ir ts ch a ft als eine (partiell oder total) »zentral 

geleitete  W irtschaft«, also  die  zentrale, das  heißt staatliche  und  bürokratische 

Planung des W irtschaftsgeschehens, die in zunehmender Totalität zunächst 

die Produktion, aber auch die Verteilung  und schließlich sogar den Konsum  
erfaßt, also nicht nur die Unternehmer, sondern alle Bürger in ihrer Eigen­

schaft als Arbeiter und als Verbraucher bevormundet, indem  sie die Freiheit 

eigener Entscheidungen einschränkt oder aufhebt.

Demgegenüber ist die fr e ie M a rk tw ir ts c h a ft nicht eine planlose W irt­

schaft, sondern das Ergebnis des Zusammenspiels zahlloser privater Einzel­

planungen von Produzenten und Konsumenten mit ihren gegenseitigen 

Abstimmungen auf dem W aren-, Arbeits- und Kapitalmarkt. Allerdings 

gibt es verschiedene Freiheitsgrade der M arktwirtschaft; Eucken unter­

scheidet nicht weniger als 100  M arktformen  durch  verschiedene Kombinatio­

nen von vollständiger Konkurrenz, Oligopol und Teiloligopol, M onopol 

und Teilmonopol auf der Nachfrage- oder Angebotsseite bei offenem  oder 

geschlossenem  M arkt, überdies noch kombiniert mit verschiedenen mögli­

chen Geldformen und Geldsystemen.

Es ist offensichtlich, daß die W irtschaftsordnung eines möglichst freien  

M arktes am besten mit einer liberalen Gesellschaftsordnung harmoniert. 

Die Frage ist nur, ob eine solche, durch zahllose private Einzelplanungen  

bestimmte  M arktwirtschaft überhaupt eine Ordnung bildet, gar eine  harmoni­

sche Ordnung mit optimaler Effizienz, wie die Theoretiker des alten  

W irtschaftsliberalismus, zum  Beispiel A. Smith  behauptet haben, und  überdies 

eine sozial gerechte, das heißt leistungsgerechte Ordnung, wie in unserer 

Zeit die Theoretiker des Neoliberalismus, zum  Beispiel W . Eucken  fordern - 
oder aber, ob  das Ergebnis nur Chaos, Unordnung, M ißordnung  ist, vielleicht 

auch kapitalistische Herrschaftsordnung, wie die Sozialisten lehrten  und  die 

Neosozialisten heute nachbeten.

Nebenbei bemerkt: Die als »Neo-Liberale«, das heißt »Neu-Liberale«  

bezeichneten W irtschaftstheoretiker nennen sich selbst lieber »O rd o -  

L ib e ra le « , um  zu  betonen, daß  eine »Ordo«  das  heißt Ordnung  der W irtschaft 
nicht das automatische Ergebnis eines freien Kräftespiels im Sinn des 

klassischen Liberalismus ist, sondern bewußt zu  planende und  zu  schaffende 

Rahmenbedingungen im Sinn ihres theoretischen Konzeptes voraussetzt. 

Die lateinische Vorsilbe »ordo« darf also nicht verwechselt werden mit 
der ähnlich klingenden griechischen Vorsilbe des W ortes »ortho-dox« 

= »recht-gläubig«. Denn die Ordoliberalen waren in ihrem engagierten 

Suchen nach der besten Lösung dieses schwierigen Problems alles andere
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als orthodox - ein wohltuender Gegensatz zu den orthodoxen M arxisten, 

die das vermeintliche'Patentrezept zur Lösung aller gesellschaftlichen 

Probleme gefunden haben, und zu den noch orthodoxeren Neomarxisten, 

die  es gläubig  nachbeten, weil ihre  radikale Kritik  gegenüber den  bestehenden 

Verhältnissen  sich  nur auf ihre Kritiklosigkeit gegenüber der eigenen  Ideologie 

zu stützen vermag.

Leider läßt sich nicht leugnen, daß die bisherigen Erfahrungen mit der 

sogenannten »Sozialen M arktwirtschaft« nicht viel mit dem  ordoliberalen  

Konzept gemein  haben, daß  sie  zwar dem  liberalen Prinzip  in  eingeschränktem, 
aber dem sozialen Prinzip in ganz unzureichendem M aße entsprechen. 

Die verständliche Folge - nicht die logische, wohl aber psychologische 

Folge - ist die Zuspitzung des sozialen zum sozialistischen Prinzip im  

Bewußtsein vieler, vor allem der jungen M enschen und damit ein, den 

Neosozialisten und Neomarxisten in den Schoß fallender Zuwachs an 

Propagandawirkung  und politischem  Einfluß.

Allerdings beobachten wir im Osten und im W esten eine gegenläufige 
Tendenz in der Entwicklung der W irtschaftsordnung. Der östliche Kom­

munismus konnte auch durch das Opfer der Freiheit nicht die soziale 

Gerechtigkeit und den allgemeinen W ohlstand verwirklichen; vielmehr 

bemühte er sich zunehmend um  Verbesserungen  der gehemmten Funktions­

fähigkeit seines W irtschaftssystems durch gewisse, freilich bürokratisch 
gesteuerte und kontrollierte Liberalisierungsmaßnahmen wie Leistungs­

prämie, Preisfestsetzungen nach den realen Knappheitsrelationen und 

Kapitalzuweisung nach staatlich berechneten Rentabilitätsindizes - also 

dirigistische Ersatzmaßnahmen für das freie Kräftespiel von Angebot und  

Nachfrage auf dem  Arbeits-, W aren- und Kapitalmarkt. Dafür verstärken  

sich im W esten und speziell bei uns in Deutschland die propagandistischen 

Forderungen, zum Teil auch die praktischen M aßnahmen einer »gesell­

schaftlichen« - sei es staatlichen oder gewerkschaftlichen - Planung des 
W irtschaftsgeschehens, vorsichtig auch »Lenkung« oder »Steuerung« ge­

nannt, angefangen von der Investitionssteuerung bis zur Sozialisierung 

von Produktionsmitteln,' mindestens zunächst von Großbetrieben und 

Banken.NMLKJIHGFEDCBA

1 .2 . D a s  g e se l ls ch a ft l ic h e B eg r i f fs p a a r  

interessiert uns hier nur insoweit, als es für die Frage der W irtschafts­

ordnung relevant ist. Unter diesem  Aspekt haben unsere bisherigen Über­

legungen bereits die Begriffe »liberal« und »iiberahstisch« einerseits, 
»sozialistisch« anderseits bis zu dem, für unseren Zweck erforderlichen  

Grad geklärt, aber den für unser Thema entscheidenden Begriff » so z ia l«  

noch weitgehend im  Dunkeln gelassen.
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Die Sozialisten haben auf Grund bitterer geschichtlicher Erfahrungen 

ein gewisses Recht, das W ort »sozial« mit M ißtrauen  zu betrachten in seiner 

Alibi-Funktion zur Tarnung der tatsächlich bestehenden sozialen Un­

gerechtigkeit. Das gilt in der Tat für die moralisch und kirchlich geforderte NMLKJIHGFEDCBA

s o z ia le  G e s in n u n g  u n d  V e rh a lte n sw e is e . In  diesem  Sinne konnte ein mittel­

alterlicher Feudalherr und ein neuzeitlicher Unternehmer sehr sozial sein 

und zwar in  subjektiv  aufrichtiger Gesinnung, obwohl er objektiv  im  Rahmen 
der bestehenden gesellschaftlichen Zusammenhänge mit kirchlicher und  

staatlicher Legitimierung die Arbeitskraft der von ihm abhängigen M en­

schen rücksichtslos ausbeutete. In diesem  Sinne konnten fr o m m e  Sonntags- 

Christen und human gesinnte Teilnehmer von W ohltätigkeitsbällen ihr, 

doch schon empfindlicher gewordenes soziales Gewissen beruhigen, indem  

sie dem armen Proletarier ein Almosen zukommen ließen an Stelle der 

sozialen Gerechtigkeit, auf die er sachlichen Anspruch hatte und mit 

wachsender Lautstärke auch anmeldete.

So wurde in der Tat der Begriff »sozial« auch vom Begründer der 
katholischen Soziallehre, Papst Leo XIII. definiert in seiner Enzyklika 

»Rerum Novarum« 1891: Nach scharfer Zurückweisung des Sozialismus 

mit seinem  »verderblichen Geist der Neuerung« (RN. 1). mit seinem  Angriff 

auf das im  Naturgesetz verankerte und »durch die praktische Anerkennung 

der Jahrhunderte geheiligte« Recht auf Privateigentum  und  Sonderbesitz (8), 

mit der in den M assen geweckten »Gier nach fremder Habe« (30) - nach  

dieser entschiedenen Verurteilung  des Sozialismus betonte der heilige Vater 

die private Pflicht., und zwar »nicht Pflicht der Gerechtigkeit, sondern der 

christlichen Nächstenliebe«, »vom Überflüsse den notleidenden M it­

brüdern  Almosen zu  spenden« (19), und  er bezeichneteesalseine »Forderung 
der Billigkeit«, daß der Arbeiter »von dem, was er zum  allgemeinen Nutzen  

beiträgt, etwas empfängt, so daß er in Sicherheit hinsichtlich W ohnung, 
Kleidung und Nahrung ein weniger schweres Leben führen kann« (27).

Es wäre aber eine Verleumdung der katholischen Soziallehre, mit diesen 

Zitaten zu schließen; denn die katholische Kirche schuf 40 Jahre später, 

nachdem  sie freilich die Arbeiterschaft durch eigene Schuld längst verloren  

hatte, und in den noch folgenden 30 Jahren bis heute eine erstaunliche 

Berichtigung und W eiterentwicklung ihrer Soziallehre gerade durch die 
nachfolgenden päpstlichen Enzykliken (Pius XI. 1931 QA, Johannes XXIII. 
1961 M M  und 1963 PT, Paul VI. 1967 PP) derart, daß man mit mancher, ohne 

Quellenangabe zitierten Stelle auf jeder CDU-Versammlung den Vorwurf 

sozialistischer oder kommunistischer Propaganda provozieren könnte.

Neben der moralisch und kirchlich geforderten, rein privaten Sozialhilfe 

gibt es natürlich  bedeutende  s o z ia le  M a ß n a hm en  u n d  In s t i tu t io n e n  wie die 
kirchliche Caritas und  die  bekannten  Einrichtungen  in unserem  »freiheitlich-
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sozialen Rechtsstaat«, aber ebenso auch und vielleicht besser in sozialisti­

schen und kommunistischen Staaten. Doch weckt die zunehmende Ent­

wicklung zum Sozialstaat oder beinahe schon sozialistischen Staat auch  
bei uns in Deutschland nachgerade mehr Befürchtungen als Hoffnungen; 

im Grunde handelt es sich um bürokratisch-willkürliche Umverteilung des 

durch Arbeit verdienten Einkommens und damit eine neue Form der 

Ausbeutung, nämlich die Ausbeutung der arbeitswilligen und leistungs­

fähigen Bürger unseres Staates durch jene, die ohne eigene Verantwortung 

• und Anstrengung die Leistungen der Gesellschaft, das heißt der anderen  

als selbstverständlich für sich in Anspruch nehmen. Es bedurfte erst der 

Kostenexplosion und des drohenden Zusammenbruches unserer im  Grunde 

unsozialen Zzuflngsz>ersfc/ierungs-ßürokm£ie, es bedurfte der gefährlich  
anwachsenden und langsam erdrückenden Soziallasten, die jeder für seine 

Person durch erhöhte Inanspruchnahme sozialer Gegenleistungen wieder 

hereinzuholen versucht, um langsam auch dem letzten Bürger klar zu 

machen, daß er sich selbst betrügt und vom SoziaLstaat betrogen wird.

Im Gegensatz zu diesen teils schiefen, teils verlogenen Interpretationen 

definieren wir den Begriff »sozial« als NMLKJIHGFEDCBA»M itb e te i l ig u n g « , das heißt erstens 

als grundsätzlich gleiches Recht aller Bürger auf Teilhabe an allen wirt­

schaftlichen und kulturellen Gütern, zweitens als M itbestimmung bei den 

ihn betreffenden wirtschaftlichen und politischen Entscheidungen. Aber 

M itbestimmung heißt auch M itv e ra n tw o r tu n g . M an kann diese beiden 

Begriffe nicht trennen, was leider immer wieder geschieht; die Rechte der 
M itbestimmung und die Pflichten der M itverantwortung sind die beiden, 

wesensgemäß zusammengehörenden Aspekte desselben Sachverhaltes.

Unsere Verfassung beginnt mit dem Katalog der Grundrechte; diese 
Hervorhebung ihrer unabdingbaren Bedeutung ist nach den Schreckens­

jahren einer verbrecherischen deutschen Diktatur verständlich und not­

wendig. Aber nicht minder notwendig  wäre für unsere Tage  der zugeordnete, 

ebenso klar formulierte Katalog der G ru n d p fl ic h te n , deren unvollständige 

und beiläufige, wenn auch verbindliche Formulierungen über verschiedene 

Verfassungsartikel je nach den jeweiligen Sachzusammenhängen verstreut 
sind.

Das soziale und das liberale Prinzip fallen letztlich zusammen in einem  

Begriff, der in unserer Zeit ebenso häufig wie mißbräuchlich verwendet 
wird, nämlich: » E m an z ip a tio n «  oder auf gut deutsch: »M ündigkeit«. In der 

Feudalgesellschaft des M ittelalters und in der kapitalistischen Gesellschaft 

der Neuzeit waren  die unteren Stände bzw. Klassen, also die breite M ehrheit 

der Bevölkerung entmündigt zugunsten des Herrschaftsanspruches einer 
ausbeutenden M inderheit. In  den  heutigen  kommunistischen  Staaten  werden 

alle Bürger entmündigt zugunsten einer diktatorischen Bürokratie und
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einer aJleinbestimmenden Ideologie. Eine ähnliche Entmündigung aller 

Bürger wäre auch das Endergebnis einer weiteren sozialstaatlichen und  

zunehmend sozialistischen Entwicklung im W esten, vor allem  in Deutsch­

land.

M ündigkeit bedeutet: NMLKJIHGFEDCBAF re ih e i t u n d S e lb s tv e r a n tw o r tu n g - wiederum  

zwei wesensgemäß untrennbare Begriffe. Ohne Selbstverantwortung ist 

Freiheit gleichbedeutend mit W illkür des Einzelnen und Anarchie der 
Gesellschaft, die notwendigerweise und sehr rasch in eine neue Diktatur 
umschlägt. Selbstverantwortung bedeutet, daß jeder zunächst für sein 

eigenes Schicksal verantwortlich ist, soweit er es aus eigener Kraft, Voraus­

schau und  Vorsorge  zu  gestalten  vermag, und  nur  jenseits der Grenzen  möglicher 
Selbsthilfe die Hilfe der M itbürger oder die Sozialleistungen der Gesellschaft 

in Anspruch nehmen kann, wie es das durch M oral wie durch Zweckmäßig­

keit legitim ierte S u b s id ia r i tä ts p r in z ip  der katholischen Soziallehre fordert. 

Die Selbstverantwortung reicht aber noch weiter: Sie bedeutet nicht nur, 

daß der mündige M ensch für sich selbst verantwortlich ist, sondern auch  

selbst verantwortlich für die Folgen, die seine freien Entscheidungen und  

Handlungen  auch für seine M itmenschen  und  für die Gesellschaft haben. So 

bilden die Begriffspaare: »Selbstverantwortung und M itverantwortung, 

Selbstbestimmung und M itbestimmung« eine innere Einheit und den 
wesentlichen  Bedeutungsgehalt der annähernd  gleichen  Begriffe: »Freiheit - 
Emanzipation - M ündigkeit«.

1.3. S y n th e s e
Die Ausgangsfrage nach den gegenseitigen Beziehungen zwischen dem  

sachlich klaren Begriffspaar: »M arktwirtschaft - Planwirtschaft« und dem  

unklar definierten, emotional belasteten  Begriffspaar: »Liberalismus  -  Sozialis­

mus« konnten wir klarer fomulieren, indem wir für das gesellschaftliche 

Begriffspaar durch Übergang zu den entsprechenden Eigenschaftswörtern 

verschiedene Bedeutungsgehalte feststellten.

Auf der einen Seite bedeutet die gesellschaftliche Antithese: »liberali- 
stisch - sozialistisch« ebenso wie die zugeordnete wirtschaftliche Antithese: 

»freier M arkt - zentrale Planung« einen sich ausschließenden Gegensatz 

wie Feuer und W asser. Daher ist für ihre Verwirklichung höchstens ein 
fauler, auf Dauer unhaltbarer K om p rom iß  möglich; denn in einem solchen  

gemischten W irtschaftssystem ergeben sich unvermeidliche Funktions­

störungen, die zu ihrer Behebung immer neue planende Eingriffe erfordern, 

bis die W irtschaft to ta l v e rp la n t  is t .
Auf der anderen Seite bedeutet die gesellschaftliche Antithese: »liberal - 

sozial« eine komplementäre Polarität wie zwischen Nordpol und Südpol 
eines M agneten. Daher ist ihre Verwirklichung nur in Form  einer S y n th e s e
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möglich, so wie ein M agnet nur durch Erzeugung seiner beiden Pole ent­

stehen kann und die Vernichtung des einen Poles auch den anderen zum  

Verschwinden bringt. Diese Synthese ist es, die wir durch die Begriffspaare 

»M itbestimmung und M itverantwortung« oder »Freiheit und Selbstverant­

wortung« charakterisiert haben; die mit dem  berühmten Schlagwort: »Frei­

heit, Gleichheit, Brüderlichkeit« der französischen Revolution gemeint war; 

die in  unserem  freiheitlich-sozialen  Rechtsstaat als  wirtschaftliche, politische 

und kulturelle Kooperation bei gleichen Freiheitsrechten für alle Bürger 

gesichert werden soll.

Nach dem  Dreiphasen-Gesetz der Hegelschen Dialektik müßte sich diese 

Synthese aus der These des Liberalismus und der Antithese des Sozialismus 

als Endziel der geschichtlichen Entwicklung ergeben - einer Entwicklung, 
die mithin nicht geradlinig und harmonisch zum  vorprogrammierten Ziele 

führt, sondern auf einem Zickzack-Kurs durch das Scheitern der sich 

bekämpfenden und gegenseitig aufhebenden Gegensätze hindurchführt. 

Dieses politische Ringen um die Lösung der sozialen Frage hat sich vor­

wiegend in Formen des wirtschaftlichen Verteilungs- und M achtkampfes 

abgespielt. Nach rund 100 Jahren des erbitterten Ringens kam es in 

Deutschland durch die Schaffung der »Sozialen M arktwirtschaft« nur 
vorübergehend zur Ruhe und ist heute, 20 Jahre darnach, aufs neue mit 

alter Heftigkeit entbrannt. Dies beweist die enge Verflechtung von W irt­

schafts- und Gesellschaftsordnung; das Ziel einer freiheitlich-sozialen 

Gesellschaftsordnung kann nicht ausschließlich auf juristischer und politi­

scher Ebene, nicht durch eine noch so gute Verfassung und noch so gut 

gemeinte sozialpolitische Organisation  verwirklicht werden, sondern nur auf 

dem  sicheren Fundament einer geeigneten W irtschaftsordnung. Der Begriff 

»Soziale M arktwirtschaft« umschreibt diese gesuchte W irtschaftsordnung  

mit ihrer komplementären Spannung zwischen den beiden Polen »liberal« 

und »sozial«; aber die Entscheidung über ihre Tauglichkeit überschreitet 
naturgemäß die Leistungsfähigkeit einer rein begrifflichen Klärung und 

erfordert darüber hinaus das Eingehen auf sachliche, nämlich wirtschafts­

wissenschaftliche und wirtschaftspolitische Details.

2. NMLKJIHGFEDCBAS a c h lic h e  K lä ru n g

So kehren wir denn nach der Klärung einiger grundsätzlicher Begriffe 

zur Alternative zwischen M a rk tw ir ts c h a ft u n d  P la n w ir ts c h a ft zurück und  

fragen, welche dieser beiden Formen eine W irtschaftsordnung ermöglicht, 

die als Fundament einer freiheitlich-sozialen Gesellschaftsordnung dienen 
kann. Das Problem beginnt schon beim Begriff der Ordnung. Zweifellos 
ist die zentral geleitete W irtschaft eine Ordnung, aber wie wir bereits
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feststellen konnten, eine starre Zwangsordnung, die nur durch staatliche 

M acht auf Kosten ihrer Funktionsfähigkeit und Effizienz aufrechterhalten 

wird und auch um den Preis der Freiheit nicht die soziale Gerechtigkeit 

verwirklicht. Anderseits hat sich die liberalistische M arktwirtschaft in der 

geschichtlichen Entwicklung nicht als eine stabile Ordnung bewährt; viel­

mehr hat die rasch einsetzende Entartung  zum  kapitalistischen W irtschafts­

system sowohl ihre Funktionsfähigkeit durch die periodische Folge von  

Konjunktur und Krise gelähmt als auch die soziale Gerechtigkeit durch 

monopolistische M achtbildungen und Ausbeutung zerstört.

Diese Feststellungen zeigen, daß es sich in beiden Fällen um eine ver­

machtete, der Ausbeutung dienende W irtschaft handelt, im ersten Fall 
durch zentral ausgeübte staatliche M acht, im zweiten durch private, auf 

kapitalistischen M onopolen beruhende wirtschaftliche M achtpositionen. 

Eine vermachtete W irtschaft will und kann aber weder persönliche Freiheit 

für alle noch soziale Gerechtigkeit gewährleisten.NMLKJIHGFEDCBA

2 .1 . D a s  M o d e ll d e r  S o z ia le n  M a rk tw ir ts ch a ft

Da die freie M arktwirtschaft - entgegen der Theorie des klassischen 

Liberalismus - sich nicht von selbst zu einer Ordnung gestaltet, vielmehr 

historisch zur kapitalistischen M ißordnung entartet ist, hat sich die ordo- 

liberale W irtschaftstheorie das Ziel gesetzt, eine Ordnung der freien M arkt­

wirtschaft zu schaffen. Dazu fordert der Neoliberalismus - wiederum im  

Gegensatz zum klassischen Liberalismus - den starken Staat, aber nicht 

zwecks Planung  und direktem  Eingriff in das W irtschaftsgeschehen, sondern 
zwecks Schaffung und Garantie einer rechtlichen Rahmenordnung, welche 

jede Vermachtung der W irtschaft verhindert, also ihre Funktionsfähigkeit 

durch Selbststeuerung im  freien Kräftespiel von  Angebot und Nachfrage auf 

dem  W aren-, Arbeits- und Kapitalmarkt ermöglicht und schützt.

Das theoretische Konzept schuf W a lte r  E u c k e n  in  seinem  nachgelassenen  

W erk »Grundsätze der W irtschaftspolitik«. An den Anfang stellt'er die 

o rd n u n g s th e o r e t is c h en  G ru n d p r in z ip ie n :  1. die auf privates Eigentum  (auch 

an Produktionsmitteln) gestützte individuelle Freiheit; 2. der vom Staat 

gesetzte ordnungspolitische Rechtsrahmen und 3. eine systematische W irt­

schaftspolitik des Staates ohne W irtschaftslenkung und direkte Eingriffe 

in das W irtschaftsgeschehen.

Die Verwirklichung stützt sich auf die folgenden 3 o rd n u n g sp o li t is c h e n  

G ru n d p fe i le r :

1. Zu den k o n s t i tu ie r en d e n P r in z ip ie n der M arktwirtschaft gehören 

vor allem das Preissystem des vollständigen W ettbewerbs, das Primat der 

W ährung mit W ährungsstabüität, freier Zugang zu den M ärkten, Vertrags­

freiheit und volle Haftung.
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2. Ihre W irksamkeit wird durch die NMLKJIHGFEDCBAr e g u la t iv en  P r in z ip ie n  abgesichert, 

nämlich: M onopolkontrolle, welche die Entstehung von M onopolen ver­

hindern und die bereits entstandenen M onopole aufiösen oder wenigstens, 

sofern sie unvermeidbar sind,- kontrollieren soll; ferner Korrektur der 

Einkommensverteilung (zum Beispiel durch Steuerprogression) für den 

Fall ungenügender Gleichheit der Startchancen, allerdings ohne Schädigung  

der Investitionsneigung; schließlich eine Sozialpolitik zur Sicherung von  

M indeststandards und gegen Raubbau, sofern der Konkurrenzmechanismus 
unter dem  Druck  des Rentäbilitätsprinzips  gegenüber dieser Aufgabe versagt.

3. Als »humanitäre Ergänzung« wird schließlich noch, soweit nötig, 

eine » w id e rg e la g e r te G e se lls c h a fts p o li t ik « gefordert, welche das an sich 

berechtigte Individualprinzip in Hinsicht auf Egoismus und Konkurrenz­

kampf einschränkt durch  ein  verpflichtendes Sozialprinzip, dem  insbesondere  

Dezentralisation anstelle von M achtkonzentration und anonymer M assen­

gesellschaft dienen soll.

Dieses theoretische Konzept hat vor allem F ra n z B ö hm  zum M odell 
der Sozialen M arktwirtschaft ausgebaut und dabei dessen doppelten Bezug  

zur Freiheit herausgearbeitet, nämlich höchstmögliche wirtschaftliche 

Effizienz durch das freie Kräftespiel und soziale Gerechtigkeit durch die 

Gleichheit von  Leistung  und Gegenleistung  für jeden  W irtschaftsteilnehmer.

2 .2  D ie  R e a lis ie r u n g  d e r  S o z ia le n  M a rk tw ir ts ch a ft  

ermöglichte den raschen W iederaufbau Deutschlands nach  dem  Zusammen­

bruch  des Dritten Reiches und  begründete  eine  überraschende, als »deutsches 

W irtschaftswunder« bestaunte W irtschaftsentwicklung. Diese Leistung  war 

das Verdienst des damaligen W irtschaftsministers L u dw ig  E rh a rd  in Zu­

sammenarbeit mit seinem Staatssekretär M ü lle r -A rm a c k .

Das Verdienst kann  nicht bestritten, aber doch nur mit schwerwiegenden  

Einschränkungen anerkannt werden. Es ist zwar ein allgemeines Gesetz, 

daß eine Idee sich nicht in ursprünglicher Reinheit verwirklichen läßt, 
sondern bei Abstieg in die unvollkommene W irklichkeit an deren M ängel 

teilhaben muß. W as aber die Idee der Sozialen M arktwirtschaft betrifft, 
so bestehen schon gegen ihre ursprüngliche Reinheit gewichtige Bedenken, 
die noch zur Sprache kommen werden, und überdies erfuhr sie bei ihrer 

Verwirklichung verhängnisvolle Abstriche, die durch die besonderen Um­

stände der geschichtlichen Stunde bedingt waren.

Ludwig Erhard anerkannte zwar rückhaltlos die von W . Eucken ent­

wickelten ordnungstheoretischen Grundprinzipien, relativierte aber die 

ordnungspolitischen Grundpfeiler unter einem doppelten Zwang; dieser 
bestand  zum  einen in  der Notwendigkeit einer möglichst raschen W irtschafts­

expansion im  Dienst des W iederaufbaues eines fast völlig  zerstörten Landes,
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zum anderen in dem, besonders aus dem Lager der eigenen Partei kom ­

menden Interessendruck seitens der Unternehmer, deren hohe Profitrate zu­

gleich  Voraussetzung  und  Folge  der raschen  W irtschaftsentwicklung  war. Daher 

behandelte Erhard den von Bucken geforderten vollständigen W ettbewerb  

nur noch als Denkmodell; in  W ahrheit anerkannte er das Leistungskriterium  

als entscheidend für die Frage, welcher Grad des W ettbewerbes unter den 
derzeitigen W irtschaftsbedingungen ökonomisch sinnvoll sei. Die geforderte 

M onopolkontrolle betrachtete er unter dem Gesichtspunkt maximalen 
W irtschaftswachstums mit Skepsis. Gegen die weiteren sozialpolitischen  

Vorschläge Euckens setzte er die Überzeugung, daß eine generelle W ohl­

standsteigerung durch geldwertstabile W irtschaftsexpansion sozialer sei 

als gezielte, wachstumsgefährdende Einzelmaßnahmen. Insbesondere sah er 
in der Beschränkung des Individualprinzips durch ein verpflichtendes 

Sozialprinzip eine W achstumsgefahr und setzte an dessen Stelle einen 

allgemeinen Appell an das soziale Verantwortungsbewußtsein aller mit 

dem  vagen Schlagwort einer »formierten Gesellschaft«.

2.3. Die NMLKJIHGFEDCBAK o r rum p ie ru n g  d e r  S o z ia le n  M a rk tw ir ts ch a ft

Damit waren bereits in der Geburtsstunde der Sozialen M arktwirtschaft 
die Keime zu ihrer Korrumpierung und Pervertierung gelegt. Für den. 

Nachweis, daß es sich in der Tat um eine Fehlentwicklung der Sozialen 
M arktwirtschaft handelt, brauchen wir nicht auf die Aussagen ihrer er­

klärten Gegner zurückzugreifen, sondern können uns auf einige ihrer 
maßgebenden  Theoretiker und  Begründer als kompetente und  unverdächtige 

Zeugen berufen. Sie haben in Referaten auf der 37. Tagung der »Aktions­

gemeinschaft Soziale M arktwirtschaft« am 25./26. Juni 1973 im Rückblick  

auf 25 Jahre ihre bittere Enttäuschung mehr oder minder offen ein­

gestanden. Dies möge durch einige Zitate aus dem  Protokoll^ dieser Tagung  

belegt werden.

W ährend L . E rh a rd  sich mit allgemeinen Ausführungen über das W esen 

der Sozialen M arktwirtschaft und mit dem Bekenntnis zu ihren »über­

wirtschaftlichen W erten«, besonders dem W ert der Freiheit, begnügte, 

erklärte M ü lle r -A rm a ck  in einer genaueren  Analyse, daß zwar »der Versuch 
gemacht wurde, M arktwirtschaft und soziale Sicherheit zu einer echten  
Synthese zu bringen, bei der die Kräfte des M arktes den Ausbau  der sozialen  

Sicherung tragen, die soziale Sicherheit ihrerseits wieder die Funktions­

fähigkeit und das Fortbestehen des M arktes garantiert«; aber er verschwieg 
auch  nichtseine Kritik: »M an  unterschlug  ihre  wissenschaftliche Begründung

*) Tagungsprotokoll Nr. 37 unter dem Titel: »25 Jahre voraus«; Druckerei-Verlag M arlin Hoch. 
Ludwigsburg.
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und nahm sie als einen bloßen - freilich erfolgreichen - W ahlslogan an. 

Erst unlängst wurde sie von maßgeblicher Seite als ein Feigenblatt für 

kapitalistische Profitinteressen bezeichnet«. Ganz besonders bedauerte der 
Redner, daß die Jugend das W ort »Soziale M arktwirtschaft« vermeide und  

sich mit der M etapher »Spätkapitalismus« begnüge.NMLKJIHGFEDCBA

H a n s  O tto  W e sem a n n  gab  eine eindrucksvolle Schilderung  jener struktu­

rellen M erkmale, die weit hinausgehend über eine »M arktwirtschaft mit 

ihrem bewundernswürdigen, völlig unersetzlichen M echanismus von An­

gebot und Nachfrage« erst das eigentliche W esen der Sozialen M arkt­

wirtschaft ausmachen, deren Schicksal sich demnach »jenseits von An­

gebot und Nachfrage« (nach dem  Titel eines Buches von W ilhelm Röpke) 

entscheidet. Gleichzeitig rügte er die »fatale Angewohnheit, sich in Lippen­

bekenntnissen zur marktwirtschaftlichen Ordnung zu überbieten und auf 

der anderen Seite mit Hilfe .des modernen Pluralismus die Realisierung  

einer vollständigen M arktwirtschaft und vor allem  eines wirksamen W ettbe­

werbes zu verhindern«. Insbesondere erwähnte er aus den weniger »rühm­

lichen Kapiteln der Vergangenheit« die »makabre Geschichte des Kartell­

gesetzes«, dessen Novellierung »einer unter wesentlicher Beteiligung vdn  

Sozialisten geführten Regierung überlassen« blieb. Für diesen Zusammen­

hang kam er zum abschließenden Urteil: »Nicht der Versuch, eine zu groß 

werdende M acht durch eine noch größere M acht in Schach zu halten, 
entspricht der marktwirtschaftlichen Ordnung, sondern die Bemühung um  

Dispersion der M acht, um Zerstreuung der M acht im  richtigen Zeitpunkt. 

M an muß zugeben, daß diese Aufgabe in der Praxis der Politik nicht gelöst 
worden ist«.

Aus einem  Vortrag, den A . R ü s to r v  ebenfalls auf einer Tagung der ASM  

gehalten hatte, zitierte W esemann zustimmend den Satz: »Es ist unter dem  
Gesichtspunkt der Staatsstruktur unerträglich, daß man es in einem  Land, 

das demokratische Freiheit auf seine Fahnen geschrieben hat, duldet, daß 

sich private M achtpositionen nach privatem  Belieben bilden, daß.mitten in 

unserem  demokratischen Gefilde sozusagen  Raubritterburgen errichtet wer­

den, die von den vorübergehenden Kaufleuten und Konsumenten Tribute 
erheben«.

Statt solcher bildkräftigen Ausdrucksweise benützte H a n s B e s te r s die 

kühlere, aber eben deshalb noch überzeugendere W issenschaftssprache für 
das, bei aller Zurückhaltung doch niederschmetternde _ Urteil: »Lange 

Zeit ... ist der ständig zunehmenden Aushöhlung der M arktwirtschaft 

durch private Strategien und öffentlichen Dirigismus nicht genügend  
Rechnung getragen worden. Zwischen dem  Soll und dem  Ist, zwischen dem  

Konzept der Sozialen M arktwirtschaft und ihrem gegenwärtigen Er­

scheinungsbild  hat sich  eine nicht unerhebliche Kluft  aufgetan. Kein  W under
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also, daß Lies’chen M üller vor diesem Erscheinungsbild einer teilweise 

vermachteten und staatlich dominierten M arktwirtschaft zunehmend Zwei­

fel an unserer W irtschafts- und Gesellschaftspolitik kommen«.

3. NMLKJIHGFEDCBAP o li t is c h e  S te l lu n g n a hm e

Zweifel an unserer W irtschafts- und Gesellschaftspolitik kommen nicht 

nur der von Besters beigezogenen Frau Lies’chen M üller, sondern wohl 
jedem  denkenden Zeitgenossen. Immerhin unterscheidet er sich von Lies’­

chen M üller dadurch, daß er nicht das Kind mit dem Bade ausschüttet, 

sondern mit Besters »zwischen dem Konzept der Sozialen M arktwirtschaft 

und ihrem gegenwärtigen Erscheinungsbild« zu unterscheiden vermag. 
Leider gibt es aber viele Lies’chen M üller auch unter den kompetenten  

Politikern und W irtschaftstheoretikern. Demgemäß ergeben sich aus der 
berechtigten Kritik an unserem W irtschaftssystem zwei entgegengesetzte 

Stellungnahmen.

3 .1 . S o z ia le  O rd n u n g  d u r c h  E in s ch rä n k u n g  d e r  M a rk tw ir ts c h a ft

Der Kampf um  die Soziale M arktwirtschaft wird mit verkehrten Fronten 
geführt. Da die Verteidiger nicht für ihr Konzept, sondern für ihr kor­

rumpiertes »Erscheinungsbild« mit einem  überheblichen  Brustton  der Über­

zeugung eintreten, offensichtlich deshalb, weil sie dessen Nutznießer sind, 
scheinen die Gegner voll im  Recht zu sein, wenn sie im  Namen  der sozialen  

Gerechtigkeit eine grundsätzliche Einschränkung der M arktwirtschaft for­

dern. Diese Forderung wird lautstark von den Gewerkschaften und dem  

linken Flügel der SPD  erhoben - nicht zu reden von den neomarxistischen 

Bestrebungen zur »Systemüberwindung« - und wird im stillen auch von  

. maßgebenden, bis in die Regierung reichenden Kreisen der SPD geteilt.

Aus der Fülle  solcher Stellungnahmen  seien  zur Erläuterung  nur  3 typische 

Beispiele herausgegriffen.

Das W irtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut der G ew e r k s c h a ft 

fordert: »Die nach  privatwirtschaftlichen Rentabilitätskriterien  kalkulierten  
Investitionsentscheidungen müssen durch die nach gesamtwirtschaftlichen 

Erfordernissen konzipierte und demokratisch kontrollierte Investitions­

steuerung  ersetzt  werden«. Dabei wirkt die beruhigend  gemeinte Zusicherung - 

der »demokratischen Kontrolle« noch besonders beunruhigend  durch  die 
Frage, was sich hinter diesem Schlagwort verbergen könnte; bedeutet 
»demokratisch« hier soviel wie »staatlich - bürokratisch  - rätedemokratisch  

- gewerkschaftlich - sozialistisch?«

Die Beilage »Aus Politik und Zeitgeschichte« der W ochenzeitung »D a s  

P a r la m en t«  (herausgegeben  von der. Bundeszentrale für politische Bildung)
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brachte am  23. 6.1973 einen  Aufsatz von  W erner Glastetter »zur Diskussion 

über das ordnungspolitische Leitbild der Sozialen M arktwirtschaft«. Der 

Verfasser fordert eine ordnungspolitische Reform  nicht durch Rückkehr zu 

W . Eucken, sondern im Gegenteil durch Entwicklung einer gesamt­

wirtschaftlichen Planung, insbesondere »Planung der Investitionsstruktur« 

mit »Einbau demokratisch institutionalisierter  und  kontrollierter Planungs­

und Kontrollmechanismcn«. Er verwendet viel M ühe auf den Nachweis, 

daß diese Strukturänderung »gesellschaftspolitisch notwendig« und 

»verfassungsmäßig möglich« sei.NMLKJIHGFEDCBA

J ü rg e n H a b e rm a s , der maßgebende Soziologe der Frankfurter Schule 

und bekannte Verfechter der »emanzipatorischen Philosophie« erklärt in 
seiner Schrift'»Legitimationsprobleme des Spätkapitalismus« (Ff./M . 1973) 

die innere W idersprüchlichkeit des Kapitalismus durch den »W iderspruch  

der Systemimperative« und diesen als das Umwandlungsergebnis des 

»W iderspruches von Klasseninteressen«. Insbesondere sieht er in der 

»privatwirtschaftlich sanktionierten M acht, M ehrwert anzueignen und  
privatwirtschaftlich zu verwerten«,die Ursache für die beständige Kapital­

akkumulation und damit das beständige exponentielle W irtschaftswachs­

tum, das, weil auf Dauer unmöglich, zu ökonomischen und sozialen Krisen 

führen muß. Diese Argumentation bezeichnete ich in einer brieflichen 

Auseinandersetzung mit Habermas (vom 30. 6. 1975) als eine »zwar ein­

leuchtende, aber nicht eine  kausale Erklärung. Es fehlt  die  kausal-funktionale 
Analyse der Prozesse, durch die sich ’Klasseninteressen’ und ’System- 

imperative’ in die bekannten Erscheinungsformen der Konjunkturzyklen 

’umsetzen’ könnten. Damit fehlt die Diagnose der Systemkrankheit als 
Voraussetzung für die nötige Therapie. Denn die Therapie kann nicht an 

Klasseninteressen oder an ungreifbaren Hypostasen von ’Systemimperati­

ven’ ansetzen, sondern nur an  der im  einzelnen  genau  erforschten Funktions­

weise«.

Im folgenden Abschnitt meines Briefes an Habermas erbringt die Er­

örterung von Diagnose und Therapie einige theoretische Aufschlüsse zu 

der uns hier beschäftigenden Alternative: W irtschaftslenkung oder Selbst­

steuerung.

»Ihrer Diagnose: ’ungelöstes Steuerungsproblem ’ würde ich zustimmen, 
wenn Sie dabei die Selbststeuerung des Systems meinen würden, die nach  

A. Smith im  freien Kräftespiel funktionieren sollte, aber wegen eines grund­

legenden Strukturfehlers eben nicht funktioniert. Die Therapie müßte also 

die Beseitigung  des erkannten Strukturfehlers sein und  damit die W iederher­

stellung der vollen Funktionsfähigkeit der Selbststeuerung in einer wirklich  

(nicht nominell) freien M arktwirtschaft mit echtem Leistungstausch, ge­

sichert durch eine gesetzliche (am besten verfassungsmäßig abgesicherte)
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Rahmenordnung, welche die Bedingungen für eben diese Selbststeuerung 

setzt - ein jedem Kybernetiker wohlvertrautes Problem. Ein wesentliches 
Element dieser Selbststeuerung haben Sie selbst wiederholt mit Berufung 

auf K. M arx angesprochen, nämlich die Tendenz fallender Profitrate, die ja 
doch  genau  in  die Richtung  der Gewünschten  monopolfreien  M arktwirtschaft 

führt (echter Leistungstausch bei Überführung des Kapitalertrages in den 
Arbeitsertrag), aber faktisch immer wieder gegen die von J. M . Keynes 

entdeckte Schranke von 2,5-3% der 'Vorliebe für Liquidität’ stößt und  

dabei im komplexen Geflecht von Interdependenzen die nächste fällige 

W irtschaftskrise auslöst. Hier also ist der entscheidende Ansatzpunkt für 
eine Therapie, nämlich eine kybernetische • Systemkorrektur. Stattdessen  

suchen Sie nach einer 'Änderung  des Steuerungssystems’, das Sie als eine 

von  oben  auferlegte  und  mit M achtmitteln  aufrechterhaltene Fremdsteuerung  

verstehen, also eine staatliche oder irgendwie 'gesellschaftliche' Planungs­

und Lenkungs-M anipulation. Sie wollen  also nach  bekannten  marxistischem  

Rezept die privatmonopolistische durch eine gesellschaftsmonopolistische  
Vermachtung der W irtschaft ersetzen. Als guter Demokrat suchen Sie die 

hierfür erforderlichen 'legitimatorischen Ressourcen', und als Philosoph  
der Emanzipation fordern Sie die ’diskursive Einlösung’ für einen solchen  

’normativen Geltungsanspruch’, das heißt gesellschaftspolitischen M acht­

anspruch. Dieser Lösungsansatz entfernt sich himmelweit von meiner Vor­

stellung einer Emanzipation des M enschen und rechtfertigt in der Tat Ihre 
abschließenden pessimistischen Betrachtungen über das drohende ’Ende 

des Individuums’«.

3.2. NMLKJIHGFEDCBAS o z ia le  O rd n u n g  d u r c h  B e fr e iu n g  d e r  M a rk tw ir ts ch a ft  

In der zitierten Auseinandersetzung mit Habermas wurde bereits ein 
W eg zur Lösung der sozialen Frage skizziert, der nicht über die Einschrän­

kung, sondern  die B e fr e iu n g  d e r  M a rk tw ir ts c h a ft  führt, nämlich Beseitigung  

aller, durch staatliche  und durch private Vermachtung  bedingten Funktions­

störungen. Nicht die Freiheit der M arktwirtschaft, wie die M arxisten und  

Sozialisten aller Schattierungen glauben, sondern ihre Vermachtung ist 

schuld an ihrer mangelnden Funktionsfähigkeit und sozialen Ungerechtig­

keit. Und diese Vermachtung kann nicht, wie M arxisten und Sozialisten  

glauben, durch eine noch stärkere, etwa staatliche Gegenmacht beseitigt 

werden, sondern nur durch »Dispersion der M acht«, wie die ordoliberale 
Schule erkannte. Das kann allerdings nicht in einer wildwuchernden Form, 

sondern nur durch eine festgefügte Ordnung der freien M arktwirtschaft 

erreicht werden. Die notwendige rechtliche Rahmenordnung, welche die 
Selbststeuerung der M arktwirtschaft ermöglicht und schützt, muß wissen­

schaftlich durchdacht und staatlich garantiert sein; zu diesem und
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nur zu diesem Zweck benötigt die W irtschaftsordnung einen starken  

Staat.

Einen ersten Entwurf für die erforderliche Rechtsordnung  schuf NMLKJIHGFEDCBAW . E u c k e n  

in seinen »Grundsätzen der W irtschaftspolitik«; entscheidend sind die 

»konstituierenden Prinzipien« der M arktwirtschaft, die er allerdings selbst 
als noch nicht ausreichend erkannte und deshalb durch die Notbehelfe 

' von .»regulativen' Prinzipien« und einer »widergelagerten Gesellschafts­

politik« ergänzte (vgl. vorstehend  2.1). Stattdessen  bedürfen  die  konstituieren­

den Prinzipien als solche noch einiger wesentlicher Ergänzungen, welche 

diese Notbehelfe weitgehend überflüssig machen können, und zwar fehlen 

gerade die beiden entscheidenden Eckpfeiler, nämlich eine funktionsfähige 

W ährungsordnung, die Eucken nur mit dem  vagen Hinweis auf das Primat 

der W ährung  und  die W ährungsstabilität erwähnt, sowie ein  soziales Boden­

recht, das er merkwürdigerweise völlig übersieht.

Es handelt sich hier um Beiträge zum Konzept einer Sozialen M arkt­

wirtschaft aus dem freiwirtschaftlichen- Ideengut - jenem Ideengut, das 

vom  genialen Außenseiter Silvio Gesell geschaffen, von namhaften W issen­

schaftlern1* und von neueren Erfahrungen oft ungewollt, aber eindrucks­

voll bestätigt wurde und in einem weit gespannten Kreis von Schülern, 

auch im  Rahmen dieses Seminars für freiheitliche Ordnung ständig weiter 

entwickelt wird. Die bereits erwähnte Aktionsgemeinschaft Soziale M arkt­

wirtschaft, die W esentliches zu deren Begründung und Propagierung bei­

getragen hat, wurde im  Januar 1953'vom  Vorstand des damaligen Freiwirt­

schaftsbundes O tto  L a u te n b a ch  als Bündnis zwischen  führenden  Vertretern  
der Freiwirtschaft und des Ordoliberalismus gegründet. Nach dem leider 

viel zu frühen Tod des Initiators am 18. 7. 1954 und dem anschließenden  
Rücktritt aller aktiven Vertreter der Freiwirtschaft aus Vorstand und  
Beirat sank die Aktionsgemeinschaft unter Beibehaltung ihres hohen wis­

senschaftlichen Niveaus in ihrer Zielsetzung wesentlich auf eine Interes­

senvertretung  der Unternehmerschaft herab  und  begleitete oder unterstützte 
mit ihrer Tätigkeit die beschriebene Fehlentwicklung der Sozialen M arkt­

wirtschaft.

Als Beleg für die ursprüngliche Zielsetzung und Tätigkeit der Aktions­

gemeinschaft und  zur Verdeutlichung  ihres Konzeptes einer »Sozialen  M arkt-

1) Insbesondere J. M . Keynes; vgl. dessen Ausspruch: »Ich glaube, daß die Zukunft mehr vom  
Geiste Gesells als von jenem von M arx lernen wird« (Allgem. Theorie der Beschäftigung, 
des Zinses und des Geldes; Seite -300 der deutschen Ausgabe Berlin 1936).
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W irtschaft« möge ihr »Aufruf zur wirtschaftspolitischen Entscheidung«  
aus dem Jahr 1953 samt den folgenden 7 NMLKJIHGFEDCBAT h e s en fü r e in G ru n d g e se tz  

d e r  W ir ts ch a fts o rd n u n g erwähnt werden.

»Die W irtschaftsordnung  der Bundesrepublik  Deutschland  ist eine  soziale 
M arktwirtschaft. Sie beruht auf privatem Eigentum und^monopolfreiem, 
ungehindertem Leistungswettbewerb aller W irtschaftsteilnehmer, um das 

größtmögliche Sozialprodukt zu erzielen und sozial gerecht nach Leistung  

zu verteilen. Dazu ist erforderlich:

1. Die W ährung der Bundesrepublik ist so zu verwalten, daß ihre Kauf­

kraftbeständigkeit und ihre Funktionsfähigkeit erhalten bleiben.

2. Der freie Leistungswettbewerb ist unvereinbar mit monopolistischen  

M achtgebilden jeder Art; er ist deshalb unter den Schutz des Gesetzes zu 
stellen. Die natürlichen M onopole sind durch eine Rechtsordnung un­

schädlich zu machen; solange die übrigen M onopole dem W ettbewerb  
bei freier und stetiger Kapitalbildung nicht erliegen, ist ihre Entstehung  

durch Rechtsordnung  zu unterbinden.

3. Die Große Steuerreform  wird organisch den Bedingungen  der sozialen  

M arktwirtschaft angepaßt; sie muß neutral sein gegenüber Konjunktur 

und W ettbewerb, sie darf den wirtschaftlichen Ablauf nicht hemmen und  
muß erstreben, die Steuerpflicht mehr und mehr auf die Ergebnisse der 

W irtschaft zu verlagern.

4. Die M ärkte für alle W aren  und Dienstleistungen  (einschließlich Grund­

stoffe und W ohnungswirtschaft) sind frei und unterstehen ausschließlich  
der freien Vereinbarung  bei freier Preisbildung.

5. Der Kapitalmarkt ist frei; insbesondere dürfen weder Zinssätze noch 

Kapitalverwendungen  vorgeschrieben, begünstigt  oder benachteiligt werden. 

Die Festsetzung des Diskontsatzes der Notenbank bleibt von dieser Vor­

schrift unberührt.

6. Das M itbestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten findet seine 

Grenzen vor den wirtschaftlichen Entscheidungen der Unternehmer und  
darf nicht durch betriebsfremde Funktionäre ausgeübt werden.

7. Die Bundesregierung gewährt in ihrem Bereich und an ihren Grenzen  

Freizügigkeit für M enschen, Geld, Kapital, W aren und Dienstleistungen. 

Die Devisenzwangswirtschaft ist zu beseitigen und der freie Handel zu 
verkünden. Der W echselkurs der deutschen W ährung ist solange frei zu 
geben, bis in  internationalen  Verhandlungen mit der Europäischen  Zahlungs- 

Union und dem  Internationalen W ährungsfond ermöglicht wird, die innere 

mit der äußeren Stabilität zu verbinden«.

Diese 7 Thesen tragen in geschickter Formulierung drei verschiedenen 

Gesichtspunkten in gleicher W eise Rechnung: Sie gehen mit Vorschlägen 

praktischer, zum  Teil noch kühn erscheinender M aßnahmen  von  der damals
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gegebenen, noch weitgehend ungefestigten W irtschaftssituation aus; sie 

fügen  sich scheinbar lückenlos in  das neoliberale, auf Eucken  zurückgehende  
Konzept einer freien und als sozial erstrebten W irtschaftsordnung und  

knüpfen diese doch zugleich in unauffälligen Formulierungen, zum Teil mit 
verzögerter W irkung  an freiwirtschaftliche Postulate an. Das gilt insbesondere  

für die beiden ersten Thesen: Die Kaufkraftbeständigkeit der W ährung hängt 
aufs engste mit dem, in der klassischen Theorie und in der praktischen Hand­

habung noch ungelösten Problem  ihrer Funktionsfähigkeit zusammen, das 

heißt mit der Sicherung des Geldumlaufes entgegen der Liquiditätsvor­

liebe auch bei stetig fortgesetzter Kapitalvermehrung und  dementsprechend  

sinkender Profitrate bzw. Kapitalrendite. Durch diese Entwicklung  werden 

die künstlichen, das heißt auf produzierten Produktionsmitteln beruhenden 

M onopole automatisch  überwunden, während  die natürlichen  M onopole  nur 
durch ein soziales Bodenrecht beseitigt werden können. Diese Konzeption 

läuft also auf die bereits erwähnte notwendige Ergänzung für Euckens 

konstituierende Prinzipien hinaus, die einen weitgehenden Verzicht auf 

die regulativen Prinzipien und  die besonderen  gesellschaftspolitischen M aß­

nahmen erlaubt.

Bemerkenswert ist die ausdrückliche Zustimmung, die  W irtschaftsminister NMLKJIHGFEDCBA

E rh a rd  in  seinem  Telegramm  vom  23.1.1953  an  die Gründungsversammlung 

der Aktionsgemeinschaft aussprach: »Ich brauche wohl nicht eigens zu 
versichern, daß das von Ihnen in 7 Thesen zusammengefaßte Programm  

der Freiheit meine Zustimmung findet. Aus diesem Grunde wünsche ich 

Ihrer Arbeit und Ihren Bestrebungen den verdienten Erfolg«.

Das in der Gründungsversammlung erarbeitete Programm  wurde in der 

zweiten Arbeitstagung November 1953 von so prominenten Rednern wie 

L. Erhard, F. Böhm, A. Rüstow, G. Schmölders mit weltweitem Echo ver­

treten. Aus der fast unüberschaubaren Fülle in- und ausländischer P re s s e ­

s t im m e n  seien hier nur 3 Beispiele genannt, die beweisen, welche Chance 

damals bestand, nach dem  Tod Lautenbachs in den folgenden Jahren ver­

loren wurde und heute wieder zurückgewonnen werden sollte.

Der »Volkswirt« schrieb (in Nr. 48): »Daß sich in der Aktionsgemein­

schaft Soziale M arktwirtschaft eine - um in Professor Böhms Sprache zu 
reden - ’Rotte liberaler Geister’ . . . zusammengefunden hat, wußte man 

längst. Aber nach dieser jüngsten Tagung in Bad Godesberg wird mancher 

sie gar für ’gemeingefährlich’ halten, so kräftig  ist da drein  gehauen worden«. 
Und er knüpfte daran die - leider vergebliche - Hoffnung auf das Durch­

setzungsvermögen des W irtschaftsminister L. Erhard, »der nach seinen 
eigenen W orten die Gefahr von rechts aus den eigenen Reihen für größer 

hält als die Gefahr von links aus der Opposition«.
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Die »Frankfurter Allgemeine« stellte zum Abschluß ihrer ausführlichen 

Berichte (in Nr. 270, 271, 272) fest, »daß die Aktionsgemeinschaft unter 

der Leitung von Otto Lautenbach sich zunächst einmal in den Vorder­

grund des so wichtigen vorparlamentarischen Raumes gespielt hat. ‘Hier 

wurde nicht zum Fenster hinaus geredet. Dieser bunt zusammengewürfelten 

Gruppe von M enschen, die alles andere als ein Unternehmerklub oder • 
ein Häuflein von Theoretikern ist, war es verdammt ernst, und es steht 

außer Zweifel, daß auch die Öffentlichkeit sie ernst genommen hat. W enn 
.die Aktionsgemeinschaft für die Soziale M arktwirtschaft so etwas wie ein 

außerparlamentarischer W achhund bliebe, der, wenn es wirtschaftlich viel­

leicht einmal zu langsam oder in eine nicht ganz unbedenkliche Richtung 

geht, laut anfinge zu bellen, so wäre das sicher für alle ein Gewinn«.

»Die Zeit« kam in einem vierspaltigen Bericht (in Nr. 48) zu.dem 

Schluß: »Der unbestreitbare Erfolg der Tagung spiegelte sich weniger in 

’Rang und Namen’ der anwesenden Persönlichkeiten wider, sondern mehr 

in dem Versuch, eine vorhandene Denklücke zu schließen - nämlich die 
Vollendung der Sozialen M arktwirtschaft, - dem jetzt die Tat folgen muß«.

Nachdem inzwischen die Aktionsgemeinschaft gegenüber dieser selbst­

gewählten Aufgabe versagt hat, fallen unserem Seminar für freiheitliche 

Ordnung die beiden wichtigen Aufgaben zu, die Denklücke zu schließen, 
die heute sehr viel größer und schmerzlicher geworden ist als vor 20 Jahren, 

und als außerparlamentarischer W achhund laut zu bellen angesichts einer 

Entwicklung, die ganz offensichtlich in eine sehr bedenkliche Richtung 
geht.
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M arktwirtschaft und Grundwerte*

W olfgang Reeder

ln der Diskussion um die ökonomische Ordnung der Bundesrepublik  
ist: seit-M itte der sechziger. Jahre ein deutlicher Themenwechsel zu ver­

folgen: Bis zum  Abschluß des W iederaufbaus mit seinem  kontinuierlichen 

W irtschaftswachstum  stand das W ohlstandsproblem im M ittelpunkt - er­

reichbar durch  die M echanismen  des M arktes und  die Initiative freier Unter­

nehmer. M it dem Ende des störungsfreien, kontinuierlichen W achstums 

tauchte die Frage auf, wie  die  wirtschaftliche Entwicklung verstcligt werden 

könnte. Bei dieser Frage ging es - vorläufig nur freilich implizit - um das 

Instanzenproblem, um die Frage, wer diese Verstetigung durchsetzen soll. 
Die Antwort: Der Staat - scheint selbstverständlich, hatte aber Konsequen­

zen, die später erst deutlich werden sollten. Zunächst wechselte die Diskus­

sion - scheinbar wieder - zum Zielproblem. Der Begriff »Lebensqualität« 

bestimmte die Überlegungen. Inzwischen ist wieder das Instanzenproblem

besser: einein den Vordergrund gerückt: Kern der Debatte um die 
Investitionslenkung ist die Frage, wer über Investitionen entscheiden soll. 

Der schnelle Themenwechsel in der ordnungspolitischen  Diskussion legt

die Vermutung nahe, Kritik an der M arktwirtschaft müsse sich immer 

wieder neuen Problemen zuwenden, um  überhaupt ohne Rekurs auf ideo­

logische Stereotype durchgehalten werden zu können. Genauere Analyse 

allerdings zeigt den genetischen Zusammenhang der Themenwahl auf, die 

Entwicklung  von  der Instrumentalisierung der Ökonomie für das W achstum  

über das Konzept der Globalsteuerung und die Idee der Lebensqualität 
zum Programm der Investitionslenkung. Am Beginn dieser Entwicklung 

steht, was v. Hayek Konstruktivismus nennt1*, am Ende der W echsel der 

Entscheidungsinstanzen.

Allen Themen gemeinsam  ist, daß die Legitimation  marktwirtschaftlicher 

Steuerung  bezweifelt oder gar bestritten  wird. Und zwar - in  der Terminolo­

gie Scharpfs2* - input - wie outputbezogen: In Bezug auf ihre Offenheit 
für Partizipationsansprüche einerseits, ihre Fähigkeit zur wertgebundenen  

Problemlösung andererseits.

Nun bedeutet Kritik, daß etwas in Frage gestellt, daß Begründungs­

zwang ausgeübt wird. Und das kann verstanden werden auch als Chance, 
Chance zu Antwort und Begründung. Daß die Herausforderung M arkt­

wirtschaft konfrontiert mit den W ertvorstellungen, die umfassenderen

*) Nach einem Vortrag, gehalten im Sommer 1975, Herrsching/Ammersee

1) l-ricdrich A. von Hayek, Die Irrlumer des Konstruktivismus, Tübingen 1975

2) Fritz Scharpf, Demokratietheorie zwischen Utopie und Anpassung, Konstanz 1970, S. 21ff.
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Konzeptionen  von Politik zugrunde liegen, mag die Antwort erschweren, 

entspricht aber der Interdependenz von Ökonomie und Politik, die - wie 

W eigelt3' zeigt - gerade in W ertreflektion und W ertrealisation sich ver­

wirklicht.

Im  folgenden sei versucht, M arktwirtschaft zu befragen auf jene Grund­

werte der Politik, die zumindest der Formulierung  nach Grundüberzeugun­

gen sind der im  Sinne unserer Verfassung demokratischen Parteien; M arkt­

wirtschaft zu befragen auf ihr Verhältnis zu Freiheit und Gleichheit, zu 

Solidarität und Gerechtigkeit, zu Effizienz und Partizipation.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts ch a ft u n d  F re ih e i t

Spricht man von M arktwirtschaft, so spricht man zunächst einmal von  

der M öglichkeit, zwischen konkurrierenden Produkten auszuwählen und  

mit seiner Auswahl Einfluß nehmen zu können auf das Produktangebot. 

Freiheit wird hier verstanden als Konsumfreiheit. Eine weitere wichtige 
Form von Freiheit, die durch M arktwirtschaft realisiert werden soll, ist 

die Freiheit der Arbeitsplatzwahl. Freilich scheint mit diesen beiden Frei­

heiten  der Kern  dessen, was sich als Idee der Freiheit in  der abendländischen  

Geschichte entwickelt hat, noch nicht erreicht.

Die Garantie der Koalitionsfreiheit, in der Verfassung verankert, führt 

schon näher an diesen Freiheitsbegriff heran. Diese Koalitionsfreiheit setzt 

eine marktwirtschaftliche Ordnung voraus.

Entscheidend für das Verhältnis von M arktwirtschaft und Freiheit aber 

dürfte ein anderer Zusammenhang sein: Der Grundwert Freiheit ist in 
der Verfassung der Bundesrepublik verankert. Er wird hier interpretiert 

als »Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit«. Diese Formulierung  
ist weder historisch noch rechtlich-systematisch - folgt man zum Beispiel 

der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes - material zu ver­

stehen. Diese Formulierung bedeutet nicht, daß ein M ensch nur dann  frei 

ist, wenn er bestimmte, allgemein gültige M erkmale aufweist, wenn er 

bestimmte inhaltliche Kriterien erfüllt. Das Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit bezieht sich  im  Kontext des Grundgesetzes auf einen  individu­

ellen Kompetenzbereich, auf einen Bereich privater Autonomie. Der Grund­

rechtskatalog, die Grundlage unserer politischen Verfassung, stellt eine 

genaue Abgrenzung dieses Kompetenzbereiches dar, enthält also vor allem  
eine Kompetenzabgrenzung zwischen Staat und Individuen. Eine solche 

Kompetenzabgrenzung, mit der ein Bereich privater Autonomie abgesteckt

3) Klaus W eigelt, Die Interdependenz von W irtschaft, Gesellschaft und Politik - in: Allcmeyer/ 
W eigelt u. a. (Hrsg.), W irtschafts- und Gesellschaftspolitik im freiheitlich-sozialen Rechts­
staat, Bonn 1974, S. 37-71
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wird, hätte geringe Bedeutung, wenn Freiheit verstanden werden müßte 

lediglich als Einsicht in Notwendigkeit.

Für den Staat enthält der Grundrechtskatalog die Aufgabe, Regeln für 

die Nutzung des individuellen Kompetenzbereiches zu setzen und damit 

zu garantieren, daß durch W ahrnehmung der individuellen Autonomie das 

Recht auf Autonomie, Selbstherrschaft, Selbstbestimmung der M itbürger 

nicht verletzt wird. Diese Bindung  der Autonomie an  die Selbstbestimmungs­

rechte  der anderen Bürger, also  die  Sozialbindung  ist die  zweite  entscheidende 

Aussage des Grundrechtskataloges. Das Recht auf Eigentum  und die Sozial­

bindung des Eigentums sind lediglich Sonderfälle von Autonomie und  

Sozialbindung.

Für den Staat ergeben sich aus Autonomie-Garantie und Sozialbindung 

die Prinzipien von Rechtsstaat und Sozialstaat. Das Sozialstaatsprinzip 

begründet Eingriffsrechte des Staates in gesellschaftliche Verhältnisse und  

Lebensgestaltung des einzelnen. Das Rechtsstaatsprinzip setzt staatlichen 
Kompetenzen Grenzen zu Gunsten privater Autonomie. M arktwirtschaft 

ist von daher nichts anderes als die ökonomische Formulierung des Rechts­

staatsprinzips. Und die Kennzeichnung der M arktwirtschaft in der Bundes­

republik als Soziale M arktwirtschaft verweist auf die ökonomische Formu­

lierung des Sozialstaatsprinzips.

Grundlage für die ökonomische Fundierung des Rechtsstaates durch die 

M arktwirtschaft ist die historische Erfahrung, daß Freiheit überall dort 
nicht gesichert werden konnte und  kann, wo alle M achtquellen  konzentriert 

sind. Freiheit im Sinne von Selbstbestimmung des Einzelnen hat es immer 

nur dort gegeben, wo politische M acht, literarische M acht, polizeiliche 
M acht, M acht der W issenschaft und M acht der W irtschaft auf verschiedene 

Träger aufgeteilt worden  ist. Der Grundrechtskatalog  beinhaltet insbesondere 
mit seinen Garantien der Eigentums- und der Koalitionsfreiheit die Tren­

nung von politischer und wirtschaftlicher M acht. Diese Trennung findet 

ihren  ordnungspolitischen  Ausdruck  in  der marktwirtschaftlichen Steuerung  
ökonomischer Entscheidungen. Die freiheits-sichernde  Funktion  der M arkt­

wirtschaft liegt in der M achtteilung, in der Trennung von politischer und  
wirtschaftlicher M acht auf viele.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts c h a ft u n d  G le ic h h e i t

Der Zusammenhang von M arktwirtschaft und Freiheit mag noch ein­

sichtig  sein. M arktwirtschaft und  Gleichheit müssen  allerdings  widersprechen. 

W erden Freiheit und Gleichheit nicht von  einer »kommunistischen Fiktion«4'

4) Gunnar M yrda), Das politische Element in der nationalökonomischen Doktrinbildung, Han­
nover 1963, S. 140
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her interpretiert, in der Freiheit und Gleichheit konvergieren, so handelt 

es sich um  einen  Gegensatz, den Gegensatz  von Formalprinzip  und M aterial­

prinzip. Daraus folgt: Eine Zunahme von Freiheit bedeutet zugleich eine 

Abnahme von Gleichheit. Und eine Ausweitung von Gleichheit ist not­

wendig mit einer Einschränkung von Freiheit verbunden. W enn M arkt­

wirtschaft eine freiheitliche Ordnung ist, so ergibt sich daraus, daß sie 

zugleich eine W irtschaftsordnung der Ungleichheit begründet. Diese Folge­

rung wird freilich unter drei Gesichtspunkten zu revidieren sein.

Erstens: Der Freiheitsbegriff des Grundgesetzes, der allein Grundlage 

einer W irtschaftsordnung  im  Geltungsbereich  des Grundgesetzes sein kann, 

ist nicht absolut, nicht losgelöst vom Gegenprinzip Gleichheit zu sehen: 

Freiheit wird hier unter die Bedingung der Sozialbindung gestellt. Ent­

sprechend kann der Gleichheitsbegriff, wenn er aus dem Grundgesetz 
abgeleitet wird, nicht absolut sein. Ebenso  wie in der Systematik  des Grund­

gesetzes Freiheit durch Gleichheit begrenzt wird, sind mit dem Freiheits­

prinzip  der Ausweitung  von  Gleichheit Schranken  gesetzt. Im  Kontext  unserer 

Verfassung ist Freiheit als sozialgebundene Freiheit, ist Gleichheit als 

Chancengleichheit - nicht als Ergebnisgleichheit - zu verstehen.

Zweitens: Der Begriff Chancengleichheit läßt den Zusammenhang von  

M arktwirtschaft und Gleichheit deutlicher werden. Grundlage von M arkt­

wirtschaft und W ettbewerb ist Chancengleichheit - Chancengleichheit 
zwischen den Interessenpositionen von Konsumenten einerseits, 

Produzenten  andererseits; Chancengleichheit der Konsumenten untereinan­

der, der Produzenten untereinander. W o ein M arkt geschlossen ist, wo also 
Chancengleichheit des M arktzuganges trotz Leistungsfähigkeit nicht gegeben 

ist, da kann von M arktwirtschaft nicht mehr gesprochen werden. Für das 

Eigentumsrecht, die institutionalisierte Trennung  von politischer und wirt­

schaftlicher M acht, gilt das gleiche: wo Chancengleichheit beim  Zugang  zum  

Eigentum an Produktionsmitteln nicht gesichert wird, ist die Trennung  
politischer und  wirtschaftlicher  M acht und  damit M arktwirtschaft  gefährdet.

Zu  den Grundlagen  einer M arktwirtschaft, die  als Soziale  M arktwirtschaft 
verstanden wird, gehört die Chancengleichheit von Arbeitnehmern und  

Arbeitgebern. Daß Chancengleichheit hier nicht individualisiert werden 

kann, ist offensichtlich. Sie erfordert Koalitionsfreiheit, erscheint hier also 
als Gegenmacht. M it diesem Begriff ist der Kern des Verhältnisses von  

M arktwirtschaft und Gleichheit angesprochen.

Drittens: Gleichheit ist kein Identitätsbegriff, weder auf der deskriptiven 
noch auf der normativen Ebene. Gleichheit ist ein Adäquationsbegriff. 

Adäquation im  ökonomischen Bereich verweist auf Gleichgewicht. Die Ziel­

setzung der Ökonomie besteht ja darin, durch optimale Faktorkombination  
ein Gleichgewicht von Ressourcen und Bedürfnissen zu erreichen. Aus

von
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diesem Gleichgewichtsziel sind die Gleichgewichtsbedingungen  abzuleiten 

von Bedarf und Gütern, Konsum  und Produktion, Nachfrage und Angebot, 

Geldmenge und Gütermenge. Da W irtschaften ein arbeitsteiliger Prozeß  

ist, kommt als wichtigste Gleichgewichtsbedingung hinzu die Adäquation 

von Leistung und Gegenleistung. Diese Gleichgewichtsbedingung  ist ökono­

misch fundiert: sie ist Voraussetzung von Effizienz, von sparsamer Res­

sourcenverwendung. Und sie ist politisch fundiert: sie ist gerichtet gegen 

das M achtprinzip - die M öglichkeit, Leistungen zu erzwingen, ohne Gegen­

leistungen zu erbringen. Das Prinzip von Leistung und Gegenleistung ist 

als Tausch Grundprinzip marktwirtschaftlicher Ordnung arbeitsteiligen 

W irtschaftens. Die Konzeption des Tauschs im Rahmen eines Vertrages 
geht aus von der Gleichheit der vertragsschließenden Parteien, geht aus 

davon, daß keine der Parteien ihre Interessen durchsetzen  kann, ohne  gleich­

zeitig die Interessen der anderen Partei zu berücksichtigen.

Einer Zentralverwaltungwirtschaft liegt ein ganz anderes Prinzip zu­

grunde: das der Zuteilung im Rahmen einer Anweisung, eines Befehls. 

Zentralverwaltungswirtschaft setzt Herrschaft als Vollzugsbedingung  voraus. 

Und Herrschaft bedingt Ungleichheit. M arktwirtschaft verlangt Herrschaft 

als Garantie des ordnungspolitischen Handlungsrahmens, dessen Aufgabe 

es ist, zwischen  Vertragspartnern Gleichheit zu ermöglichen.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts c h a ft u n d  S o lid a r i tä t

Der M arkt ist das ökonomische Steuerungsinstrument individueller und  

aktueller Rationalität. Die Gegenseitigkeit von Leistung und Gegenleistung 
ist auf den einzelnen M arktteilnehmer und seine aktuelle Position bezogen. 

Problematisch wird diese Rationalität, überträgt man sie vom Gütermarkt 

auf den Arbeitsmarkt - das Elend der Arbeit im Frühkapitalismus 
hatte in dieser vollständigen Vermarktung menschlicher Arbeitskraft seine 

Ursache. W aren die M arktgesetze Ursache dieses Elends, so konnte es 

nur überwunden werden, wenn die M arktgesetze für den Arbeitsmarkt 
teilweise außer Kraft gesetzt wurden - durch Kartellierung des Angebotes 
an Arbeitskräften. Das heißt: an die Stelle des Konkurrenzverhaltens trat 
abgestimmtes, gleichförmiges Verhalten der Arbeiter, institutionalisiert in 

der gewerkschaftlichen Organisation. Der Einzelne verzichtete damit auf 

mögliche Vorteile aus Konkurrenzverhalten zu Gunsten von Situations­

verbesserungen der Gemeinschaft.

Ohne die Institutionalisierung des Solidaritätsprinzips in den Gewerk­

schaften wäre die hohe materielle wie immaterielle Effizienz der M arkt­

wirtschaft nicht denkbar. M it der Garantie der Koalitionsfreiheit im  Grund­

rechtskatalog ist dieses Prinzip seiner Bedeutung entsprechend in der
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W irtschaftsverfassung der Bundesrepublik verankert worden. Offensicht­

lich ist dabei Koalitionsfreiheit als soziales Korrektiv liberaler Gewerbe- 

und  Eigentumsfreiheit zu  verstehen  - Korrektiv, denn  solidaritäts-begründete 

Kartellierung steht ja im W iderspruch zu den Bedingungen der M arkt­

steuerung. Der Zusammenhang  von M arktwirtschaft und Solidarität besteht 

dann darin, daß  institutionalisierte  Solidarität  marktwirtschaftliche  Prozesse 

und Ergebnisse korrigiert, daß Solidarität im  Gegensatz zur M arktwirtschaft 

steht, dieser Gegensatz freilich Bedingung sozialgestalteter M arktwirtschaft

ist.

Der Begriff der Koalitionsfreiheit allerdings verweist auf gemeinsame 

Grundlagen von Solidarität und M arktwirtschaft: auf Konflikt und Freiheit.

W enn der Begriff Solidarität reales menschliches Verhalten erklären  

soll, dann muß er W illensakte bezeichnen, Entscheidungen, zugunsten des 

Ausgleichs von Ohnmachts- oder Nachteilpositionen anderer darauf zu 

verzichten, ausschließlich die eigenen Interessen zu verfolgen. Das setzt 

Konflikte zwischen verschiedenen Positionen voraus - Soziale M arktwirt­

schaft gründet sich auf die Einsicht, daß solche Konflikte anthropologisch  

begründet, deshalb unaufhebbar sind.

Ist Solidarität ein Entscheidungsproblem, so bedingt das Kompetenzen, 

Garantie hinreichender Freiräume individuellen und kollektiven Handelns. 

Solidarität setzt Subsidiarität voraus. Subsidiarität wird  auch  durch  Solidari­

tät gerechtfertigt. M arktwirtschaft ist eine Realisation des Subsidiaritäts­

prinzips, ist Raum  nicht-hoheitlicher ökonomischer Entscheidung.

Auch im System sozialer Sicherung, das auf dem Solidaritätsprinzip  

basiert, sind gemeinsame Grundlagen von Solidarität und M arktwirtschaft 
sichtbar. Zunächst scheint in den Systemen der Kranken-, Alters-, Arbeits­

losenversicherung die Gegenseitigkeit von Leistung und Gegenleistung, 
von eingezahlten Beiträgen und erhaltenen Leistungen für den Einzelnen 

aufgehoben zu sein - auf dieser Trennung beruht ja das Versicherungs­

system: die Gesunden gleichen die Nachteilsposition der Kranken aus, die 

Beschäftigten die Nachteilsposition der Arbeitslosen, die Jungen die der 
älteren M enschen. Dieser Ausgleich beruht freilich darauf, daß die Realität 

der anderen nichts anderes ist als die eigene M öglichkeit. M an tritt ein 

für den Anderen, weil man selbst einmal angewiesen sein wird auf den 
Beistand des Anderen. Solidarität bezeichnet diese wechselseitige Abhängig­

keit des Sozialwesens M ensch, bezeichnet diese Gegenseitigkeit. Solidarität 

und M arktwirtschaft sind Ausdruck der Selbstbindung, Verschränkung  von  

Verantwortung für den Anderen wie für sich selbst, eben der Gegenseitig­

keit.

Auf Dauer gesehen, ist eine M arktwirtschaft unter den Bedingungen  
moderner Industriewirtschaft nicht lebensfähig ohne diese Gegenseitigkeit,

37



ohne Solidarität, ohne Verzicht darauf, die eigenen Interessen absolut zu 

setzen. Ausbeutung ist ein Kennzeichen agrarisch-feudaler Gesellschaften 

und zentralverwalteter W irtschaften, die auf Apathie der Beherrschten und  

Repression  der Herrschenden  beruhen. W ürden  in  der marktwirtschaftlichen 

Ordnung  bei Unterbeschäftigung  Löhne und Arbeitslosengeld  auf ein M ini­

mum gedrückt, könnte die Situation der Unternehmer von weitgehendem  

Nachfrageausfall nicht unberührt bleiben. Für die Beziehungen zu den 

Entwicklungsländern gilt das gleiche: Ausbeutung  dieser Länder wendet sich 

zunehmend gegen die Ausbeuter selbst. In der industriellen Gesellschaft 

bedeutet M arktwirtschaft institutionalisierte Bindung an das Solidaritäts­

prinzip: der eigene W ohlstand läßt sich auf Dauer nur stabilisieren, wenn 

der W ohlstand der Anderen gesteigert wird. Eigene Positionen lassen sich 

auf Dauer nur halten, wenn Nachteilspositionen der Anderen ausgeglichen 
werden. Daß Solidarität im ökonomischen Verhalten des Einzelnen und  

im  institutioneilen Rahmen des W irtschaftens realisiert wird, ist Stabilitäts­

bedingung der M arktwirtschaft.
' ^NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts c h a ft u n d  G e re ch tig k e i t

Die Ungleichheit der Ergebnisse marktwirtschaftlicher Prozesse wird  

oft als ungerecht bezeichnet. Das gilt besonders für die Einkommens- und  

Vermögensverteilung in der Bundesrepublik. »Ungleichheit« und »Un­

gerechtigkeit«  werden  in  solchen Zusammenhängen oft synonym  verwendet. 

Dabei liegen beide Begriffe nicht nur auf unterschiedlichen Aussageebenen - 
»Ungleichheit« auf der Ebene deskriptiver, »Ungerechtigkeit« auf der Ebene 

normativer Aussage. Gleichheit ist ein  egalitäres, Gerechtigkeit ein  proportio­

nales Prinzip.5) Proportionalität nun verlangt das tertium comparationis, 

verlangt eine Bezugsgröße. Ökonomische Größen tragen ihren W ert nicht 

in  sich selbst, sondern nur in ihrem  Bezug  auf das Sozialsystem  von  Leistung  

und Gegenleistung. Nicht der individuelle Arbeitsaufwand ist in erster 

Linie  bedeutsam, sondern  der W ert des Arbeitsergebnisses  für einen  Anderen. 

Hier wird sichtbar, daß M arktwirtschaft zwar ein Steuerungsinstrument 
individueller Rationalität ist, Individualität aber ausschließlich in ihrem  

sozialen  Bezug  berücksichtigt. Das marktwirtschaftlich  relevante  Individuum  

ist man nicht selbst, sondern der jeweils Andere. Leistungen müssen markt­

gerecht sein, das heißt: nicht den eigenen Bewertungen, sondern den 
W ertskalen anderer gerecht werden. Grundlage der Kritik an diesem

5) Derbolav verweist auf die Unterscheidung dieser Prinzipien bei Aristoteles - dort allerdings 
nur auf den Gleichheitsbegriff bezogen. Josef Derbolav, Pädagogik und Politik, Stuttgart 1975, 
S. 54
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Sozial-Zwang der M arktwirtschaft ist häufig Autismus, Fixierung auf die 

eigene Person, ihre Interessen und Präferenzen.

W o Kritik an der M arktwirtschaft nicht autistisch, sondern kollektivis­

tisch orientiert ist, wendet sie sich gegen den zweiten Aspekt des Ver­

hältnisses von M arktwirtschaft und Gerechtigkeit. Diesen Aspekt kann eine 

Forderung deutlich machen, die Ende 1973 während der ßenzinknappheit 
in der Folge der Ölkrise erhoben wurde: die Verteilung des knappen Gutes 

Benzin sollte nicht mehr über den M arkt erfolgen, sondern durch Zuteilung  

von Bezugsscheinen.

W ürden bei den Bezugsscheinen die Entfernung zwischen W ohnung  und  

Arbeitsstätte, die Größe des W ohnorts (damit Zugänglichkeit und Dichte 

des öffentlichen Personen-Nahverkehrs), u. U. der Hubraum, möglicher­

weise noch weitere Größen berücksichtigt, so ließe sich offensichtlich 

Gleichheit bei der Verteilung des knappen Gutes erreichen. Zu fragen ist, 

ob diese Gleichheit auch Gerechtigkeit bedeutet.

Um eine Antwort zu finden, seien zwei Pkw-Besitzer angenommen. 

Entfernung W ohnung  -  Arbeitsstätte, W ohnortgröße, Hubraum seien bei 

beiden gleich. Daß beiden die gleiche M enge Benzin zugeteilt wird, wird  
offenbar beiden gerecht. Nun ist der Pkw auch für die Freizeit nutzbar. 

Die Freizeitinteressen des einen der beiden Pkw-Besitzer seien Sport, die 

des anderen Literatur. Der erste Pkw-Besitzer ist in seiner Freizeit auf 
seinen W agen angewiesen, der zweite nicht. Für den zweiten ist es nicht 

sehr bedeutsam, daß er auf Fahrten, die er bei ausreichender Benzinver­

sorgung durchführen konnte, nun verzichten muß. Für den ersten ist es 

eine einschneidende Veränderung. Erhalten beide die gleiche Kraftstoff­

menge, so hat das doch ganz unterschiedliche W irkungen. Das heißt: die 
Verteilung ist zwar gleich, wird aber den Betroffenen nicht gleichermaßen  

gerecht.

Sobald für die Verteilung eines knappen Gutes nicht ein statistischer 

Durchschnittswert, sondern reale Persönlichkeit, Individualität relevant ist, 

wird Verteilungsgleichheit offenkundig  zur Verteilungsungerechtigkeit.

Den Ausweg aus dieser Problematik hat die Realität von hoheitlichen  
Zuteilungssystemen immer wieder gewiesen: den M arkt, in diesem  Zusam­

menhang - da er das hoheitlich verfügte Verteilungssystem unterläuft - 

freilich illegalisiert: also der Schwarze M arkt.

Selbst wenn der M arkt das Knappheitsproblem nicht lösen - allerdings 

durchaus verringern kann, wie das Verhältnis von M arktwirtschaft und  
Effizienz zeigt, so wird er doch menschlicher Unterschiedlichkeit eher 

gerecht. Dasselbe Gut hat für verschiedene Personen durchaus nicht den­

selben W ert - M arktwirtschaft trägt dem Rechnung. Denn sie eröffnet 
immerhin M öglichkeiten, durch höhere Leistung, durch eigene Anstrengung
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persönliche Präferenzen, persönliche Bewertungen zu verwirklichen. Im  

Zuteilungssystem hat der erste der beiden angenommenen Pkw-Besitzer 

keine M öglichkeit, seine Freizeit-Interessen zu realisieren, im marktwirt­

schaftlichen System  hat er M öglichkeiten, wenn  er - dem  sozialen  Charakter 

von W irtschaften entsprechend - bereit ist, dafür seinerseits eine höhere 

Leistung zu erbringen. Das Prinzip der Proportionalität stellt den Zusam­

menhang her zwischen M arktwirtschaft und Gerechtigkeit.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts ch a ft u n d  E ff iz ie n z

W ird M arktwirtschaft auf ihr Verhältnis zu den Grundwerten Freiheit 

und.Gleichheit, Solidarität und Gerechtigkeit untersucht, so wird damit 

nach der Effizienz, dieser W irtschaftsordnung gefragt. Denn Effizienz ist 

eine instrumenteile Größe, die erst im Bezug auf einen M aßstab etwas aus­

sagt. Über diesen M aßstab muß entschieden sein, bevor Effizienz überprüft 

werden kann. W o ohne Hinweis auf einen M aßstab von ökonomischer 

Effizienz geredet wird, ist der M aßstab  dennoch  impliziert: jene Vorstellung, 

die die W irtschaftstheorie als ’Pareto-Optimum ’ kennt - methodologische  
Analysen freilich haben den »modellplatonistischen« Charakter dieser 

Vorstellung  herausgearbeitet.6!

Grenzt man den Effizienz-Begriff auf die quantitative Relation der 

optimalen Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen und unter Ein- 

' Schluß des Verteilungsaspektes ein, so dürfte es in der Tat kaum möglich 

sein, theoretisch einen notwendigen Effizienzvorsprung der M arktwirt­

schaft nachzuweisen.

Die Empirie hingegen liefert hinreichende Daten für die quantitative 

W irksamkeit der M arktwirtschaft. Egon Görgens hat in unterschiedlichen 

Ausprägungen der M arktwirtschaft den Zusammenhang zwischen W ett­

bewerbsintensität und  W irtschaftswachstum  untersucht.7! Die W ettbewerbs­

intensität mißt Görgens mit den vier Kriterien: Umfang der staatlichen  
Einflußnahme auf die W irtschaft, Einstellung der M enschen zum W ettbe­

werb, wettbewerbspolitische Institutionen  und  M aßnahmen, Liberalisierungs-- 
grad der außenwirtschaftlichen Beziehungen. W erden die so ermittelten 

W ettbewerbsintensitäten mit den W achstumsraten des Sozialprodukts.kon­

frontiert (und zwar für die Jahre 1950 bis 1965), so zeigt sich ein enger 

Zusammenhang: wo die höchste W ettbewerbsintensität herrschte, ver- 
zeichnete das Sozialprodukt die höchsten W achstumsraten.

6) Hans Albert, M arklsoziologic und Entscheidungslogik, Neuwied/Berlin 1976, S. 161 ff, 
S. 194 ff

7) Egon Görgens, W ettbewerb und W irtschaftswachstum, Freiburg 1969, S. 87 ff
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Nun ist in den letzten Jahren deutlich geworden, daß W achstumsraten 

des Sozialprodukts als M aßstab ökonomischer Effizienz nicht sehr aussage­

kräftig  sind. Denn in  dieser Rechnung  erscheint der Aufwand  für Produktion  

und später notwendige Beseitigung von Einwegflaschen als positive Größe, 
die W ertschöpfung in den privaten Haushalten - von Colin Clark auf 40%  

des Volkseinkommens geschätzt8* - hingegen überhaupt nicht.

Höherer Informationsgehalt für die Effizienzfrage dürfte empirischen  

Daten über die Verwendung des Sozialprodukts einerseits, über subjektive 

Einschätzungen der Bürger andererseits zukommen.

So wurden 1973 mit 303 M rd. DM 30,4% des Bruttosozialproduktes 

in der Bundesrepublik für Sozialleistungen aufgewendet.9* Berechnungen 
für die Infrastrukturinvestitionen haben Jansen und Töpfer vorgelegt:10* 

danach waren am Stichtag 1. 1. 1966 59,2% des Bruttoanlagevermögens 
in der Bundesrepublik  dem Infrastrukturbereich einschließlich W ohnungs­

bau NMLKJIHGFEDCBAz u zu o rd n e n . D e r Anteil der Infrastrukturinvestitionen einschließlich 

W ohnungsbau an den Bruttoanlageinvestitionen erreichte im Zeitraum  

von. 1950 bis 1964 durchschnittlich 50,8%, mit den Extremwerten 48,1%  

1961 und 55,8%  1952.

Bei diesen Zahlen ist zudem  noch zu berücksichtigen, daß in den ersten  

zehn Jahren nach der W ährungsreform, nach der Entscheidung also für 

die M arktwirtschaft, mit 196 M rd. DM 46,9% der Gesamtausgaben der 
öffentlichen Haushalte zur Finanzierung der Kriegsfolgelasten verwendet 

wurden.nl Fast 200 M rd. DM allein in diesem Zeitraum standen nicht 

für den Ausbau des Infrastrukturbestandes zur Verfügung. Und für die 

Jahre 1960 bis 1974 beliefen sich die Kriegsfolgelasten auf weitere 128,7 

M rd. DM .12* .

In der Regel werden bei Berechnungen von Infrastrukturausgaben 

privatwirtschaftliche Aufwendungen  nicht einbezogen, obwohl sie durchaus 
relevante Größenordnungen erreichen. So hat die Sachverständigenkom ­

mission ’Kosten und Finanzierung der beruflichen Bildung’ die Netto­

kosten der beruflichen Bildung (also nach Abzug der Erträge aus Arbeits­

leistungen der Lehrlinge) für 1971 mit 7,662 M rd. DM ermittelt.13* Das

8) W iedergegeben bei Heinrich Geißler, Soziale Sicherung muß Vorrang haben - in: Die Frau 
in der offenen GeselJscbaft, )g . 4 (1975), H. 2

9) Der Bundesministcr für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg), Übersicht über die  soziale  Sicherung, 
Bonn (9) 1975, S. 23

10) Paul G. Jansen/Klaus Töpfer, Zur Bestimmung  von M ängeln der gewachsenen Infrastruktur - 
in: R. Jochimsen/U. E. Simonis (Hrsg), Theorie und Praxis der Infrastrukturpolitik, Berlin 1970, 
S. 414f

11) Deutsches Institut für W irtschaftsforschung, Vierteljahreshefte zur W irtschaftsforschung, 
Jg. 1958, S. 261

12) DIW -W ochenbericht, Jg. 42 (1975), Nr. 20/15. 5. 1975, S. 156

13) Sachverständigenkommission Kosten und Finanzierung der außerschulischen beruflichen 
Bildung, Abschlußbericht, Bundestagsdrucksache VII/1811 (1974), S. 92
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sind 18,3% der staatlichen Bildungsausgaben (41,2 M rd. DM ) in diesem  
Jahr.

Die genannten Zahlen sind freilich nur Input-Größen, zeigen, daß in 

einem überwiegend marktwirtschaftlichen System die Aufwendungen für 

den Infrastruktur- und Sozialleistungsbereich höher sind als in allen be­

stehenden Systemen zentralgeplanter W irtschaft. Für die Beurteilung der 

Effizienz eines Systems sind dazu aber auch Output-Daten erforderlich. 
Ein M aßstab für die Output-Qualität sind subjektive Einschätzungen der 
Bürger.

Im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung wurden  

1972/73 Befragungen über Arbeitszufriedenheit und Berufschancen durch­

geführt.14' Dabei bekundeten 88%  der befragten Arbeitnehmer Zufrieden­

heit mit ihrer Arbeit - 23% Zufriedenheit, 46% hohe, 19% sehr hohe 
Arbeitszufriedenheit. 7%  erklärten  ihre Unzufriedenheit. M it der wichtigsten 

Komponente der Arbeitszufriedenheit, dem Einkommen, waren 72% der 
Arbeitnehmer zufrieden, sogar noch 65% der angelernten und der un­

gelernten Arbeiter. Ebenfalls positiv beurteilt wurden Arbeitsinhalt 

(von 77% ) und Arbeitsplatzbedingungen (von 86% der Arbeitnehmer); 

60%  der Arbeitnehmer waren zufrieden mit ihren Aufstiegschancen.

Empirischen Daten sind also zahlreiche Hinweise darauf zu entnehmen, 

daß M arktwirtschaft und Effizienz bei der Versorgung mit individuellen  
wie mit kollektiven Gütern eng Zusammenhängen, und daß dieser Zu­

sammenhang von den Bürgen auch erfahren wird.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts c h a ft u n d  P a r tiz ip a t io n

Über die Effizienz eines Systems entscheidet nicht nur der Versorgungs­

grad mit Gütern und Leistungen, sondern' ebenso sehr das, was in der 

Diskussion um die M arktwirtschaft Partizipation, M itbestimmung oder 

Demokratisierung  heißt: die M öglichkeit derjenigen, die  von  Entscheidungen 

betroffen sind, diese Entscheidungen zu beeinflussen.

Das ist zunächst einmal relevant für Bestimmung und Rangfolge der 
Bedürfnisse, an denen die W irtschaft orientiert werden soll. Eine demo­

kratische Bedürfnisermittlung ist durchaus ohne M arktwirtschaft denkbar: 
durch W ahlprogramme, die die Parteien allen Bürgern zur Abstimmung  

am  W ahltag vorlegen.

Allerdings sind W ahlen kaum geeignet, eine differenzierte Bedürfnis­

ermittlung zu leisten. W ähler, die nicht aufgrund von Tradition oder 

Ideologie auf eine Partei fixiert sind, werden alle Programmpunkte der

14) Institut für angewandte Sozialwissenschaft, Qualität des Arbeitslebens - in: Bericht aus
Bonn - W irtschafts- und Sozalpolitische Dokumentation, Sonderbericht 4/1974
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gewählten Partei so wenig befürworten wie sie alle Programmpunkte der 

von  ihnen nicht gewählten Partei ablehnen. Ihren tatsächlichen Intentionen  

dürfte eine politische Konzeption entsprechen, die Elemente beider Partei­

programme enthält. Im Abstimmungsverhalten kommt lediglich der Saldo 

von Zustimmungen und Ablehnungen, nicht aber die tatsächliche differen­

zierte Bedürfnisstruktur des W ählers zum Ausdruck. Die politische W ahl 

ist zwar ein demokratisches Instrument der Bedürfnisermittlung, erlaubt 

jedoch nicht die Artikulation differenzierter Präferenzsysteme. Die Polari­

sierungsstrategie, die von starken Kräften in den beiden großen Parteien­

gruppierungen der Bundesrepublik verfolgt wird, ist gerade darauf  gerichtet, 

Aufbau und Aktualisierung differenzierter Präferenzsysteme - als W echsel­

wähler-Verhalten nämlich - zu verhindern.

Beim zweiten Aspekt des Partizipationsproblems zeigen sich ähnliche 

Zusammenhänge. Die M öglichkeit, Entscheidungen zu beeinflussen, hängt 

ab vom Sanktionspotential, das dem Entscheidungsbetroffenen zur Ver­

fügung steht. HirschmannI5) unterscheidet bei den Reaktionsmöglichkeiten  

auf Leistungsverschlechterung  W iderspruch und  Abwanderung, also  W echsel 

zu einem  konkurrierenden  Leistungsanbieter. Dabei dürfte die W irksamkeit 

von W iderspruch Zusammenhängen mit der M öglichkeit der Abwanderung.

In der Tat bietet die W ahl die M öglichkeit, aufgrund von Leistungs­

verschlechterungen  der herrschenden Partei zu der konkurrierenden Partei 

abzuwandern. Doch auch beim reaktiven Verhalten dürfte lediglich der 
Saldo von Leistungseinschätzungen zum Ausdruck kommen. Bei hohem  

positiven Saldo in der Eröffnungsbilanz von Zustimmung und Ablehnung  
kann dann eine starke Leistungsverschlechterung der gewählten Partei 

eintreten, ohne daß W iderspruch mit der Abwanderungsdrohung rational 

unterstrichen werden könnte. Anders ausgedrückt: Ein W ähler wird trotz 

starker Unzufriedenheit mit der Bildungs- und Gesundheitspolitik eine 

Regierung nicht abwählen, deren Außen-, Entwicklungs- und W irtschafts­

politik er unterstützt. Und: sanktioniert ein W ähler Leistungsverschlechte­

rungen durch  Abwanderung, so wendet er sich damit möglicherweise gleich­

zeitig auch gegen solche Leistungen, die er ausgesprochen positiv bewertet. 

Diese Problematik  verweist auf die  Ambivalenz  von  Demokratie: Demokratie 
ist zwar diejenige politische Ordnung, die dem  Leitbild der mündigen, mit­

bestimmenden Persönlichkeit entspricht. Demokratie - das W ort sagt es 
schon - ist gleichzeitig aber auch Herrschaft, nämlich Herrschaft der M ehr­

heit über die M inderheit, Unterordnung  der M inderheit unter die M ehrheit. 
Das gilt inter- wie intrapersonal: Demokratie bedeutet auch, daß nur ein 

Teil der eigenen Präferenzen artikuliert werden kann, daß also auch

15) Albert O. Hirschmann, Abwanderung und W iderspruch (am; Exit, Voice NMLKJIHGFEDCBAa n d  L o y a lty , 1 9 7 1 )
Tübingen 1975
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die eigenen Präferenzen einander über- und untergeordnet werden müs­

sen.

Aus der Einsicht in den Herrschaftscharakter der Demokratie folgt die 

Konzeption der Gewaltenteilung, die damit Ausdruck ist des M inderheiten­

schutzes. Die wichtigsten Ausprägungen der Gewaltenteilung sind heute 

Föderalismus und M arktwirtschaft.

Föderalismus und M arktwirtschaft ermöglichen wesentlich differenzier­

tere Bedürfnisartikulationen, wesentlich  gezieltere Sanktionen als Einheits­

staat und Staatswirtschaft. Die M enge der Partizipationsmöglichkeiten  

hängt davon ab, ob sich der Einfluß auf Entscheidungsbündel weniger 

Entscheidungsträger oder auf Einzelentscheidungen vieler institutionell 

von einander getrennter Entscheidungsinstanzen bezieht. Das heißt: Je 

größer der Einfluß des Staates auf die W irtschaft wird, umso mehr ver­

ringert sich mit der M arktwirtschaft das Sanktions- und damit das Partizi­

pationspotential des einzelnen Bürgers.NMLKJIHGFEDCBA

M a rk tw ir ts c h a ft u n d  W ir ts c h a fts p o li t ik

Die Feststellung, daß zunehmender Staatseinfluß auf die W irtschaft 

abnehmenden  Einfluß  des einzelnen Bürgers bedeutet, gilt selbstverständlich  

auch für zunehmende private Administrierung von M ärkten, für wirt­

schaftliche Konzentration. Soll die Realität der M arktwirtschaft in der 

Bundesrepublik beschrieben werden, so sind gerade die Konzentrations­

prozesse privater Verfügungsmacht genau zu untersuchen. Bei Überlegun­

gen zum  Verhältnis von  M arktwirtschaft und Grundwerten geht es hingegen  

zunächst um die Zielsetzungen von W irtschaftspolitik im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes, also nicht um einen Erklärungs-, sondern um einen 

Begründungszusammenhang. Es ist zu fragen, ob aus Operationalisierun­

gen der Grundwerte Freiheit und Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität, 
Partizipation und Effizienz die Institution M arktwirtschaft zu folgern ist. 

Im Unterschied zu Annahme oder Ablehnung der Grundwerte selbst ist 

die Antwort auf diese Frage intersubjektiv überprüfbar.

Als Grundlage situationsadäquater politischer M aßnahmen ist dann die 

Realität der M arktwirtschaft empirisch möglichst exakt zu untersuchen. 

Daß  solche Analysen zahllose Gefährdungen  und  Beschränkungen  der M arkt­

wirtschaft auldecken und aufgedeckt haben, muß jedoch noch nicht Politik  

determinieren, also Alternativen ausschließen. Positivistische Konzeptio­

nen von W irtschaftspolitik, die Einschränkungen der M arktwirtschaft als 

unveränderbares Datum betrachten und damit Ausweitungen der Staats­

kompetenzen als gesetzmäßig, deshalb notwendig erklären, verschleiern 
lediglich die eigene W ertbasis.
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Trifft der hier angedeutete Zusammenhang von M arktwirtschaft und • 

Grundwerten zu, so ist es dem  gegenüber Aufgabe der W irtschaftspolitik, 

die Vermachtungen in der wirtschaftlichen Realität der Bundesrepublik  zu 

verändern - nicht durch mehr Staatswirtschaft anstelle'von M arktwirt­

schaft durch den Staat.

Freiheit, Gleichheit und Solidarität

Zum  Begriff NMLKJIHGFEDCBAs o z ia l in der sozialen M arktwirtschaft -

In dem  Aufsatz: M a rk tw ir ts c h a ft u n d  G ru n dw e r te  wird das Prinzip der 

Gegenseitigkeit als soziales Strukturelement der, M arktwirtschaft heraus- 

gearbeitet. Soziale Gleichheit wird nicht als Leistungs-Gleichheit, sondern 

als Chancen-Gleichheit im  W ettbewerb verstanden. -
Nur scheinbar könnte dem Autor unterstellt werden, er sehe in der 

verfassungsrechtlich gewährleisteten freien Entfaltung der Persönlichkeit 

in der W irtschaft einen Gegensatz zum Sozialstaatsprinzip. (Siehe den 

A b sch n it t  M a rk tw ir ts c h a ft u n d  S o lid a r i tä t) . • ' ■

Das Solidaritätsprinzip verletzt nur dann nicht die Autonomie und  

Persönlichkeitsentfaltung des einzelnen M arktteilnehmers - sei er Produ­

zierender oder Verbraucher - wenn  es sich  auf allgemeine  soziale Regelungen 

bezieht, die.unter dem Begriff der Rechtsgleichheit subsummiert werden 

können wie: Gleiche Freiheitsrechte für alle, Chancen-Gleichheit, in der 

sozialen Sicherheit (Arbeitslosenversicherung, Krankheits- Großschaden­

versicherung, Alters- und Invalidenversicherung). Schon der Zusammen­

schluß von Interessenverbänden wie Gewerkschaften hier, Arbeitgeber­

verbände dort zeigt, daß das auf Chancen-Gleichheit beruhende Gegen­

seitigkeitsverhältnis etwa zwischen »Arbeitgeber« und »Arbeitnehmer« 

bisher nicht befriedigend gelöst ist. Hier ist der s o z ia le Charakter der 

S o z ia le n  M arktwirtschaft gestört durch eine nicht markt- und wettbewerbs­

gerechte, das heißt nicht sozial gerechte Boden- und Geldordnung. (Vergl. 
hierzu den-Aufsatz von Ernst W inkler »W as heißt s o z ia l in der Sozialen 

M arktwirtschaft?« in  diesem  Heft. (Siehe auch H. H. Vogel »Das M enschen­

bild im Bonner Grundgesetz - Freiheitsprinzip und Sozialstaatsprinzip - 

in Fragen der Freiheit Nr. 113/1975)
Die Redaktion •
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Berichte

Bericht über die Seminararbeit NMLKJIHGFEDCBA»D e r W ir tsc h a fts k r e is la u f« *

Um unsere seminaristischen Ge­

spräche noch einmal als Ganzes richtig 
ins Bild zu  rücken, sollten  wir ausgehen 
von dem Ansatzpunkt des »Seminars 
für freiheitliche Ordnung« überhaupt, 
vom M enschen, genauer: von dem zu 
Freiheit und  Selbstbestimmungim  Sinne 
des Artikels I unseres Grundgesetzes 
berufenen M enschen, für den es eine 
Gesellschaftsordnung im umfassenden 
Sinne zu  schaffen  gilt, die  sowohl diesem  
zur Freiheit berufenen M enschen als 
auch  der Gesamtgesellschaft freier M en­

schen gerecht wird. Dazu dürfen wir 
feststellen, daß sich unser Seminar von 
Anfang an »Seminar für freiheitliche 
Ordnung der W irtschaft, des Staates 
und der Kultur« nannte, mithin also 
Seminar für freiheitliche  Ordnung  in al­

len menschlichen Lebens- und Tätig­

keitsbereichen und nicht etwa nur frei­

heitliche Ordnung der W irtschaft oder 
freiheitliche Ordnung der Kultur usw., 
sondern stets sollte und soll das Ganze 
unseres menschlichen Zusammenlebens, 
das Ganze des zu »ordnenden« Zusam­

menlebens ins Auge gefaßt werden.

Es trifft sich, daß gerade gestern 
vor 186 Jahren die Entwicklung begon­

nen hat zu dem Punkte hin, an dem  
wir heute stehen, zur Demokratie. Zur 
Demokratie, das heißt zum  verantwort­

lichen M itwirken jedes Einzelnen an 
der Gestaltung der öffentlichen Dinge 
und der für alle verbindlichen Gesell­

schaftsordnung. M it dem  Sturm  auf die 
Bastille am 14. Juli 1789 ist die Ent­

wicklung in Gang gekommen, die - 
einerseits - zur Überwindung  des  Anden 
Rdgime mit den drei Ständen des Adels, 
der Geistlichkeit und des Dritten Stan­

des geführt hat und - andererseits - zur 
Einsetzung des als mündig  aufgefaßten 
M enschen in seine Vollmacht und volle 
Verantwortung in zugleich allen drei 
Bereichen der Politik, der W irtschaft 
und der Kultur. W as bis dahin getrennt 
war voneinander, die Funktion der 
Politik in der Hand des Adels, die des 
Geistig-Kulturellen in der Hand der 
Geistlichkeit und die der W irtschaft in 
der Hand des Dritten Standes, das wur­

de nun in die Hände aller gelegt - unter 
der die W elt erschütternden Formel 
»Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit«  
aller M enschen.

W ir wissen, wie die Geschichte wei­

ter verlaufen ist und daß sie keines- • 
wegs die Erfüllung dieser Forderung  
»Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit«  
gebracht hat, sondern daß durch die 
Verabsolutierung jeweils nur einer die,- 
ser Forderungen bei gleichzeitiger Aus­

dehnung  auf alle Lebensbereiche bitter­

stes Unrecht geschehen  ist und  elendeste 
soziale Verhältnisse für große Teile der 
Lohnarbeiterschaft entstanden sind. Im  
Namen der G le ic h h e i t wurden - und 
werden noch immer - M illionen von 
M enschen unterdrückt, ausgebcutet. 
der Freiheit und des Lebens beraubt; im  
Namen der F re ih e i t wurden - und wer­

den noch immer - ebenfalls M illionen 
von M enschen ausgebeutet, der Ver­

elendung  ausgesetzt und damit um  ihre 
Freiheits-Rechte gebracht; und im Na­

men der B rü d e r l ic h k e i t, der Solidarität 
werden die M enschenrechte Freiheit 
und Gleichheit mit Füßen getreten.

Dennoch, die W elt ist seit der Fran­

zösischen Revolution von 1789 - und 
*) Im Rahmen des Seminar 1 der 35. Tagung 

in Herrsching, 10. bis 15. Juli 1975
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und Arbeitszerlcgung bis in die letzten 
Handgriffe hinein gebracht, die eine  Ver­

flochtenheit und Kompliziertheit des 

W irtschaftskreislaufes der miteinander 

verbundenen W elt zur Folge haben, die 
unübersehbar und unkontrollierbar ge­

worden sind.

Das also ist die Situation: hier der 
zur Freiheit und Selbstbestimmung be­

rufene und diese zugleich fordernde 

Einzelne und seine Gesellschaft, in der 
jedermann die gleiche Freiheit, die glei­

chen Rechte und die gleichen Lebens­

chancen haben will - und dort diese 
alleräußerste Spezialisierung, ja Atomi­

sierung einer dennoch aufs engste mit­

einander verflochtenen W elt, in der 
alles auf alles wirkt, - wie soll da Ord­

nung hinein? Zumal angesichts eines 
nahezu totalen gegenseitigen Nichtver­

stehenkönnens infolge unterschiedli­

cher geistiger Standorte, ja schlechthin  
unvereinbarer Ideologien?

W ie - und das ist also nun heute 
hier unsere Frage - wie kann diese 
weltweite, arbeitsteilige, hochspeziali­

sierte, äußerst empfindliche W irtschaft 
so funktionieren, daß aus ihr ein so­

zusagen regelrechter W irtschaftsorga- NMLKJIHGFEDCBA
n ism u s wird, in dem dennoch jeder 
einzelne M ensch frei leben und seinen 
gerechten Anteil an dem von allen Er­

arbeiteten haben kann? W ie muß die 
W irtschaftsordnung und der W irt­

schaftsablauf gestaltet sein, damit zu­

gleich ein M aximum  an Gesamtproduk­

tion und ein M aximum  an persönlicher 
Freiheit, an Chancengleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit und Versorgung 
mit Gütern aller Art entstehen kann?

Es gibt prinzipiell nur zwei W irt­

schaftsordnungsformen: entweder wird 
von oben her, von einer verfügungs­

berechtigten Zentrale her auf dem  W ege 
der Planung des gesamten W irtschafts­

ablaufes bestimmt, welche Funktionen 
der einzelne Bürger im Gesamtwirt-

man müßte freilich noch hinzufügen: 
seit 1776, dem  Jahre  der amerikanischen 
Unabhängigkeitserklärung und der Er­

findung der Dampfmaschine durch 
James W att und damit des Beginns der 
industriellen Revolution - in eine Be­

wegung geraten, die nicht mehr aufzu­

halten ist: letztlich gelang mit diesen

drei großen revolutionären Bewegun­

gen endgültig der Durchbruch aus mit­

telalterlicher »Kindesbefangenheit, 
W ahn und Glauben« zur modernen

W ell der Freiheit und Selbstbestim ­

mung des Einzelmenschen, aller einzel­

nen  M enschen. Damit aber ist nun  jeder­

mann, jeder einzelne M ensch aufgerufen 
und verpflichtet, seinen Teil zur Ge­

staltung  der W elt beizutragen, nicht nur 
seiner persönlichen Angelegenheiten, 
sondern auch und gerade zur Gestal­

tung der öffentlichen Dinge, zur Ge­

staltung des Ganzen. So sehr wir M en­

schen auch weiterhin den Schicksats- 
mächtcn des W erdens und Vergehens 
unterworfen sind, ein Teil unseres ir­

dischen Schicksals ist mit dem »Aus­

gang des M enschen aus seiner selbst­

verschuldeten Unmündigkeit« (Kant) 
in unsere eigenen Hände gelegt.

Andererseits hat uns eben diese Be­

freiung des M enschen von kirchlichen 
Dogmen und vom Offenbarungsglau­

ben  ganz  andere, neue Dogmen  gebracht, 
den Glauben an die säkularisierte Ver­

nunft, an den Fortschritt, an die soge­

nannten Erkenntnisse der Naturwissen­

schaft, die nur allzu oft mit wahrem  
Erkennen des W esens der Dinge nichts 
zu tun haben. Vor allem aber haben 
uns Aufklärung und Naturwissenschaft 
die kaum  mehr beherrschbare, künstli­

che, synthetische W elt der Technik, der 
Industrie, der Energiegewinnung aus 
Kohle, Öl und Kernspaltung, des welt­

weiten Verkehrs, der internationalen 
Arbeitsteilung auf allen W irtschafts­

gebieten, der äußersten Spezialisierung
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schaftsleben auszufüllen hat; oder aber 
der Einzelne wird in die Lage versetzt, 
selbst mit Hilfe seines Geldscheines - 
gewissermaßen in der Art einer »Ab­

stimmung« mittels seines Geldes - von 
sich aus zu bestimmen, welche Güter 
und Dienstleistungen  wann, wo, wieviel, 
in welcher Qualität, zu welchen Be­

dingungen, zu welchen Preisen er kau­

fen möchte. Im  ersteren Falle haben  wir 
cs mit der Zentralverwaltungswirtschaft 
oder - kürzer - Planwirtschaft zu  tun, im  
letzteren Falle mit der M arktwirtschaft.

W ir haben hier im  Seminar im  Laufe 
der Jahre in einer ganzen Fülle von  Vor­

trägen und seminaristischen Veran­

staltungen diese Frage abgeklärt; ich 
darf daher darauf verweisen, wobei ich 
im  besonderen  die  Namen NMLKJIHGFEDCBAW a lte r  E u c k e n  
(und dessen letzte Schrift »Grundsätze 
der W irtschaftspolitik« -(rororo Band 
81), X. P a u l  H en se l  (und  den  von  diesem  
vor zwei Jahren hier in Herrsching ge­

haltenen Vortrag »Lost die Soziale 
M arktwirtschaft das M achtproblem?« 
- in »Fragen der Freiheit« Heft 108} 
und H a n s C a r l N ip p e rd e y  (und dessen 
Schrift »Soziale M arktwirtschaft und 
Grundgesetz« - in »Kartellrundschau 
Heft 2, 1965, Carl Heymanns Verlag, 
Köln) nennen möchte. W ir sind dabei 
immer entschiedener zu der Überzeu­

gung gelangt, daß nur die M arktwirt­

schaft in der Lage ist, die Forderungen 
zu  erfüllen, die wir oben  erhoben haben: 
die Gewährleistung des für den moder­

nen  M enschen unabdingbaren Freiheits­

raumes, die bestmögliche Versorgung 
aller M enschen mit Gütern und Dienst­

leistungen jeglicher Art und - somit - 
die gerechteste W irtschaftsordnung. W ir 
haben ferner erkannt, daß allein die 
M arktwirtschaft die den Grundrechten 
unserer Verfassung entsprechende 
W irtschaftsordnung  sein kann, weil die 
Interdependenz der Ordnungen der 
Kultur, des Staates und der W irtschaft

dies schlechthin bedingt. Da an fast 
zahllosen anderen Stellen der Arbeit 
unseres Seminars und in den »Fragen 
der Freiheit« diese Thematik grund­

legend behandelt worden ist, genügt es 
hier, darauf zu verweisen.

Störungen  der M arktwirtschaft

Aber unsere M arktwirtschaft funk­

tioniert ja nicht. Das ist doch der zu­

recht immer wieder gegen sie erhobene 
Vorwurf und die Ursache dafür, daß 
man sie am liebsten ganz abschaffen  
möchte. W arum funktioniert unsere 
M arktwirtschaft^icht? Funktioniert sie 
deshalb nicht, weil es unmöglich ist, die 
hunderte von M illionen Einzelwillen, 
die alle in die W irtschaft hineinwirken, 
so  zum  Ausgleich  zu  bringen, daß  das  Gan­

ze zu einem  alle Einzelnen befriedigen­

den Organismus wird? Oder funktio­

niert sie deshalb nicht, weil es innerhalb 
dieser M arktwirtschaft ein Element gibt, 
das ihr Funktionieren verhindert, das 
die »Kon-junk-tur« aller Leistungen  und . 
Gegenleistungen, den  stetigen Ausgleich 
aller dieser Leistungen und Gegen­

leistungen, die »Gegenseitigkeit«, die 
»Tauschgerechtigkeit« verhindert, die 
»Gleichheit im Geben und Nehmen?«

Und wir haben nun  festgestellt - und 
nicht nur wir hier etwa, wir sind doch 
alle nur mehr oder weniger kleine Schü­

ler Größerer -, daß  es  vornehmlich  unser 
Geldwesen ist, das die Funktionsfähig­

keit unserer M arktwirtschaft stört oder 
gar verhindert. Die Nichtfunktions­

fähigkeit des Geldwesens ist die  Ursache 
der immer wieder entstehenden Krisen; 
ist die Ursache dafür, daß diejenigen, 
die bereits über größere  Geldmittel ver­

fügen, ein Übergewicht gegenüber den­

jenigen haben, die über solches Geld- 
Kapital nicht verfügen. Und in diesem  
unserem Gelde selbst, in seiner - trotz 
Inflationen - relativen Dauerhaftigkeit 
und damit Überlegenheit über alle 
anderen W aren (außer dem Golde) ist
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das Außenverhältnis unserer D-M ark 

zuständige Bundesfinanzministerium  

haben freilich bislang nicht erkennen 

lassen, daß sie  dieses Problem  in seinem  
ganzen Umfange erkannt haben, noch 
viel weniger, daß sie eines Tages bereit 
sein werden, daraus die erforderlichen 
Konsequenzen zu ziehen. Gewiß, die 
Bundesbank hat die Aufgabe, die W irt­

schaft mit den erforderlichen Geld­

mitteln in ausreichender M enge zu ver­

sorgen; sie hat dabei die W ährung  mög­

lichst stabil zu halten; sie hat aber auch 
die W ährungspolitik im Einvernehmen 
mit der  Politik  der Bundesregierungzu  be­

treiben. Von einer Umlaufsicherung  des 
Geldes zwecks Sicherung  von  Dauerkon­

junktur und Dauervollbeschäftigung - 
den  entscheidenden  Voraussetzungen  der 
»Entmachtung« des Geldes, des Geld-Ka­

pitals - isl hingegen nirgendwo  die Rede.

Das Versagen der W ährungsordnung 
Tatsächlich hat unsere Bundesbank 

nicht einmal die erste dieser Forderun­

gen erfüllt - freilich, nicht erfüllen  kön­

nen. Sie ist wohl in der Lage, mit der 
Offenmarktpolitik und der Diskont­

politik die W irtschaft mit ausreichenden 
Geldmitteln zu versorgen, sie war aber 
bis vor zweieinhalb  Jahren  außerstande, 
die Devisenflut, die in die Bundesrepu­

blik  strömte, abzubremsen und zu neu­

tralisieren. Denn aufgrund des interna­

tionalen W ährungsabkommens von 
Bretton W oods war sie bis zum Früh­

jahr 1973  verpflichtet, alle angebotenen 
Devisen, speziell Dollars zu dem  jeweils 
gültigen festen W echselkurs anzukau­

fen gegen D-M ark. Das heißt aber: der 
in den USA verdiente Dollar, eine An­

weisung also auf in den USA produ­

zierte  Güter und Dienstleistungen, wur­

de durch die Konvertierung in D-M ark 
zu einer Anweisung auf in der Bundes­

republik Deutschland produzierte Güter 
und Dienstleistungen. Auf diese W eise 
aber wurden den USA Zahlungsmittel

die Ursache für die Schwankungen der 
W irtschaftskonjunktur zu suchen und 
die Ursache dafür, daß derjenige, der 
über größere Geldmittel, über Geld- 
Kapital verfügt, dieses Geld nur dann 
für Investitionen 
Aufrechterhaltung des stetigen W irt­

schaftskreislaufes - zur Verfügung  stellt, 
wenn er dafür, wie es immer heißt, eine 
»angemcssene«Rendite bekommt.

Hier ist der Angelpunkt für das 
Nichtfunktionieren der M arktwirtschaft 
zu  suchen, ihre  Achillesferse, in  unserem  
derzeitigen Geldwesen. Nur wenn das 
Geld-Kapital »bedient« wird, ist es zur 
Investition  bereit. Keine Rendite - keine 
Investition! Kein Zins - kein Geld! Das 
ist der Kern des Problems. Das ist das 
eigentliche W esen des - Kapitalismus. 
Nicht die M arktwirtschaft als solche, 
nicht Angebot und Nachfrage, schön 
gar nicht (!), der freie W ettbewerb, 
die Konkurrenz, und auch nicht das 
immer wieder verteufelte »Profit«- 
streben sind die Ursache des Nichl- 
funktionierens der M arktwirtschaft, 
sondern der »Kapitalismus« innerhalb 
der M arktwirtschaft, das Geld, das nur 
dann zum Kauf und zur Investition 
bereit ist, wenn es einen Vorteil da­

durch erlangt, ist die Ursache.

W orauf cs also entscheidend an­

kommt, das ist eine Umgestaltung un­

seres Geldes derart, daß cs kein Über­

gewicht mehr über die W are besitzt. 
Dann verlöre es seine M achtstellung 
über alle anderen von ihm abhängigen 
Dinge und M enschen. Dann wäre es 
gezwungen, sich genau so stetig dem  
W irtschaftskreislauf zur Verfügung zu 
stellen wie jede andere W are auch. Eine 
Sicherung  des Geldumlaufes - das wäre 
also das M ittel, Gerechtigkeit in unser 
W irtschaftsleben - und darüber hinaus 
in  unsergesamtes Sozialleben  -  zubringen.

Die für unsere W ährung zuständige 
Deutsche Bundesbank, sowie das für

und damit für die
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entzogen - mit der entsprechenden de- 

flationierenden W irkung — und der 
Bundesrepublik Zahlungsmittel hinzu­

gefügt, mit der entsprechenden inflatio- 
nierenden W irkung. Daher der Aus­

druck von der »importierten Inflation«. 
Die Ursache aber dafür, daß die  .Dollar 
aus den USA  weg- und in die Bundes­

republik hincinströmten, war in der 
unterschiedlichen Kaufkraft des Dollar 
in den USA  und in der Bundesrepublik  
zu  suchen, nachdem  er hier zum  einmal 
festgesetzten W echselkurs in D-M ark 
konvertiert worden war.

Dieser feste W echselkurs, bis--vor 
zweieinhalb Jahren ein unumstößlicher 
Bestandteil des W eltwährungssystems, 
war neben der Bindung des Dollars an 
das Gold (eine Unze Gold = 35 S) die 
entscheidende Ursache für das Nicht- 
funktionieren  des westlichen  W ährungs­

systems. Denn da die nationalen Noten­

banken  auch  weiterhin bestehen blieben 
nach  der Einführung  des Bretton W oods- 
Systems, konnten diese jederzeit ihre 
eigene, an den nationalen Interessen 
orientierte W ährungspolitik betreiben

- wie dies denn auch in unterschiedli­

cher W eise von Land zu  Land  geschehen 
ist. Zumal aber die USA, das Leitwäh­

rungsland selbst, haben nie aufgehört, 
die Dollar-Vermehrung ausschließlich 
nach ihren Bedürfnissen vorzunehmen

- zur Überwindung innerer Krisen, zur 
Finanzierung ihrer weltweiten Aufga­

ben, ihrer Rüstung  und nicht zuletzt des 
Vietnam-Krieges. Dadurch aber haben 
sie selbst eine  inflationäre Tendenz, eine 
kaufkraftschwächende Tendenz in ihrem  
Lande erzeugt, die je nach den Um­

ständen tüchtigen  Kaufleuten und Ban­

kiers die Gelegenheit bot, Dollars zum  
festen W echselkurs in die kaufkraft- 
stärkere D-M ark umzuwandeln. Den 
wohl extremsten Fall solcher Flucht aus 
dem Dollar und des Umsteigens in die 
D-M ark  hatten  wir Anfang  Februar 1973,

als der damalige Bundesfinanzminister  
Helmut Schmidt innerhalb einer W o­

che für rund zwanzig M illiarden D- 
M ark Dollars durch die Bundesbank 
ankaufen ließ - mit allen weiteren Fol­

gen für die Stabilität bzw. Unstabilität 
unserer W ährung. Die Situation ist, 1t. 
»W irtschaftswoche«, damals so  grotesk 
gewesen, daß die deutsche Bundesbank 
die soeben angekauften Dollars dem  
amerikanischen Federal Reserve Board 
sofort telegraphisch wieder zur Verfü­

gung gestellt hat, der seinerseits diese 
Beträge  wieder weiter gab, sodaß  diesel­

ben Dollars innerhalb kürzester Frist 
der deutschen Bundesbank  erneut zum  
Ankauf angeboten wurden - und tat­

sächlich  angekauft worden sind. Drasti­

scher konnte wohl der Irrsinn eines 
festen W echselkurses bei gleichzeitiger 
Beibehaltung nationaler Notenbanken 
und nationaler W irtschaftspolitiken  
nicht mehr demonstriert werden. Er­

freulicherweise ist denn dieses System  
-  das der  verstorbene  Bundesbankpräsi­

dent NMLKJIHGFEDCBAB le s s in g  einmal eine »perfekte In- 
flationsmaschine«genannt hatte - auch 
kurz nach diesem Ereignis aufgehoben 
worden, das heißt der Dollarkurs ist 
seit Frühjahr 1973 frei beweglich, und 
Spekulationsbewegungen in dem ge­

schilderten Ausmaß sind seitdem nicht 
mehr möglich - wiewohl auch jetzt, je 
nach den Umständen, immer noch De- 
visen-Stützungskäufe durch die Bun­

desbank vorgenommen werden, wenn 
der Kurs der betroffenen W ährungen 
»zu weit« abzusinken droht. Kurzum, 
eine völlige Absicherung der im  Inland 
umlaufenden Geldmenge und damit ei­

ne  völlige Absicherung  gegen  Inflations- 
Import haben wir bis heute noch nicht.

Das also, das System  fester W echsel­

kurse, war - und ist in geringerem Um­

fange noch immer - die eine Quelle 
unserer Inflation. Die andere Quelle, 
warum das Verhältnis Geldmenge zu
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Gleichgewicht sich auswirkt, statt wie 

in der Vergangenheit wegen der man­

gelnden Konstruktion der bestehenden 

W ährungsverfassungen in einen dau­

ernden W echsel der Konjunkturen, das 

heißt in Inflation und Deflation um ­

zuschlagen«. W ährend aber nun Euk- 
ken glaubte, daß die monetäre Un- 
stabilität ihre hauptsächliche Ursache 
in den Schwankungen im Volumen der 
Bankkredite habe, wonach also Kredit­

expansionen gleichbedeutend sei mit 
Geldmengenvermehrung und Kredit­

kontraktion mit Geldmengenverminde­

rung, sind wir mit Karl W alker der 
Überzeugung, daß die Schwankungen 
des Kreditvolumens durchaus von un­

tergeordneter Bedeutung für die Geld­

wertstabilität sind, weil stets parallel 
mit der Kreditbewegung  die Güter- und 
Dienstleistungsbewegung verläuft und 
weil insgesamt eine Volkswirtschaft 
über nicht mehr Geldmittel verfügen 
kann, als dieser an Produktion aller 
Art gegenüber steht (immer vorausge­

setzt natürlich, daß die Bundesbank 
kein zusätzliches Geld in den W irt­

schaftskreislauf hinein strömen läßt). 
M . a. W ., da die Geldeinkommen insge­

samt der exakte Gegenwert der Pro­

duktion insgesamt darstellen, kann 
auch durch die Kreditgewährung des 
Bankensystems nicht mehr Kaufkraft 
geschaffen (»geschöpft«) werden, als 
an Produktion bereits geleistet worden 
ist. (Näheres über  die  Problematik  dieses 
Vorganges ist in Heft ]14 der »Fragen 
der Freiheit« dargestellt.)

W ir sind also der festen Überzeu­

gung, daß es mittels einer solchen exakt 
mit der Güter- und Dienstleistungs­

produktion parallel laufenden Geld­

mengenpolitik möglich ist, auf Dauer 
die Geldwertstabilität - und damit die 
eine der Voraussetzungen der Freiheit 
und Selbstbestimmung  des M enschen - 
zu erhalten. Und wir befinden uns mit

W arenmenge - das konstant bleiben 
muß, wenn wir stabile W ährung be­

halten bzw. erreichen wollen - gestört 
wird, ist unser Exportüberschuß. Die­

ser Exportüberschuß aber ist auch nur 
die Folge davon, daß wir infolge des 
festen W echselkurses zwischen Dollar 
und D-M ark (trotz wiederholter Be­

reinigung durch D-M ark-Aufwertun- 
gen) rund zwei Jahrzehnte lang für den 
Dollar ein Billig-Land waren und da­

durch unsere Exportindustrie  weit über 
das M aß hinaus aufgebaut haben, das 
für ausgeglichenen Außenhandel wün­

schenswert und  notwendig  gewesen  wäre. 
So erfreulich die Exportüberschüsse für 
die  betreffenden  Industrien  und  die  damit 
verbundenen  Arbeitnehmer und  Gewerk­

schaften  gewesen  sein mögen  - auf lärige- 
re  Sicht sind sie eine  Gefahr, denn  es  wur­

den Industrien  aufgebaut, die nun  -  nach 
Einführung freier W echselkurse - nicht 
mehr gebraucht werden. M it anderen 
W orten: die  jetzige Strukturkrise unserer 
W irtschaft ist auch eine Folge des fal­

schen -  wenn  auch  aus politischen Grün­

den wohl lange Jahre unvermeidbaren - 
Festen-W echselkurs-Systems.

W ege zur Überwindung der W ährungskrise

Diese  Strukturkrise wird solange an- 
halten - frei bewegliche W echselkurse 
vorausgesetzt bis das Inlands-Durch- 
schnitts-Preisnivcau genau so  hoch  sein 
wird wie das Auslands-Durchschnitts­

preisniveau. Erst dann werden wir im  
Inland frei sein, eine wirklich eigen­

ständige W ährungspolitik zu treiben. 
Eine W ährungspolitik, genauer: eine 
Geldmengenpolitik, die sich exakt am  
Durchschnittspreisstand aller W aren 
und Dienstleistungen orientiert.

M it den W orten  von NMLKJIHGFEDCBAW a lte r  E u c k e n :  
»W enn  cs gelänge, die W ährungsverfas­

sung mit einem Stabilisator des Geld­

wertes zu versehen, dann könnte man 
hoffen, daß die der W ettbewerbsord­

nung immanente Tendenz zu einem
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dieser Überzeugung  immerhin in der il- 
lustren Gesellschaft von NMLKJIHGFEDCBAM ilto n  F r ie d ­

m a n  und H e rb e r t G ie r sc h , dem heute 
maßgebendsten amerikanischen und - 
wie wir glauben - bedeutendsten deut­

schen W ährungsfachmann- Herbert 
Giersch und acht weiteren  M itarbeitern, 
deutschen  Professoren  unter dem  Patro­

nat von L u dw ig  E rh a rd , verdanken wir 
denn auch das Ende April 1974 ver­

öffentlichte »K o n z e p t z u r R ü c k g ew in ­

n u n g  d e r  S ta b il i tä t«, das auf  genau  den­

selben Grundgedanken basiert, wie wir 
sie hier vertreten: außenwirtschaftliche 
Absicherung  durch  wirklich  freie W ech­

selkurse, strenge Geldmengenpolitik, 
Bindung des Staates an feste Regeln, 
die ihm jedes Interesse an einem Fort­

schreiten der Inflation nehmen.

Die weitere, und vielleicht noch 
wichtigere, Voraussetzung der Freiheit 
und Selbstbestimmung des M enschen, 
soweit es sich um  die Frage der richtigen 
W irtschafts- und W ährungsordnung 
handelt, ist die Frage der Sicherung der 
Dauerkonjunktur und damitder Dauer­

vollbeschäftigung. Oder anders herum: 
die Sicherung des Geldumlaufs. Dauer­

geldumlauf und Dauerkonjunktur sind 
ja nur die beiden Seiten derselben M e­

daille, die da heißt W irtschaftskreislauf.

Es gibt eine Ansicht, die davon über­

zeugt ist, daß eine ganz exakte Geld­

mengenpolitik bereits genügte, den 
Dauergeldumlauf und damit die Dauer­

konjunktur zu erreichen. Die Erfahrun­

gen dieses Jahres scheinen hierzu im  
W iderspruch zu  stehen. »Die Leute kau­

fen nicht«. Es wird weniger investiert 
als früher. Ganz gewiß ist die wesent­

lichste Ursache  dieser Zurückhaltung  der 
potentiellen Investoren auf den rück­

läufigen Export zurückzuführen und 
damit letztlich auf die Einführung der 
Flexibilität der W echselkurse. Und bis 
sich unser Industriepotential den  neuen 
Bedingungen des Außenhandelsaus­

gleichs angepaßt haben  wird, wird noch 
einige Zeit vergehen. Aber angenom­

men,wir werden diese Durststrecke mit 
einer Dauer-Arbeitslosenzahl von ein 
bis eineinhalb M illionen, die wohl von 
unserem »sozialen Netz« aufgefangen 
werden kann, einigermaßen heil über- 
stehen - wird es dann in Zukunft ohne 
zusätzliche Konjunktur- und das heißt 
Geldumlauf  Sicherungsmaßnahmen ab­

gehen? W enn doch auch dann  in jedem  
Fall das »kapitalistische Grundprinzip« 
gilt: ohne Zins kein Geld, ohne Rendite 
keine Investition? W enn es doch wahr 
ist, daß Dauerkonjunktur zur Sättigung 
der W irtschaft mit Kapitalgütern und 
dadurch  zur stetigen Zinssenkung  führt, 
muß dann nicht doch das Geldkapital 
durch einen Geldumtausch verbunden 
mit einem Aufgeld dazu genötigt wer­

den, wieder in  den W irtschaftskreislauf 
zu fließen - sei es als Investition, sei 
es in den Konsum, sei es in Bildungs­

wesen, Kunst, Luxus oder dergleichen?

W as wäre dann zu tun, damit die 
Konjunktur nicht zusammenbricht? 
K e y n e s ’ Rezept war bekanntlich, mittels 
Staatsaufträgen, finanziert durch »Kre- 
dit«-aufnahme bei der Zentralnoten­

bank  - das heißt tatsächlich  durch  Neu­

zuführung zusätzlicher Geldmittel in 
den W irtschaftskreislauf 
schaft wieder anzukurbeln, bis das In­

vestieren auch für den Geld-Kapital- 
Besitzer wieder interessant, das heißt 
zinsbringend, wurde. Die Folge dieser 
M ethode des »deficit spending« aber 
war, daß die bislang ruhenden Gelder 
ebenfalls wieder auf den M arkt kamen, 
sodaß nunmehr eine Inflation entstand, 
bzw. sichtbar wurde. W ohin Keynes’ 
Rezept letztlich  führt, wissen  wir mittler­

weile: es kommt ein Punkt, da keine 
Geldspritze mehr ausreicht, den W irt­

schaftskreislauf aufrecht zu erhalten; 
da trotz inflationärer Geldvermehrung 
die Stagnation nicht überwunden wer-

die W irt-

52



den kann - ganz abgesehen von allen 

anderen Schäden, die mit der Inflation  

einher gehen. Freilich, ob  NMLKJIHGFEDCBAK e y n e s  selbst, 

hätte er länger gelebt, bei seinem  ersten 

Notrezept von 1934/35  geblieben  wäre, 
scheint fraglich. Denn immerhin ver­

danken wir gerade ihm jenes ominöse 
W ort: »W ir könnten somit tatsächlich  
(und das wäre nicht unerreichbar) so­

lange eine Kapitalvermehrung anstre­

ben, bis dieses aufhört, knapp zu sein, 
so  daß  der  funktionslose  Investor fürder­

hin keinen Bonus mehr erhalten wird; 
und (wir könnten  anstreben) einen Plan 
direkter Besteuerung (des Geldes), der 
es ermöglicht, die Intelligenz und die 
Entschlußkraft und  das Durchsetzungs­

vermögen  des Finanzmannes, des Unter­

nehmers etc. zu einer angemessenen 
Vergütung in den Dienst des Gemein­

wesens einzuspannen«.

Nur ein ominöses W ort? W ir glauben 
als sicher annehmen zu dürfen, daß K e y ­

n e s , hätte er die weiteren Auswirkungen 
des  wiederholten  »deficit spending« noch 
erlebt, diesen  Gedanken  der »direkten.Be- 
steuerung« des Geldes noch weiter ver­

folgt und als praktikabelen Vorschlag in 
die volkswirtschaftliche Debatte gewor­

fen hätte, zumal er sich in seinem  Buche 
T h e  G en e ra l T h e o ry  o f  E m p lo ym e n t , In ­

te r e s t  a n d  M o n e y «  seitenlang  mit den  Ge­

danken des Geld- und Bodenreformers 
S ilv io  G e se ll, beläßt hat und von dem  er 
u. a. gesagt hat, daß  die  W elt mehr  von  ihm  
lernen könne als von einem K a r l M a rx . 
M onopolireie M arktwirtschau - 

Setzung sozialer Freiheit

Halten wir zum Schluß also diesen 
Gedanken fest: wer die Freiheit und 
die Selbstbestimmung des M enschen 
und wer eine freiheitliche, gerechte 
Sozialordnung, den  freiheitlichen  Rechts­

staat will, der muß sich für die M arkt­

wirtschaft entscheiden. Die M arktwirt­

schaft aber  funktioniert erst dann, wenn 
wirklich freier W ettbewerb herrscht,

wenn keiner der W irtschaftspartner 
mehr ein Übergewicht über die andere 
Seite oder gar eine M onopolposition 
besitzt, weder ein Angebots- noch ein 
Nachfragemonopol, weder ein W aren- 
noch ein Geldmonopol. Insbesondere 
aber muß das vermittelnde Glied aller 
W irtschaftsvorgänge, das Geld, vollkom­

men m a c h tn e u tr a l sein. Es muß des­

halb unter allen Umständen für Geld­

wertstabilität gesorgt sein, sowie dafür, 
daß das Geld sich ausnahmslos immer 
dem  W irtschaftskreislauf zur  Verfügung 
stellt. Dann wird die Kapitalbildung  ei­

nes Tages ein Ausmaß erreicht haben 
(wie es Keynes vorgeschwebt hat), daß 
das Kapital aufhört, knapp zu sein, so- 
daß es dann zu einem Zinssatz jeder­

mann zur Verfügung stehen wird, der 
seiner noch zur Verwirklichung einer 
Idee bedarf. Und dann wird das Zeit­

alter der Krisen und aller damit ver­

bundenen Schäden, Ausbeutungen, De­

mütigungen, Entfremdungen usw. vor­

bei sein. Denn dann wird Dauervoll­

beschäftigung herrschen, von der C h r i­

s t ia n S c h w a r z -S c h il l in g  einmal sagte:

»Ohne Zweifel ist es aber erst die 
Vollbeschäftigung, die den Einzelnen 
in seiner Rolle als Arbeitnehmer am  
Erfolg  der M arktwirtschaft wirklich  teil­

haben läßt. Keine M aßnahme hat nach­

haltiger und durchschlagender die Po­

sition des Arbeitnehmers im Betrieb 
verbessert und gestärkt als die Über­

nachfrage nach Arbeitskräften. W enn 
wir unsere M arktwirtschaft heute zu 
Recht als soziale auch in diesem Sinne 
bezeichnen können, dann in allererster 
Linie auf Grund der Vollbeschäftigung. 
Lassen wir uns über den gewiß lobens­

werten Anstrengungen  sozialpolitischer 
Art nicht vergessen, daß wir die ge­

wünschte und angestrebte Humanisie­

rung der betrieblichen Beziehungen in 
allererster Linie der Vollbeschäftigung  
zu verdanken haben. . . Nur die Voll-

Voraus-
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•beschäftigung . befriedigt das elemen­

tare Sicherheitsbedürfnis, das der 
M ensch in abhängiger Stellung . . drin­

gend braucht. Die Erfolge, die durch 
den Seltenheitswert der Arbeitnehmer 
erreicht wurden, sind Legion. . . Das 
wichtigste scheint mir das wachsende 
Selbstbewußtsein aller Arbeitnehmer 
zunächst gegenüber der Unternehmens­

führung, aber darüber hinaus auch ge­

genüber der übrigen sozialen Umwelt 
zu  sein. Eine wesentliche  Voraussetzung 
ist hierfür die tatsächlich vorhandene 
und nicht nur theoretisch gegebene 
Konkurrenz auf der Arbeitsangebots- 
scitc, das heißt der Vielfalt von Herr­

schaftsstrukturen, die sich dem  Arbeit­

nehmer gegenüber als W ahlmöglichkeit 
anbieten. Gerade diese Bedingung, wel­

che eine einseitige M achtkonzentration 
gegenüber dem  Arbeitnehmer verhindert, 
ist außerhalb einer M arktwirtschaft

nicht zu erfüllen. In  einer zentralen  Ver­

waltungswirtschaft steht dem Arbeit­

nehmer immer und überall ein einziger 
Arbeitgeber gegenüber: die staatlich ge­

lenkte Instanz. Da dieser Arbeitgeber 
auch fast auf allen Lebensbereichen, 
seien es nun das Erziehungs- und Bil­

dungswesen, Verwaltung, das M ilitär 
oder die politischen Institutionen, die 
Herrschaftsausübung für sich in An­

spruch  nimmt, ist hier der Arbeitnehmer 
hoffnungslos  einem  allgewaltigen  M ono­

polapparat ausgeliefert«.4

Über weitere Auswirkungen der 
Dauerkonjunktur und Vollbeschäfti­

gung  - Kapitalexport bzw. Kapitalflucht 
- sowie über die Auswirkungen der 
Knappheit oder des Überangebotes an 
Energie, Rohstoffen, Arbeitskräften; 
über Lohnpolitik  und  über die  staatliche 
Finanz-und Steuerpolitik soll in einem  
folgenden Heft berichtet werden.

Fritz Penserot

*) Christian Schwarz-Schilling, »M arktwirtschaft stürzt die Arbeitnehmerposition im Betrieb« 
in »Konsequente Soziale M arktwirtschaft«, M artin-Koch-Verlag, Ludwigsburg 1966
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Zeitkommentare

Ota Siks »Dritter W eg« -  

Überwindung der säkularen Inflation?*

In  die  wirtschattspolitische Diskussion, wie die  in den  westlichen Ländern herrschende 
weltweite Inflation am besten bekämpft werden kann, hat sich auch Ota Sik ein­

geschaltet Er bietet- seinen »dritten W eg« als M ittel der Inflationsüberwindung 
an. Kann durch ihn die weltweite Inflation behoben werden?

Ota Sik betrachtet die Inflation als 
gesellschaftspolitisches Krebsübel: Sie 
vernichtet W ohlstand und  läßt Politiker 
wegen der wachsenden Empörung der 
Bevölkerung, nachdem die üblichen 
prozeßpolitischen Palliativmittel nicht 
fruchten, »zu  rein  administrativen Preis- 
und Lohnstops« greifen1). Dadurch 
wird nach Ota Sik der Abstand der 
marktwirtschaftlich-kapitalistischen 
W irtschaftssysteme »gegenüber dem  
Staatsmonopolismus kommunistischer 
Prägung zusehends kleiner«.2)

In der Bewertung der Inflation sind 
sich der Sozialist Sik und der Liberale 
von Hayek einig: Inflation - »the road 
to serfdom«. Einig wären sie sich auch 
im therapeutischen Ansatz:. Es ist eine 
ordnungspolitische Neuorientierung  er­

forderlich. W ährend aber Hayek der 
»keynesianischen« Vollbeschäftigungs­

politik die Schuld an der Inflation gibt 
(»The Economic  Consequences of Lord 
Keynes«)3) und  daher für eine Stärkung 
der marktwirtschaftlichen Selbsthei­

lungskräfte plädiert, sieht Sik die Ur­

sache im  marktwirtschaftlich-kapitalisti­

schen System selbst, in der Trennung 
von »Arbeit« und »Kapital«, begründet 
und fordert daher eine Transformation 
der W irtschafts- und Gesellschafts­

ordnung.

Eine neue  Ordnung, von  Ota  Sik  »der

dritte W eg« genannt, soll die Bedin­

gungen einer effektiveren und humane­

ren gesellschaftlichen Entfaltung schaf­

fen. Ota Sik hat'sowohl die Unter­

drückung von rechts (Faschismus) wie 
von links (Kommunismus) während 
des Zweiten W eltkrieges und danach 
physisch wie psychisch erfahren.4) Die 
persönliche Freiheit des M enschen hat 
daher für ihn einen hohen Stellenwert. 
Er hat die Schwächen und unmenschli­

chen Härten sozialistischer W irtschafts­

und Gesellschaftssysteme sowjetischer 
Prägung  und  die Selbstherrlichkeit büro­

kratischer Apparate, die »praktisch  nur 
abhängig von 'Oben’«, »nie  verantwort­

lich'gegenüber ’Unten’« sind,5) aus eige­

ner Erfahrung erlebt und weiß daher, 
daß der M arktmechanismus mehr für 
den M enschen tut, als man von den 
Verheißungen dogmatisch-sozialisti­

scher Ideologen je erwarten kann.

Ota Siks Diagnose marktwirtschaft­

lich-kapitalistischer W irtschaftsordnun­

gen fußt auf einem marxistischen Ana­

lyseschema, das entsprechend den Be­

dingungen des modernen W ohlfahrts­

staates umgeformt ist. So hat Ota Sik 
die Unterkonsumtionstheorie und das

*) Erschienen im W irtschaftsdienst 1975/1V
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Ausbeutungsaxiom  über Bord  geworfen. 
Er sieht den Konflikt zwischen »Arbeit« 
und »Kapital« nicht mehr in Lohn und 
Profit, sondern in Konsum und In­

vestition.^' Daher verteufelt er auch 
nicht den Profit, der für die  Investitions­

tätigkeit unabdingbar ist.

ln marxistischer Betrachtungsweise 
liegt dem  Antagonismus von »Arbeit« und 
»Kapital« der Gedanke der Entfremdung 
zugrunde. Auch Ota Siks Vision der zu­

künftigen Gesellschaft entspringt dem  
marxistischen Denkschema: der »dritte 
W eg« als Synthese (Konvergenz) markt­

wirtschaftlich-kapitalistischer (These) 
und  sozialistisch-kommunistischer (Anti­

these) W irtschaftssysteme. Der »dritte 
W eg« hebt diese beiden Typen  auf (über­

windet sic), wobei er das beste aus beiden 
W eiten (M arkt und Plan) übernimmt, da­

mit aufhebt (bewahrt) und zugleich die 
neue W irtschafts- und Gesellschaftsord­

nung  auf  eine  höhere  Stufe  (gesellschaftli­

cher Fortschritt) hebt.7' Damit ist für Ota 
Sik die Fortschrittlichkeit des »dritten 
W eges«  logisch  ableitbar. Sein  Geschichts­

bild neigt zum  Determinismus: »Die pro­

gressive ökonomische Entwicklung läßt 
sich nicht aufhaltcn«,8' Daher können 
»verbissene Gegner« des »dritten  W eges« 
nur solche sein, »welche befürchten, 
durch diese Entwicklung ihre sozialen 
Privilegien, ihre Vorrangstellung, ihre 
M achtpositionen zu verlieren«.9'

Daß die anvisierten Gesellschafts­

reformen zu einem »demokratischen,

• humanen Sozialismus« oft als »uto­

pisch« klassifiziert werden, ficht Ota 
Sik nicht an: »Auch  jene Ideen, die  einst 
dem Kampf um die Überwindung des 
Sklavensystems in Amerika oder die 
Beseitigung  der Leibeigenschaft... ge­

widmet waren, wurden einst von den 
alten M achthabern und ihren Ideolo­

gen als Utopie abgetan. Es besteht die 
berechtigte Hoffnung, daß die heutige 
Utopiebezeichnung für sozialistische

Reformvorschläge dereinst mit demsel­

ben Lächeln in Erinnerung gerufen 
wird, mit dem  wir uns jetzt der mittel­

alterlichen erinnern«.1®'

Die Gleichsetzung von Sklavenbe­

freiung  und »drittem  W eg« ist eindrucks­

voll und rhetorisch geschickt: W er den 
»dritten W eg« ablehnt, wäre der nicht 
auch gegen Sklavenbefreiung und Ab­

schaffung der Leibeigenschaft  gewesen? 
So wird der »dritte W eg« mit gesell­

schaftlichem und moralischem Fort­

schritt identifiziert. Ota Sik gibt als 
Axiom  aus, was zu beweisen ist.

Kann Ota Siks »dritter W eg« bei der 
Bekämpfung  des Krebsübels »Inflation« 
als Fortschritt gelten? W ir wollen so­

wohl Ota Siks Inflationsdiagnose - In­

flation als Folge des Grundwiderspruchs 
marktwirtschaftlich-kapitalistischer 
W irtschaftsordnungen - als auch seine 
Abhilfemaßnahmen  kritisch  prüfen. Aus 
der Analyse der Diagnose können be­

reits Schlußfolgerungen über die Taug­

lichkeit der Therapie gezogen werden.NMLKJIHGFEDCBA

M a ch tth e o re t is c h e In f la t io n s e r k lä r u n g  
Der W iderspruch der marktwirt­

schaftlich-kapitalistischen W irtschafts­

systeme manifestiert sich nach Ota Sik 
in der Inflation: »Die moderne Inflation  
ist das Resultat des Kampfes giganti­

scher Interessenmonopole  um  die  M akro­

verteilung  des Nationaleinkommens  un­

ter den Bedingungen der hoch indu­

strialisierten Konsumgesellschaft«.11' 
Die Gewerkschaften als Vertreter des 
Faktors Arbeit neigen, um ihre Exi- 
stenznotwendigkeit nachzuweisen, zu 
einer aggressiven Politik, die Unterneh­

men erhöhen die Preise, um die M ittel 
zur Investition zu erhalten.12' W ar frü­

her das Drucken von Geldnoten Ursa­

che der Inflation, war die Geldmengen­

entwicklung also die unabhängige Vari­

able,13' so ist sie heute die abhängige 
Variable, und zwar abhängig von der
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schäften18 * cinführen: Die Situation  der 
»Vollbeschäftigung«  und  die Bündelung 
des Faktors »Arbeit«  durch  die Gewerk­

schaften haben den Faktor »Arbeit« 
erst zu einem W iderpart des Faktors 
»Kapital« gemacht. Damit wurden  zwar 
gleiche »Startchancen« im  Verteilungs­

kampf geschaffen, zugleich aber die In­

flation beschleunigt, da sich die Unter­

nehmer im Preis zurückhoiten, was 
ihnen die Gewerkschaften im Lohn­

kampf abrangen.

Offen bleibt jedoch, wie dann die 
außerordentlich starken Unterschiede 
zwischen  den  nationalen Inflationsraten 
und den nationalen Lohnabschlüssen 
zu erklären sind.19) W ie kommt es, daß 
einzelne Länder im internationalen In­

flationsvergleich  von einem M ittelplatz 
an die Spitze rückten? Und warum  hat 
die Inflation seit 1969 zugenommen?

Im Gegensatz zu Ota Sik glauben 
wir nicht, daß die Geldmenge keinen 
Erklärungswert der Inflation mehr be­

sitzt. Gerade in den letzten Jahren er­

höhte sie sich beträchtlich. So stiegen 
die W eltwährungsreserven insgesamt 
von knapp 60 M rd. $ im Jahre 1960 
auf gut 75 M rd. $ im Jahre 1969, von 
1970 bis Ende 1973 jedoch von gut 
75 M rd. S auf 153,7 M rd. S.20' W enn 
wir bedenken, daß  im  Gleichschritt zum  
Anwachsen der Devisenreserven inlän­

dische Liquidität in den W irtschafts­

kreislauf geflossen ist, dann ist der welt­

weite Anstieg  der Inflationsralcn  seit 1969 
nicht verwunderlich. Dieser Zuwachs 
an internationaler Liquidität ist in den 
Jahren 1970-73 nur zu einem  kleineren  
Teil auf das Defizit in der US-Zahlungs- 
bilanz zurückzuführen, das 57,6  M rd. S 
im Zeitraum 1970-1973 betrug. Es ist 
vielmehr zum größeren Teil auf die 
zinsbringende Anlage der Dollarreser­

ven über die Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) oder durch  die 
Notenbanken selbst zurückzuführen.

Aggressivität der gewerkschaftlichen 
Lohn- und  der unternehmerischen  Preis­

politik. Eine restriktive Notenbank­

politik könne  durch  die  Beschleunigung 
der Umlaufgeschwindigkeit und wegen 
der »immer existierenden Geldreserve 
innerhalb der W irtschaft«14) unter­

laufen werden. Solange dieser Vertei­

lungskampf bestehe, sei es nicht mög­

lich, die Preis- und Lohnentwicldung 
so zu beeinflussen, daß sich Verbrauch, 
Ersparnisse  und  Investitionen  das Gleich­

gewicht halten. Die Inflation werde erst 
aufhören, wenn es kein M otiv mehr für 
Verteilungskämpfc gebe, wenn die Front­

stellung zwischen Arbeit und Kapital 
beseitigt sei, das heißt wenn die Lohn­

empfänger Kapitaleigentümer geworden 
seien.15*

Diese Erklärung läßt sich als eine 
Variante des machttheoretischen An­

satzes deuten, nach dem die Inflation  
als Folge des Verteilungskampfes zwi­

schen den gesellschaftlichen Gruppen 
angesehen wird und der wohl zur Zeit 
der am  meisten bevorzugte Erklärungs­

ansatz  der Inflation  ist. Ota Siks Version 
unterscheidet sich von den anderen 
Varianten in der Ausschließlichkeit  und 
in der Radikalität der Therapie.16) Für 
Sik bleibt alles Symptomkur, was nicht 
auf die Auflösung  des Gegensatzes von 
Arbeit und Kapital hinzielt.

Die Stärke seines Ansatzes liegt in 
der klaren Zuordnungsarbeit von Ur­

sache und W irkung und der darauf 
fußenden Therapie. Genau da  liegt aber 
auch seine Schwäche: Läßt sich die 
inflationäre Entwicklung vornehmlich 
monokausal erklären? Ist der Erklä­

rungsversuch nicht schon dadurch 
widerlegt, daß es lange Perioden der 
Preisstabilität gegeben  hat, etwa  bis zum  
Beginn des Ersten W eltkrieges oder 
auch noch danach? Als Hilfshypothesen 
lassen sich die Beschäftigungssitua- 
tion^) und die Existenz der Gewerk-
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Es ist also möglich, daß ein  und  dieselbe 

Notenbank ein und denselben Dollar 

zwei- oder mehrmals angekauft, bilan­

ziert und wieder ausgeliehen hat (»re­

cycling«).21^ Angesichts dieser Prakti­

ken wäre es verwunderlich, wenn wir 
nicht die gegenwärtigen Inflationsraten 
hätten.

Daß die deutsche Inflationsrate im  
Vergleich zu der gewichteten weltwirt­

schaftlichen niedrig ist und daß sich die 
Kluft verbreitert hat, ist der seit M ärz 
1973 stabilitätsorientierten Geldpolitik  
und dem  im  M ai 1973 von der Bundes­

regierungverabschiedeten,  im  Vergleich 
zu 1970  weitaus schärferen  Dämpfungs­

programm zuzuschreiben. Gleichwohl 
führte auch in der Bundesrepublik  
Deutschland eine Reihe von  konjunktur­

politischen Kunstfehlern seit 1968, und 
zwar eine  mangelhafte  außenwirtschaft­

liche Absicherung,22) eine prozyklische 
Finanzpolitik und eine unzulängliche 
Geldpolitik, zu inflationärer Entwick­

lung. W ahrscheinlich  hat der Einspruch 
der Unternehmensverbände und der 
Gewerkschaften  eine  funktionsfähige  Sta­

bilisierungspolitik - zumindest vorüber­

gehend - verhindern können. W ährend 
der Phase schärfster Kapazitätsanspan­

nung 1969/70 gab es so etwas wie eine 
»unheilige Allianz« zwischen Gewerk­

schaften und Unternehmensverbänden 
gegen konjunkturdämpfende M aßnah­

men: Die einen sahen hohe Lohnzu­

wächse, die anderen die Erlöse gefähr­

det.

hindern konnte. W ir können weiter 
konstatieren, daß die Lohn- und Preis­

steigerungsraten zurückgingen, als die 
Bundesbank den inländischen Kredit­

schöpfungsprozeß wirksam steuern 
konnte.23)

W ir wollen  und  können  jedoch  nicht 
ausschließen,  daß  der Verteilungskampf 
in anderen Ländern oder in Zukunft 
auch in der Bundesrepublik Deutsch­

land inflationsbestimmend  sein könnte,, 
indem die nationalen Konjunkturpro­

gramme  sich nach  den  W egmarken  orien­

tieren, die Gewerkschaften und Unter­

nehmer in die konjunkturpoliüsche 
Landschaft gesetzt haben. Auf jeden 
Fall würde die Stabilisierungspolitik er­

leichtert werden, wenn es keine Ver­

teilungskämpfe mehr gäbe. Es ist also 
mehr als nur ein theoretisches Interesse, 
wenn  wir die Aussichten  auf Inflations­

vermeidung  beim  Beschreiten  des »drit­

ten W eges« prüfen.

Ota Sik würde sicherlich unserer Fest­

stellung zustimmen, daß es in seiner 
Konzeption noch  viele »weiße Flecken« 
gibt, die der genaueren Erforschung 

' bedürfen.24) W ir bewegen  uns  daher  bei 
der Analyse der Erfolgsaussichten in 
einem spekulativen Bereich und kön­

nen nicht ausschließen, daß wir Ota 
Siks Konzeption in manchen Punkten  
falsch interpretieren. Es wäre aber be­

reits als Fortschritt zu werten, wenn 
mögliche M ißverständnisse  in  einer vor­

urteilsfreien Diskussion ausgeräumt 
werden könnten.

Der »dritte W eg« enhält folgende 
konstituierende Prinzipien:23*

Q  Aufhebung des Antagonismus von 
»Kapital« und »Arbeit« durch Verge­

sellschaftung der Produktionsmittel;

□  grundsätzlich dezentrale Entschei­

dungsfindung;

□  eine makroökonomische Orientie-
rungsplanung;^)

□  Gewährleistung einer paritätischen

Zweifellos hat der Verteilungskampf 
in den  Jahren 1969 bis 1973  die inflatio­

näre Tendenz verstärkt. Es darf aber 
nicht übersehen werden, daß die  wilden 
Streiks im September 1969 und die 
daraus resultierende Lohnkostenexplo­

sion eine Reaktion auf die Gewinn­

explosion  in den  Jahren 1968/69  waren, 
die die Geldpolitik wegen der offenen 
außenwirtschaftlichen  Flanke nicht ver-
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Beteiligung an den Planungsentschei­

dungen von Produzenten und Nicht­

produzenten.

Ota NMLKJIHGFEDCBAS ik  r ä um t e in , d a ß  e s a u c h  in  
seinem M odell Konflikte zwischen be­

trieblichen und gesamtgesellschaftli­

chen Interessen geben kann.27) So 

braucht die  Aufhebung  des Gegensatzes 
von Kapital und Arbeit die Betriebe 

nicht daran hindern, die Preise herauf­

zusetzen, wann immer sich ihnen eine 

M öglichkeit dazu anbietet.

grundlegend wandeln wird. W er die 

Diskussionen  auf  Aktionärsversammlun­

gen kennt, weiß, daß das M anagement 

oder d e r G ro ß a k tio n ä r a n hohen In­

vestitionen, die M asse der Kleinaktio­

näre an hohen Gewinnausschüttungen, 

also am Konsum, auf jeden Fall je­

doch an der individuellen  Verwendung 

des Gewinns interessiert ist. Es ist an­

zunehmen, daß auch das Belegschaft­

mitglied den Konsum heute dem ver­

sprochenen Konsum von morgen vor­

zieht. W enn nun das M anagement auf 

das W ohlwollen der Belegschaft an­

gewiesen ist, so kann es erfahrungsge­

mäß auf seine  W iederwahl rechnen  und 

in »Ruhe« arbeiten, wenn es dem Ver­

langen nach »Brot und Spielen« nach­

gibt oder ein solches Verlangen fördert. 
Die notwendigen Investitionen werden 
dann über Kredite oder über Erlösauf­

besserungen aus Preiserhöhungen  finan­

ziert. Der innerbetriebliche Konflikt wird 
aus dem  Betrieb herausverlagert und der 
Volkswirtschaft aufgebürdet.

Sollte nun Ota Sik tatsächlich glau­

ben, daß  wegen der  möglichen  Erhöhung 
der Umlaufgeschwindigkeit und wegen 
der »immer existierenden Geldreserve 
innerhalb  der  W irtschaft« die  geldpoliti­

schen Instrumente nicht greifen könn­

ten, so wäre es nach unserer Auffassung 
um  die Geldwertstabilität bei Beschrei­

ten des »dritten W eges« kaum besser 
bestellt. Doch sind  wir weniger pessimi­

stisch als Ota Sik. Die Umlaufgeschwin­

digkeit läßt sich nicht ad libitum er­

höhen. W er als Privathaushalt dazu 
übergeht, den M onatsverdienst sofort 
nachdem  »Ersten« auszugebenstattihn  
auf  den  ganzen  M onat zu  verteilen, kann 
nur einmal die Umlaufgeschwindigkeit 
erhöhen. Und  die Kreditschöpfung  wür­

de stark beeinflußt werden, wenn die 
Notenbank ihr Instrumentarium bei 
außenwirtschaftlicher  Absicherung  aus­

schöpfen sollte.

V e r la g e ru n g  d e r  K o n fl ik te

Dieser These ließe sich entgegen­

halten, daß sie noch den Denkschablo­

nen der kapitalistischen W irtschafts­

ordnung verhaftet ist, wo einer Hand­

voll Kapitalisten die breite M asse der 
Konsumenten gegenübersteht. Die Intc- 
ressenlage des Produzenten bei einer 
Vergesellschaftung der Produktions­

mittel sei gänzlich anders; denn er sei 
zugleich Konsument und wüßte, daß 
er Preiserhöhungen, die seinem Ein­

kommen zugute kämen, als Konsument 
selbst finanzieren müßte. Eine aggres- 

• sive Preispolitik nütze ihm  daher nicht. 
Dabei wird offensichtlich unterstellt, 
daß sich die Preise aller Produkte ohne 
Zeitverzögerung und im gleichen Aus­

maße erhöhten. Eine solche Annahme 
ist jedoch wegen der unterschiedlichen 
Preis- und Einkommenselastizitäten  ir­

real. Daher folgern wir: Derjenige Be­

trieb, der durch eine aggressive Preis­

politik eine Einkommensumverteilung 
zu  seinen  Gunsten  herbeiführen  zu  kön­

nen glaubt, wird sich durch das Argu­

ment, daß doch alle in einem Boot 
sitzen, nicht davon abhalten lassen, ei­

nen bequemeren Platz in diesem Boot 
zu erklimmen.

W eiter ist zweifelhaft, ob sich bei 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Pro­

duktivvermögen ihre Einstellung ge­

genüber. Investition und Konsumtion
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maler modernster Planungsapparate«28* 
erstellt wird, die den Betrieben Orien­

tierungshilfen, aber keine Soll-Ziffern 
vorgibt, und da die Koordination zwi­

schen Produktion und Konsumtion 
weiterhin dem M arkt überlassen blei­

ben soll,29* hängt die gesamtwirtschaft­

liche Investitionsquote weiterhin von 
den Erwartungen der einzelnen Be­

triebsleitungen ab. W enn nun ein kon­

junkturelles Frühwarnsystem eine zu 
starke Beanspruchung des Produkti­

onspotentials signalisiert, so müßte ent­

weder über die Finanzpolitik oder über 
die Geldpolitik private Nachfrage zu­

rückgedrängt oder durch Kürzung  staat­

licher Investitionstätigkeit zusätzlicher 
Angebotsspielraum für die betriebliche 
Expansion geschaffen werden.

Bei Beibehaltung der repräsentati­

ven Demokratie ist nicht zu erwarten, 
daß sich die politischen Verhaltenswei­

sen geändert haben, das heißt bei Kon­

flikten zwischen ökonomischer Ratio­

nalität (zum Beispiel restriktive Politik 
zwecks M inderung  der Beanspruchung  
des Produktionspotentials) und politi­

scher Rationalität (Vermeidung un­

populär scheinender M aßnahmen 
zwecks Sicherung eines W ahlerfolges) 
werden sich die Politiker in der Regel 
für die politische Rationalität entschei­

den. Sic werden bei dieser Option sogar 
auf  die Unterstützung  der Betriebe  rech­

nen können. Von der Finanzpolitik 
dürfte weder über die Einnahmenseite 
(befristete Steuererhöhungen) noch 
über die  Ausgabenseite (Kürzung  staatli­

cher Investitionen) ein stabilisierender 
Effekt zu erhoffen sein.

W enn  nun  auch  die  Politik  der Noten­

bank einvernehmlich festgelegt wird, so 
wird einmal die M öglichkeit, relativ 
schnell auf konjunkturelle Datenände­

rungen reagieren zu können, einge­

schränkt, und zum anderen wird das 
stabilisierungspolitische Programm  der

Ohne eine Politik, die die Preiserhö­

hungsspielräume beschneidet, gibt es 
keine Geldwertstabilität, gleichgültig, 
welcher ordnungspolitische W eg be­

schritten wird. Die entscheidende  Frage 
lautet: Läßt sich nach Realisierung des 
»dritten W eges« eine stabilitätsorien­

tierte  Politik besser betreiben  und  durch­

halten als in marktwirtschaftlich-kapi­

talistischen W irtschaftssystemen?

Ota Sik hat der M akroplanung  aus­

drücklich die Aufgabe zugeordnet, in­

flationsloses W achstum  durch Abstim­

mung von gesamtem Konsum und ge­

samter Investition zu sichern. Hierauf 
wollen wir bei unserer Analyse abstel­

len. W ir unterstellen für die stabilisie­

rungspolitische W illensbildung bei Re­

alisierung des »dritten W eges« das fol­

gende institutioneile Arrangement:

□  Als Regierungsform  wird  die  repräsen­

tative parlamentarische Demokratie bei- 
behaltcn: M indestens zwei unabhängige 
Parteien konkurrieren gegeneinander 
um die M ehrheit der W ählerstimmen;

□  die M akroplanung wird im Einver­

nehmen mit Produzenten und Nicht­

produzenten mit paritätisch besetzten  
»W irtschafts- und Sozialräten« erstellt; 
Q  Die Notenbank ist, um eine wider­

spruchsfreie Realisierung der M akro­

planung  zu  gewährleisten, in  die  gesamt­

gesellschaftliche W illensbildung einbe­

zogen und an die gemeinsam und ein- 
vcrnehmtich in den Planungskommis­

sionen getroffenen Beschlüsse gebunden; 
sie ist also weisungsgebunden, kann 
jedoch  auf die W eisungen  selbst Einfluß 
nehmen.

Bei dezentraler betrieblicher Ent­

scheidungsfindung  sind Schwankungen 
im  gesamtwirtschaftlichen  Auslastungs­

grad auch dadurch nicht auszuschließen, 
daß man sich über die makroökonomi- 
sehe Aufteilung des Sozialprodukts geei­

nigt hat. Da nur eine Perspektivplanung 
»ohne große Bürokratie mit Hilfe tnini-
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Notenbank, die - aller Erfahrung und 

ihrem eigenen Selbstverständnis nach 

zu urteilen - am ehesten an der Geld­

wertstabilität orientiert ist, durch die 

Einreden der Politiker und  der Betriebe 
zumindest verwässert, vor allem, wenn 

über die Politik formell abgestimmt 

wird.

einen wissenschaftlichen Unterbau  ver­

fügen, der für sie Argumente und Ge­

genargumente aufbereiten könnte.NMLKJIHGFEDCBA

F e h le n d e  K o n k r e t is ie r u n g

Aus dieser »überschlägigen« Ana­

lyse der stabilitätspolitischen W illens­

bildung in einer W irtschafts- und Ge- < 
sellschaftsordnung des »dritten  W eges« 
folgern wir, daß sich eine stabilitäts­

orientierte Geldpolitik weniger durch­

halten ließe als in marktwirtschaftlich­

kapitalistischen W irtschaftsordnungen 
mit institutionell u n a b h ä n g ig e r  Noten­

bank. Die Erfahrungen in Ländern mit 
einer Spielart zentralisierter M akropla­

nung (französische Planification) oder 
mit M akroplanung und  Arbeiterselbst­

verwaltung (Jugoslawien) widerspre­

chen unserer Ableitung nicht.

W ir wollen nicht ausschließen, daß 
sich Ota Sik  das institutioneile Arrange­

ment stärker gegen inflatorisches Ver­

langen gerüstet vorstellt, als wir es hier 
unterstellt haben. Es wäre dann jedoch 
unabdingbar, daß Ota Sik seine Über­

legungen konkretisiert. Andernfalls 
muß er sich Vorhalten lassen, daß auch 
sein »dritter W eg« nicht gegen das 
Krebsübel »Inflation« gefeit ist.

Joachim  Starbatty

Nun hat Ota Sik eine paritätische  
Beteiligung  von  Produzenten  und  Nicht­

produzenten an der M akroplanung  
vorgesehen, woraus gefolgert werden 
könnte, daß die eher an  der Preisstabili­

tät interessierten Nichtproduzenten den 
Kurs der Notenbank unterstützen 
könnten. Da  jedoch  zu  den  Produzenten 
alle Arbeitnehmer und  auch  deren  Fami­

lienangehörige zu zählen sind, blieben 
lediglich als »Nichtproduzenten« jene 
Gruppen übrig, die nicht im Erwerbs­

leben stehen: Rentner, Arbeitslose, Stu­

denten. Abgesehen von der Frage, wie 
das Problem der politischen Repräsen­

tanz dieser Gruppen gelöst werden soll, 
wird ihrem Votum - trotz formeller 
Gleichberechtigung - ein geringeres' 
Gewicht beigemessen. Hierzu kommt, 
daß sie über die anstehenden Entschei­

dungen weniger informiert sind als die 
Produzenten30* und auch nicht über

1) O. §  i k: Argumente für den Dritten W eg, Hamburg 1973, S. 97.

2) Ebenda, S. 98.

3) So R A. von Hayek: Zwölf Thesen zur Inflationsbekämpfung, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 19. August 1974, in Anspielung auf das Buch von J. M . Keynes. »The 
Economic Consequences of the Peace«, das ihn berühmt machte.

4) O. Sik: Freiheitlicher Sozialismus, in: Fragen der Freiheit - Beitrage zur freiheitlichen 
Ordnung  von Kultur, Staat und W irtschaft, 89. Folge, Juni 1971, S. 3 f.

5) Ebenda, S. 5.

6) Vgl. O. Sik: Argumente . . ., a. a. O., S. 88 ff., und seine modifizierte und ergänzte Kurz­
fassung »Kampf der M onopole. Nur durch Überwindung des Gegensatzes von Arbeit und 
Kapital läßt sich die Inflation bekämpfen«, in: Die Zeit, Nr. 23 vom 31.. M ai 1974, S. 38.

7) Vgl. hierzu O. Sik: Demokratische und  sozialistische Plan-und  M arktwirtschaft. Das M odell
der demokratischen, humanen sozialistischen Gesellschaft kann man für das M odell der 
europäischen Zukunft halten ..., Edition »Arche Nova«, Zürich 1971, S. 37 ff.

8) Ebenda, S. 45.
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9) Ebenda, S. 43.

10) O. S i k, Argumente . . a. a. O., S. 9.

11) O. S i k: Kampf der M onopole . .a. a. O., S. 38.

12) Ebenda.

13) O. S i k : Argumente . . S. 89 ff.

14) Ebenda, S. 93.

15) O. S i k : Kampf der M onopole . .., a. a. O., S. 38.

16) So muß zum Beispiel für H. W ürgler eine expansive Geldmengenpolitik der Notenbanken als 
hinreichende Bedingung zur Inflationsentstehung hinzutreten. W ürgler denkt zwecks In­
flationsbekämpfung an eine Anwendung wettbewerblicher Regelungen nicht nur für Güter 
sondern auch für Faktorenmärkte. Vgl. H. W ürgler: Inflation als M achtproblem, in: 
H. K. Schneider und-Ch. W  a t r i n (Hrsg.:) M acht und ökonomisches Gesetz, Schriften 
des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 74 I, Berlin 1973, S. 697 ff.

17) Vgl. hierzu O. Si k : Der dritte W eg. Die marxistisch-leninistische Theorie und die moderne 
Industriegesellschaft, Hamburgl972, S. 327 ff.

18) Vgl. hierzu O Sik: Argumente . . ., a. a. O., S. 95. Sik spricht sogar - wohl ein wenig 
metaphorisch - von den »gigantischen Interessengegnern«.

19) Die britische Bergarbcitcrgcwcrkschaft ertrotzte im Jahre 1975 von der britischen Regierung 
eine Lohnsteigerung von 33% , die deutschen Gewerkschaften beschieden sich mit einem  
Zuwachs von gut 6,5% .

20) Vgl. hierzu die gründlich dokumentierte Analyse von W . A. Jöhr, K. Kühne: Die W elt­
inflation und die Schweiz, in: Außenwirtschaft, H. 1V/1974, S. 412 ff.

21) So führte H. Schmidt als Bundesminister für W irtschaft und Finanzen  aus, es müßten  Initiativen
ergriffen werden, »die europäischen Notenbanken wenigstens dazu zu bringen, daß sie nicht 
mehr ihre eigenen W ährungsreserven an der Hintertür am Eurogeldmarkt aniegen und sich 
dann beschweren, wenn ihnen an der Vordertür die Dollars hereinströmen«. (Deutscher 
Bundestag, Stenographische Berichte, 6. W ahlperiode, 199. Sitzung vom  22. September 1972, 
S. 11808). ,

22) Obwohl es eine ökonomische Binsenwahrheit ist, daß in einer W elt mit laxer währungs­
politischer M oral entweder die Stabilität des binnenwirtschaftlichen Preisniveaus oder die 
Stabilität des Außenwertes der W ährung erreicht werden kann, haben bis 1971 und auch 
noch später zeitweise die Bundesregierung und vornehmlich  die Bundesbank geglaubt, beides 
zugleich verwirklichen zu können. Die steuerpolitische Absicherung im Jahre 1968 und die 
Aufwertung im  Jahre 1969, die nichts weiter als eine notarielle Beurkundung dessen war, was 
der M arkt durch starke Abschläge bei den Termindollars bereits besorgt hatte, haben die 
außenwirtschaftliche  Flanke  entweder überhaupt nicht oder nur für einige M onate  abgesichert. 
Die administrativen Kontrollen nach dem »Smithsonian Agreement« vom 17./18. Dezem­
ber 1971 haben zwar Politiker und Behördenapparate in Bewegung gehalten, weil immer 
wieder neue Besprechungen notwendig waren, um  die Löcher im »Außenwirtschaftsbereich« 
abzusichern, ansonsten aber nur die M itnahme von Spekulationsgewinnen begünstigt.

23) Die wilden Streiks im Frühsommer 1973 waren noch die Folgen der mangelnden Durch­
schlagskraft der Geldpolitik bis M itte M ärz 1973.

24) Vgl. das »Vorwort« zu O. Sik: »Argumente . . .«, a. a. O., S. 8.

25) O. Sik: Kampf der M onopole, a. a. O., S. 38.

26) »Planmäßig festzulgen sind . . . die Proportionen zwischen dem gesamten Konsum und den 
gesamten Investitionen  zur Sicherung  einer inflationslosen  gleichgewichtigen  Entwicklung  und 
die Proportionen zwischen individueller . . . Konsumtion und gesellschaftlicher Konsum­
tion . ..«. (O. Sik: Kampf der M onopole, a. a. O., S. 38).

27) Vgl. O. Sik: Demokratische und sozialistische Plan- und M arktwirtschaft, a. a. O., S. 25.

28) O. Sik: Kampf der M onopole, a. a. O., S. 38.

29) Vgl. O. Sik: Demokratie und sozialistische Plan- und M arktwirtschaft, a. a. O., S. 31 ff.

30) Vgl. zur allgemeinen Begründung A. Downs: Ökonomische Theorie der Demokratie, 
Tübingen 1968, S. 247 ff.
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Aktionen der Aktion"

Kaum war die erste Ausgabe der 
»Humane  Schule«, in der ich  bedauerte, 
daß das Kultusministerium uns bislang 
nur Hindernisse in den W eg legte und  je­

des vernünftige Gespräch vermeidet, he­

raus, da kam ein Anruf vom Büro des 
Kultusministers und  der  Vorschlag, noch 
in der gleichen W oche mit einem Ge­

spräch zu beginnen. Zunächst traf ich 
mich allein mit Kultusminister Hahn 
und M inisterialdirektor Piazolo zu ei­

nem längeren Gespräch. Dies resultierte 
im  gemeinsamen  Beschluß, offizielle  Ge­

spräche zwischen den Leitern der Ab­

teilungen im Kultusministerium, den 
Leitern der Oberschulämter (angeführt 
von M inisterialdirektor Piazolo) und 
Vertretern der Aktion Humane Schule 
zu  beginnen. W ir haben  seither stunden­

lang sehr intensiv verhandelt. Die The­

men finden Sie in den Empfehlungen. 
M it von der Partie auf unserer Seite 
waren  Herr Diplom-Landwirt Blumtritt, 
Herr Dillenburger, Redakteur, Herr 
Pfarrer Klein, Frau Schöffel, Grund­

schullehrerin, Frau Seitz, M utter '(lei­

tend  im  Reutlinger Kreis). Herr Dr. med. 
H. H. Vogel, Arzt, Frau W esiack, M utter 
(leitend im Aalener Kreis), Herr Dr. 
med. W esiack, Psychotherapeut.

Die Herren vom Kultusministerium 
waren freundlich und durchaus ge­

sprächsbereit, aber sie argumentierten 
vom ersten bis zum letzten M oment 
aus rein defensiver Einstellung und 
streng innerhalb der Logik ihres Ge­

häuses, und sie waren einfach nicht in 
der Lage, auch nur ein einziges M al auf 
das angesprochene Problem  als solches 
zu  blicken, um  dann  gemeinsam  mit uns 
nach einer besseren Lösung zu suchen. 
Sie verteidigten alle und jede ihrer Po­

sitionen dauernd, indem sie auf ir­

gendwelche ihrer eigenen Erlasse hin­

wiesen, ganz gleich, ob diese verteidigte 
Position noch sinnvoll oder schon  sinn: 
los geworden war. Selbst der Nume­

rus clausus ist für sie in Ordnung, 
solange er, nämlich durch Verordnun­

gen und Erlasse, genügend abgestützt 
ist. Daß sie dabei gezwungen sind, eine 
Absurdität durch Einführung immer 
neuer Absurditäten abzustützen, sehen 
sie  einfach  nicht. Unsere Fragen  wurden 
zunächst immer ausweichend und be­

schwichtigend beantwortet; bohrten 
wir weiter, kam dann bald das harte 
Nein. Hatten wir in der ersten Ge­

sprächsrunde zunächst noch das Ge­

fühl, daß wir immer noch auf W atte 
oder vielleicht jetzt sogar auf Zuckerwat­

te bissen, so kamen wir in der zweiten 
Runde, wenn immer wir auf’s Konkrete 
drängten, zu dem Punkt, wo wir auf 
Steine bissen. W ir bekamen Antworten 
wie: »M eine Herren, am  Numerus clau­

sus ändert sich in den nächsten 15 Jah­

ren nichts mehr«. Und unser Versuch, 
Alternativen zur gegenwärtig üblichen 
Handhabung des Sitzenbleiberproblems 
zu erörtern, wurde schließlich mit dem  
Diktum beschieden: »Sitzenbleiben ist 
eine pädagogische W ohltat«. W ir haben 
unsere Empfehlungen schriftlich  vorge^ 
legt, damit nicht alles nur im Unver­

bindlichen verläuft, und wir warten 
jetzt erst einmal die  schriftliche  Antwort 
des M inisterium ab.

Soviel steht für mich nach diesen 
Gesprächen fest: Von den Behörden 
wird eine Erneuerung der Schule ganz 
gewiß nicht kommen. Das Gespräch  
brachte nicht das, was wir erhofften - 
ich fürchte, es brachte nichts. Damit

*) Fortsetzung von »Empfehlungen  der Aktion Humane Schule« in »Fragen der Freiheit« Nr. 117, 
Seite 73, aus »Humane Schule« Nr. 2 vom 1. 11. 1975, Ingersheim, Schloß

63



einer Gruppe bekannter Politiker über 

die Aktion zu berichten. Elternkund­

gebungen und Abende der Aktion fan­

den statt in Freudenstadt (vom Fern- 
sehen aufgenommen), ein  sehr lebhafter 
Abend in Eichstctten bei Freiburg, ein 
kleiner Ort; und doch waren über 500 
Leute gekommen, in  Stuttgart (Berichte 
darüber erschienen in der Stuttgarter 
Zeitung, Stuttgarter Nachrichten sowie 
in der Südwest-Presse),in Ludwigsburg 
(vom  Fernsehen übertragen), in Baden- 
Baden diskutierte Herr Dillenburger, 
unser 2. Vorsitzender, und ich mit 
Staatssekretär W eng und einigen ande­

ren in einer Sendung »Elternabend« 
des Südwestdeutschen Rundfunks. Auf 
diese Sendung hin erhielten wir eine 
M enge Zuschriften. Eine Radiosendung 
ist in Vorbereitung. Am 23. Oktober 
muß ich in Baden-Baden im Großen 
Kurhaus einen  Vortrag halten und über 
das Thema »Kreativität, Emotionalität 
und Sozialität nicht gefragt? - Gymna­

sialerziehung für die W elt von mor­

gen -« sprechen. Elternkundgebungen 
in Ulm, Konstanz, Heidelberg, Leinfel­

den, Leonberg, Tuttlingen sind in Vor­

bereitung. In Stuttgart wieder am  8. No­

vember auf Einladung im Hospitalhof 
über das Thema »Schule und Familie«. 
Aufforderungen, Elternabende abzu­

halten, kamen aus den verschiedensten  
Orten aus allen Teilen der Bundesrepu­

blik. M ein Kalender ist schon stark  aus­

gebucht. W ir suchen  nach  qualifizierten 
Leuten, die bereit sind, bei solchen 
Abenden einen Vortrag zu halten, vor 
allem aber Leute, die bereit sind, eine 
örtliche Gruppe der Aktion Humane 
Schule ins Leben zu  rufen  und zu leiten. 
Herr und Frau Dillenburger erarbeiteten 
zusammen mit einem Komitee und 
Freunden der Aktion Humane Schule 
Vorschläge und ein Aktionsprogramm  
für örtliche Gruppen. Im Laufe des 
Septembers wurden in unserem Büro

stellen sich grundsätzliche Fragen, was 
den weiteren Kurs unserer Aktion an­

belangt, denn wir waren ursprünglich 
mit der Idee aufgebrochen, daß durch 
einen Apell an die Vernunft, durch  Ver­

handlungen mit dem M inisterium die 
wesentlichen Faktoren, die unnötigen  
Druck und Streß in der Schule verur­

sachen, verändert werden könnten und 
würden.

Intensive Öffentlichkeitsarbeit und 
die sorgfältige Erarbeitung  von Themen 
in örtlichen Gruppen wurde in den 
vergangenen W ochen fortgesetzt. Im  
Verlauf des M onats wurden drei Fern­

sehsendungen über die Aktion fertig- 
gestellt. Tageszeitungen in allen Teilen 
der Bundesrepublik berichteten über 
die Aktion, auch der »Spiegel«, die 
»ZEIT«, das »Allgemeine Sonntags­

blatt«, die »Offene Kirche«, »Für Sie« 
u. a. berichteten über die Aktion oder 
wiesen  auf sie  hin. In  M aulbronn sprach 
ich vor einer Gruppe von Lehrern und 
Pfarrern des Bezirks M ühlacker. In 
Ingersheim hatten wir ein sonntägli-' 
chcs Treffen  von  M itgliedern  und  Freun­

den der Aktion aus Baden-W ürttem­

berg und aus Bayern, das heißt, insbe­

sondere von Leuten, die örtliche Grup­

pen leiten oder dabei sind, solche zu 
organisieren. 180 Leute kamen. Die 
Diskussionen waren beeindruckend. 
Eine wirklich ausgezeichnete Gruppe • 
von Leuten hat sich der Aktion ange­

schlossen und setzt sich aktiv für ihre 
Ziele ein. Verschiedene Politiker Hes­

sen sich über die Aktion berichten, 
darunter Herr Eppler, der Vorsitzende 
der SPD in Baden-W ürttemberg und 
die Büdungspolitikerin Hamm-Brücher 
(FDP) u. a. Für ein Treffen, das Bundes­

präsident Scheel mit einer Gruppe füh­

render Leute aus dem  Schulleben hatte, 
wurden  30  Exemplare unseres M anifests 
von Bonn angefordert. Auch erhielt 
ich eine Einladung nach Bonn, um  dort
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bitten alle unsere Freunde  zu überlegen, 

wie sie diese notwendige Sache unter­

stützen können. Auf unseren letzten

über 700 Briefe individuell beantwortet. 
Das bedeutet viel M ühe und sehr viel 
Portoausgaben, dazu kamen Reisekos­

ten, Büro- und  Druckkosten, Telefonate 
und Anfragen nach M anifesten reißen 
nicht ab. Inzwischen wurden über 70.000' 
Exemplare des M anifests verteilt oder 
versandt. Täglich kommen neue An­

fragen.NMLKJIHGFEDCBA
'D ie  A rb e it lä ß t s ic h  in  d ie s em  U m ­

fa n g u n d  d ie s e r In te n s i tä t n u r d a n n  
d u r c h fü h r en , w en n s ic h d ie F re u n d e  
u n d  In te r e s s e n te n  u n s e r e r  A k tio n  e n t­
s c h l ie ß e n , d em  V e r e in  b e iz u tr e te n  o d e r  
d ie A k tio n s o n s t f in a n z ie l l z u u n te r ­

s tü tz e n . -

Dringend suchen wir einen guten 
Organisator für unsere Arbeit, und wir

Aufruf meldete sich Frau Henzcl, und 
sic arbeitet jetzt auf freiwilliger Basis 
und ganztägig  in unserem  Büro  mit. Für 
ihre Hilfe und die der anderen M itar­

beiter sind wir sehr dankbar! Hier noch 
eine Bitte: Haben  Sie Kontakt zu irgend­

einer Zeitung - wenn ja, könnten Sic 
dort vorschlagen, einen Teil unserer 
Empfehlungen, die wir der Konferenz- 
der Kultusminister vorgelegt haben, ab­

zudrucken? In unserem Bemühen, die 
Elternschaft zu  aktivieren, sind wir sehr 
auf die M ithilfe unserer Freunde ange­

wiesen.
W alter Leibrecht

i
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AnkündigungNMLKJIHGFEDCBA

S em in a r  fü r  fr e ih e it l ic h e O rd n u n g

d e r W ir ts c h a ft , d e s  S ta a te s  u n d  d e r  K u ltu r  e . V .

40./41. Tagung
Für 1976 sind die Sommerveranstaltungen des 

Seminars für freiheitliche Ordnung

für die Zeit v om .1 5 . b is 1 9 . J u li 

und

v om  2 1 . b is  2 5 . J u li 

wieder in der Bauernschule 

in  H e rr sc h in g  am  A m m er s e e  v o rg e s e h e n ..

Seminar I vom 15. bis 19. Juli 

A rb e its th em a :

Die Interdependenz von Staat, W irtschaft und Kultur*

Seminar II vom 21. bis 25. Juli 

A rb e its th em a :

Humane Schule !
D ie Schule in der Gesellschaft - Erziehung zur Selbständigkeit 
oder Bewußtseinsänderung?*

*) Das vorläufige Programm wird im nächsten Heft (Nr. 119/1 1976) bekanntgegeben

W eitere Veranstaltungen im Jahr 1976

2.-.4. 1. 1976 M arxismus - sozialistische Demokratie und das M enschen­
bild der freiheitlichen Ordnung. - E v . A k a d em ie  B a d  B o ll 

2 0 .-2 2 . 2 . 1976 Gesundheitspolitische Fachtagung - Reformvorstellungen 
von Alternativen und Verbänden im Sozialstaatsbereich 
P o li t is c h e  A k a d em ie  E ich h o lz , W e ss e lin g

14.-16. 5. 1976 M arktwirtschaft und soziale Gerechtigkeit in den Partei­
programmen. - E v . A k a d em ie  B a d  B o ll

5 .- 7. 11. 1976 Folgen des Liberalismus auf W irtschaft, Staat und Kultur 
P o li t isc h e  A k a d em ie  E ic h h o lz , W e ss e l in g

Bitte merken Sie die Termine jetzt schon vor und machen Sie auch Ihre 
Freunde auf die Tagungen aufmerksam. Bitte fordern Sie rechtzeitig das 
jeweilige Programm an. W egen Begrenzung der Teilnehmerzahl wird früh­
zeitige Anmeldung empfohlen.
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Vorankündigung für Heft Nr. 119/1 1976‘;:

O . M . v . L e p e l M arxismus, sozialistische Demokratie und; die freiheit­

liche Gesellschaftsordnung

W ..v . W a r tb u rg ■ Der M arxismus

H . P . N eum a n n Die W erttheorie bei Karl M arx und die daraus abge­

leiteten Fehlinterpretationen des Lohnverhältnisses 
und der Ausbeutung

*) Der Abdruck über das Thema: »Sozialkundeunterricht« muß aus technischen Gründen auf' 
ein späteres Heft verschoben werden.
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der Gegenwart
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